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Management Summary 

Zielsetzung & Hauptergebnis der Studie 

Die Studie hat zum Ziel, den möglichen Nutzen einer schweizweit bereitgestellten E-Government-

Infrastruktur abzuklären und darzustellen wie dieser organisatorisch in einem föderalen Umfeld rea-

lisiert werden kann. 

Für die Entwicklung von E-Government Schweiz ist es zentral, dass Bund, Kantone und Gemein-

den gemeinsame Basisinfrastrukturen nutzen können. Dies ist eine Voraussetzung dafür, E-Govern-

ment effizient umzusetzen, die Qualität des Verwaltungshandelns zu erhöhen und das Ziel einer 

vernetzten Verwaltung zu erreichen.  

Die Studie kommt zum Ergebnis, dass das vorhandene Potential derzeit unzureichend ausge-

schöpft wird. In der koordinierten, dezentralen Umsetzung von E-Government besteht eine wesent-

liche Lücke darin, dass es keine Organisation gibt, die für die Finanzierung, Umsetzung und den 

Betrieb von ebenenübergreifenden Infrastrukturprojekten zuständig ist. Die Empfehlung lautet da-

her, die Bildung einer solchen Organisation näher zu prüfen. 

Ausgangslage  

Die E-Government-Strategie Schweiz zielt darauf ab, das Verwaltungshandeln effizienter, qualitativ 

hochwertiger und kundennäher zu gestalten. Dazu müssen Geschäfte mit und unter den Behörden 

durchgängig und medienbruchfrei über die Verwaltungsebenen und Organisationsgrenzen hinweg 

abgewickelt werden können. Angestrebt wird eine „vernetzte Verwaltung‚, die den elektronischen 

Informationsaustausch über mehrfach nutzbare IKT-Lösungen und Referenzdaten ermöglicht. Um 

dies zu erreichen müssen Bund, Kantone und Gemeinden ihre Prozesse aufeinander abstimmen 

und die Entwicklung von E-Government auf eine gemeinsame Infrastruktur abstellen können. Kern-

elemente einer E-Government-Infrastruktur sind Basisdienste, die für die Umsetzung von E-Govern-

ment schweizweit benötigt werden oder von verschiedenen Verwaltungsstellen gemeinsam genutzt 

werden können, Register, die es erlauben, dass Behörden auf gemeinsamen Daten arbeiten sowie 

einheitliche Standards, die den Austausch gewährleisten. Damit lässt sich primär folgender Nutzen 

erreichen: 

1. Kosten senken: Durch eine modulare Architektur nach dem Prinzip „einmal entwickeln – 

mehrmals nutzen‚ können wiederkehrend Kosteneinsparungen realisiert werden.  

2. Qualität steigern: Durch Referenzdatenbestände nach dem Prinzip „Daten einmal erhe-

ben/pflegen – innerhalb des Verwaltungssystems geregelt zur Verfügung stellen‚ kann die 

Qualität der Daten wie auch der Leistungserbringung gesteigert werden.  

Das Potential ist vielfältig und gross. Um es zu nutzen, braucht es ein koordiniertes Vorgehen zwi-

schen allen involvierten Stakeholdern, was in der föderalen und dezentralen Kompetenzlandschaft 

der Schweiz eine Herausforderung darstellt.   

Situation  

E-Government Schweiz erzielt Fortschritte und entwickelt sich weiter, allerdings langsamer, als er-

wünscht. Anzeichen einer Stagnation sind erkennbar. 

Das Potential der vernetzten Verwaltung wird bislang unzureichend ausgeschöpft. Es werden wei-

terhin parallele Entwicklungen angestossen und neue Partikularlösungen entwickelt, was den finan-

ziellen Aufwand insgesamt erhöht und die spätere Einigung auf gemeinsame Lösungen erschwert. 
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Erforderliche Basisinfrastrukturen fehlen, um eine koordinierte Umsetzung von E-Government zu 

beschleunigen. Die Finanzierung von Infrastrukturprojekten ist vielfach ungelöst oder der nachhalti-

ge Betrieb nicht gewährleistet. Die föderale, dezentrale Entwicklung von E-Government Schweiz 

erweist sich als Problem, da nicht unmittelbar klar ist, wer gemeinsam nutzbare Basisinfrastrukturen 

bereitstellen soll und kann. Für einzelne Verwaltungen stellen die Grundsätze der Budgetierung ein 

deutliches Hindernis für langfristige Investitionen und tragfähige Betriebskonzepte dar. 

Verschiedene Organisationen nehmen schweizweit Aufgaben im Bereich Koordination und Stan-

dardisierung wahr, wobei diese Koordinationsleistungen weiter vernetzt werden können. Die beste-

henden institutionellen Strukturen weisen eine Lücke auf. Es gibt keine national agierende Organisa-

tion, die für die Umsetzung von ebenenübergreifenden Infrastrukturprojekten zuständig ist und den 

bestehenden Herausforderungen im finanziellen und betrieblichen Bereich kompetent begegnen 

kann.  

Die skizzierten Probleme erschweren den Weg zu einer vernetzten Verwaltung zunehmend. Der 

Handlungsbedarf besteht darin, die vorhandenen Organisationen, Prozesse und Finanzierungslogi-

ken dahingehend anzupassen, dass das Ziel einer modernen und effizienten Verwaltung konse-

quent und mit möglichst geringen Transaktionskosten verfolgt werden kann. 

Lösungsansatz   

Die bestehenden Strukturen sind zu überdenken. Eine veränderte Organisationslandschaft muss 

sicherstellen, dass die Anforderungen an Koordination, Standardisierung und Ausführung mittels 

geeigneter Organisationen und geregelter Interaktionsprozesse erfüllt werden.  

Um das erkannte Potential zu nutzen, können Bund, Kantone und Gemeinden einer nationalen 

Ausführungsorganisation – sei es einer bestehenden oder einer neu zu schaffenden – den expliziten 

Auftrag erteilen, gemeinsame Lösungen zu realisieren und deren Betrieb und Pflege sicherzustellen. 

Eine solche Organisation muss einen grösseren finanziellen und unternehmerischen Spielraum ha-

ben als beispielsweise ein Bundesamt. 

Das Vertrauen aller in diese Organisation ist entscheidend. Daher ist die Governance wichtig. Hier 

sind unterschiedliche Lösungen denkbar. Neben einer möglichen Rolle als Eigner, treten Bund, 

Kantone und Gemeinden grundsätzlich als gleichgestellte „Kunden‚ auf. Ausschlaggebend ist, dass 

die Organisation einen konkreten Nutzen für ihre Kooperationspartner stiftet. Indem sie nutzenorien-

tiert agiert und sich der Umsetzung von Interoperabilitätsstandards verpflichtet, sorgt sie für eine 

nachhaltige Entwicklung von E-Government in der Schweiz. Um einen Ausgleich zwischen Vorrei-

tern und Nachzüglern zu gewährleisten, entwickelt sie tragfähige Kostenschlüssel sowie klare Ein-

stiegs- und Ausstiegsbedingungen für Verwaltungen in der Rolle als Kunden. Die Organisation fi-

nanziert sie sich weitgehend durch Entschädigungen für Projekt- und Entwicklungskosten sowie 

durch Nutzungsgebühren. Diese werden in freiwilligen Verträgen mit den Behörden auf allen födera-

len Ebenen vereinbart. Eine Sockelfinanzierung dürfte erforderlich sein. 

Eine weitere Konkretisierung des vorgeschlagenen Lösungsansatzes wirft Folgefragen auf, die in 

den Bereichen politisch-rechtliche Rahmenbedingungen, konkrete institutionell-organisatorische 

Ausgestaltung und Priorisierung möglicher Finanzierungsmodelle liegen. 
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Ausland  

Andere Staaten sehen sich mit ähnlichen Schwierigkeiten konfrontiert. Treiber für die Problematik 

sind weniger politische Strukturen als der Umfang der Aufgabendelegation. Weil diese in der 

Schweiz besonders ausgeprägt ist, erscheinen institutionelle Schritte umso notwendiger. Der Blick 

ins Ausland zeigt, dass die institutionelle Landschaft zur Gestaltung von E-Government allgemein in 

Bewegung ist. Verschiedene Staaten haben ihre Institutionen in jüngster Zeit angepasst, um Intero-

perabilität und die Koordination unter den Behörden und zwischen den staatlichen Ebenen besser 

zu unterstützen. 

Fragestellung & Methodik  

Der Bericht untersucht im Kern vier Fragen: 

1. Wie präsentiert sich die Situation von E-Government Schweiz vor dem Hintergrund beste-

hender Strategieziele und mit Blick auf das Konzept einer vernetzten Verwaltung? 

2. Ist aus der bestehenden Situation und den anvisierten Zielen ein Handlungsbedarf für ein 

verändertes Vorgehen abzuleiten? 

3. Wie wird mit der Thematik im Ausland umgegangen und was lässt sich daraus für die 

Schweiz ableiten? 

4. Wie könnte ein Lösungsansatz aussehen, um E-Government Schweiz institutionell-

organisatorisch so aufzustellen, dass das Potential einer vernetzten Verwaltung realisiert 

werden kann? 

Die Studie basiert auf einer Dokumentenanalyse und auf 13 Interviews mit E-Government-Expert/-

innen aus allen föderalen Ebenen sowie 5 Interviews mit E-Government-Expert/-innen aus dem 

europäischen Ausland. 
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1 Einleitung 

Vom Schweizer Staats- und Gemeindewesen wird mehr Kundenorientierung, mehr Qualität und 

mehr Effizienz bei der Aufgabenerfüllung und in der Kommunikation innerhalb und zwischen den 

Verwaltungsebenen sowie zwischen Verwaltung und Kunden erwartet (Csoka 2006: 19). Eben die-

se Erwartungen können mit dem Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) 

in der Verwaltung oder kurz mit E-Government unterstützt werden. In Entsprechung dazu hält die 

nationale E-Government-Strategie fest, dass die Verwaltungstätigkeit mit Hilfe der IKT „so bürger-

nah und so wirtschaftlich wie möglich gestaltet werden‚ soll (Geschäftsstelle E-Government 

Schweiz 2009: 4). Damit Privatpersonen und Unternehmen ihre Geschäfte mit der Verwaltung ein-

facher, schneller oder kostengünstiger abwickeln können und die Verwaltung ihre Leistungen effi-

zienter und effektiver erbringen kann, ist es unerlässlich, dass „Verwaltungsgeschäfte durchgängig 

elektronisch ohne Medienbrüche abgewickelt werden‚ können (ibid: 6). Dies kann nur gelingen, 

wenn sich die Behörden innerhalb und über die föderalen Ebenen hinweg koordinieren. Es geht 

darum, behördenübergreifende Prozesse interoperabel zu gestalten, organisationsinterne Abläufe 

zu vereinfachen und bestehende Daten mehrfach nutzbar zu machen. IT-gestützte Bearbeitungs-

abläufe, die in verschiedenen Verwaltungsstellen gleichförmig ablaufen, können als Basisdienste für 

mehrere Verwaltungen erbracht werden. Zu tätigende oder bereits getätigte IT-Investitionen können 

besser genutzt werden, indem Lösungen interoperabel gestaltet und mehrfach angewendet werden 

können. Kostenersparnisse und Qualitätssteigerungen können auch durch eine gemeinsame Nut-

zung von Registern realisiert werden. „Mehrfachnutzung und offene Standards‚ ist der Grundsatz 

der bei der Umsetzung der E-Government-Strategie befolgt werden soll. 

Ende 2011 haben Bund und Kantone die bestehende Rahmenvereinbarung über die Zusammenar-

beit im schweizerischen E-Government bis 2015 erneuert und darin die Notwendigkeit einer ge-

meinsamen Umsetzung der Strategie bekräftigt. Die Erarbeitung der neuen Vereinbarung hat die 

Diskussion über die Wege und Möglichkeiten der Zusammenarbeit belebt und auch einige substan-

tielle Neuerungen bewirkt. Dies betrifft im Kern eine gestärkte Verbindlichkeit, nicht nur mit Blick auf 

die Finanzierung von dringend notwendigen Voraussetzungen für ein effizientes E-Government, 

sondern auch mit Blick auf eine verstärkte Integration aller föderalen Ebenen und die Einhaltung von 

erforderlichen Standards. Solche Verständigungsprozesse sind unabdingbar, um eine gemein-

schaftlich getragene Zielerreichung voranzutreiben.  

Jetzt ist daher ein geeigneter Zeitpunkt, um das Erreichte zu würdigen, die bislang verfolgten An-

sätze auf dem Weg zu einer modernisierten und vernetzten Verwaltung zu reflektieren und sich mit 

der Frage auseinanderzusetzen, ob die bestehenden Strukturen und Instrumente ausreichend sind, 

um die aktuellen und zu erwartenden Herausforderungen im Schweizer E-Government zu bewälti-

gen.  

Das Bundesamt für Justiz hat das Kompetenzzentrum Public Management und E-Government der 

Berner Fachhochschule damit beauftragt, eine Studie zum Thema E-Government-Infrastruktur in 

der Schweiz zu erstellen. Diese soll dazu dienen, den möglichen Nutzen von schweizweit nutzbaren 

E-Government-Elementen mit Infrastrukturcharakter (Basisdienste, Standards, Register etc.) abzu-

klären und darzustellen wie dieser organisatorisch in einem föderalen Umfeld erbracht werden 

kann. Die vorliegende Studie wurde zwischen Dezember 2011 und Februar 2012 erstellt. 
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1.1 Problemstellung 

Das Schweizer E-Government soll mehr Kundenorientierung im Verwaltungshandeln erreichen. 

Dazu müssen Geschäfte mit und unter den Behörden durchgängig und medienbruchfrei über meh-

rere Verwaltungsebenen und Organisationsgrenzen hinweg abgewickelt werden können. Eine Effi-

zienzsteigerung kann dann erreicht werden, wenn der elektronische Informationsaustausch zwi-

schen den Verwaltungsstellen innerhalb und über die föderalen Ebenen hinweg rechtsverbindlich, 

standardisiert und über mehrfach nutzbare IKT-Lösungen ermöglicht wird. Angestrebt wird dem-

nach eine vernetzte Verwaltung deren organisatorische Ausgestaltung sich in die dezentrale, föde-

rale Kompetenzlandschaft der Schweiz einfügen muss (Schweizerischer Bundesrat (BR) & Konfe-

renz der Kantonsregierungen (KdK) 2011: Art. 2; Fachgruppe SEAC et al. 2010: 3; Schärli & Opitz 

2011a: 20). Um allen diesen Aspekten gerecht zu werden, bedarf es einer systemischen Herange-

hensweise: „Vereinfacht lässt sich sagen: Je föderaler die staatlichen Strukturen und je vielfältiger 

die eingesetzten Informationssysteme, desto dringlicher werden verbindliche Vereinbarungen auf 

der organisatorischen, inhaltlichen (semantischen) und technischen Ebene‚ (Schärli & Opitz 2011b: 

2). Abstimmungen in rechtlichen und politischen Fragen sind ebenfalls erforderlich (Interoperabilität).  

E-Government Schweiz entwickelt sich stetig weiter, allerdings je nach föderaler Ebene in unter-

schiedlichen Entwicklungstempi (Golder et al. 2010) und insgesamt eher langsam. Ein im Bereich 

einer nationalen E-Government-Architektur systematischer Überblick zur bestehenden E-Govern-

ment-Landschaft sowie zu den Vernetzungsmöglichkeiten innerhalb und zwischen den föderalen 

Ebenen ist in Arbeit, liegt aber heute nicht in verbindlicher Form vor. Die aktuell eingesetzten Lö-

sungen sind vielfältig und nur teilweise vernetzt. Aus unterschiedlichen Gründen werden zudem 

immer wieder eigene Lösungen entwickelt, was nicht nur der gemeinsamen Zielrichtung wider-

spricht, sondern auch die skizzierte Grundproblematik verschärft. Eines von mehreren Problemen 

besteht darin, dass trotz aller Bemühungen bestimmte Voraussetzungen wie gemeinsam nutzbare, 

grundlegende Dienste und -Infrastrukturen fehlen, die eine einheitliche bzw. interoperable Umset-

zung von E-Government unterstützen würden. Solange diese nicht verfügbar sind, kann sich  

E-Government in der Schweiz nicht sinnvoll weiterentwickeln. Erste Anzeichen einer Stagnation 

sind bereits erkennbar (vgl. Golder et al. 2010). Eines der Grundprobleme hierbei ist, dass solche 

Lösungen in der Regel mit verhältnismässig hohen Investitionskosten verbunden sind, ihr wirt-

schaftlicher Nutzen eher langfristig entsteht und zudem verteilt ist. Es stellt sich daher die Frage, 

wer solche Lösungen sinnvollerweise finanzieren und zum Zweck einer gemeinschaftlichen Nutzung 

betreiben kann.  

Bis dato sollen Vorhaben mit Voraussetzungscharakter primär von sogenannten federführenden 

Organisationen (ffO) umgesetzt werden. Die Entwicklung von E-Government ist daher stark von der 

Initiative und den Kapazitäten einzelner Organisationen abhängig, die eher unabhängig voneinander 

agieren (vgl. Schärli & Opitz 2011b: 5). Einzelne Verwaltungsstellen sind dabei aufgrund der beste-

henden Budgetierungslogik wenig geeignet, um als Leistungserbringer für andere Verwaltungen 

aufzutreten. Um dieses Problem zu umgehen werden neue Organisationsformen gebildet, was mit 

hohen Transaktionskosten verbunden ist. Die nationale Koordination auf der politisch-strategischen 

Ebene wird über den Steuerungsausschuss und die Geschäftsstelle E-Government Schweiz wahr-

genommen. Auf der technischen Ebene übernimmt das Standardisierungsgremium eCH diese Auf-

gabe. In mehreren Bereichen fehlen aber übergreifend koordinierende Organisationen. Dafür betäti-

gen sich auf den unterschiedlichen föderalen Ebenen weitere Organisationen in ähnlicher Weise. 

Die Orchestrierung des Gesamtsystems E-Government Schweiz stellt mit der bestehenden Organi-

sationslandschaft daher eine Herausforderung dar. Die Probleme sind im E-Government-Umfeld 

nicht neu und dürften sich weiter akzentuieren, wenn es nicht gelingt, die strukturellen Vorausset-
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zungen zu schaffen, um eine behördenübergreifende und föderale Umsetzung von E-Government 

zu ermöglichen und zu beschleunigen Diese Verbindlichkeit ist bisher noch nicht gewährleistet. 

1.2 Ziel der Studie und Struktur des Berichts  

Ziel dieser Studie ist es zunächst, die Situation von E-Government Schweiz mit Blick auf den Weg 

zu einer modernisierten Verwaltung im Sinne der strategisch gesetzten Ziele zu skizzieren. Zu die-

sem Zweck wird das Konzept der vernetzten Verwaltung kurz erläutert, die Anforderungen an eine 

interoperable Umsetzung von E-Government werden umrissen und eine erste Bestandsaufnahme 

zum bestehenden Angebot sowie der strategisch-organisationalen Entwicklung vorgenommen. 

Im Fokus steht die Frage, ob aus der bestehenden Situation ein Handlungsbedarf für ein veränder-

tes Vorgehen abzuleiten ist. Dazu wurden Interviews mit E-Government-Expert/-innen in der 

Schweiz durchgeführt, die den gegenwärtigen Entwicklungsstand der vernetzten Verwaltung beur-

teilen, Fortschritte und Herausforderungen mit Blick auf das Thema E-Government-Basisinfra-

struktur benennen und ihre Einschätzung zu einer alternativen Herangehensweise darlegen sollten. 

Das darauf aufbauende Ziel dieser Studie ist es, die grundsätzlichen Handlungsoptionen auf institu-

tionell-organisatorischer Ebene im bestehenden föderalen Umfeld aufzuzeigen. Im Fokus steht die 

Frage, wie sich die Schweiz mittel- bis langfristig organisieren kann, um das vorhandene Potential 

im E-Government zu realisieren. Zu diesem Zweck wurde zusätzlich ein Vergleich mit dem Ausland 

vorgenommen, um die Anforderungen an die Entwicklung und Umsetzung von E-Government in 

einem föderalen Kontext besser einordnen zu können, aber auch, um Anregungen für ein mögli-

ches Vorgehen zu erhalten. Dabei kann es sich allerdings nur um erste Hinweise handeln, da sich 

die Analyse auf wenige Länder beschränkt und primär auf Interviews mit E-Government-Verant-

wortlichen auf der nationalen Ebene fokussiert.  

1.3 Methodisches Vorgehen 

Das methodische Vorgehen der vorliegenden Studie umfasst eine Dokumentenanalyse und semi-

strukturierte Interviews mit Expert/-innen im Inland sowie in fünf ausgewählten europäischen Län-

dern.  

1.3.1 Fokus Schweiz 

Um die Ausgangslage von E-Government in der Schweiz zu skizzieren, wurde zum einen auf die 

bestehenden Strategien und Vereinbarungen sowie auf verschiedene Berichte seitens der Ge-

schäftsstelle E-Government Schweiz zurückgegriffen. Weite Teile der Analyse stützen sich auf die 

aktuellste vom Institut gfs im Auftrag der Geschäftsstelle durchgeführte Befragung von E-Govern-

ment Verantwortlichen auf den verschiedenen föderalen Ebenen (Golder et al. 2010). Während auf 

dieser Basis die eingeschlagenen Stossrichtungen, der Entwicklungsstand von E-Government in 

Bezug auf bestimmte Kernanliegen sowie die aktuellen Herausforderungen diskutiert werden kön-

nen, ist es im Rahmen dieser Studie nicht möglich eine strukturierte Übersicht zur Entwicklung und 

Nutzung von zentralen E-Government-Infrastrukturen zu liefern. Die Datenlage zu dieser Thematik 

ist dispers und es war nicht Auftrag dieser Studie, diese zu konsolidieren oder zu erweitern.1  

                                                

1 Ein selektiver Überblick findet sich im Länderbericht der Europäischen Kommission (European Commission (EC) 2011a: 19-21). Im 

Rahmen der Teilstrategie zur „SOA-Bund‚ (Serviceorientierte Architektur) bietet das Informatiksteuerungsorgan des Bundes (ISB) in 

Zusammenarbeit mit den Departementen und Ämtern ein Verzeichnis zu den in der Bundesverwaltung (und von ausgewählten externen 

Anbietern) angebotenen E-Services (modulare, wieder verwendbare Pakete) (ISB 2012a).  
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Zwischen Dezember 2011 und Februar 2012 wurden insgesamt 13 Interviews mit E-Government-

Expert/-innen aus der Schweiz durchgeführt. Die Interviews dienen primär dazu, verschiedene Ein-

schätzungen zu folgenden Aspekten nachzuzeichnen: 

 Potential der vernetzten Verwaltung 

 Stand der aktuellen Entwicklung 

 Entwicklungstempo 

 Herausforderungen 

 mögliche Treiber 

Die Auswahl der Gesprächspartner erfolgte nach folgenden Kriterien:  

 Mitglieder des Expertenrats E-Government Schweiz 

 Personen, die auf Kantonsebene für E-Government verantwortlich oder stark darin involviert 

sind 

 Kantone mit unterschiedlicher Ausprägung (Sprachregionen, Grösse, Stadtkanton), 

 Personen mit Bezug zu priorisierten Vorhaben 

 Besondere Modelle der Leistungserbringung 

Mehrere Interviewpartner sind zudem in einem oder mehreren E-Government-Gremien (eCH, SIK, 

Fachgruppe E-Government der Kantone) vertreten, dies stellte allerdings kein explizites Auswahlkri-

terium dar. Eine erste Auswahl an Gesprächspartnern wurde in Absprache mit der Geschäftsstelle 

E-Government Schweiz ermittelt, auf Basis der ersten Gespräche wurden weitere Interviewpartner/-

innen identifiziert. Berücksichtigt wurden insgesamt: 

 4 Mitglieder des Expertenrats (2 Bund, 1 Kantone, 1 Gemeinden) 

 3 Vertreter auf Ebene Bund (2 ISB, SECO, BfS) 

 7 Vertreter auf Ebene der Kantone (ZH, TI, BS, AG,TG, GR, VS) 

 2 Vertreter auf Ebene der Gemeinden 

 1 Vertreter eines Informatikdienstleisters (OW/NW) 

Folgende Personen haben sich freundlicherweise als Interviewpartner/-innen zur Verfügung gestellt: 

Bund 

Ernst Matti Bundesamt für Statistik (BfS)  

- Vizedirektor des Bfs 

- Mitglied des Expertenrats E-Government CH 

Willi Müller Informatiksteuerungsorgan des Bundes (ISB) 

- Informatikarchitektur und Standards 

Christian Weber Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco) 

- KMU-Portal 

- Mitglied des Expertenrats E-Government CH 

 

Kantone 

Peppino Giarritta  Kanton Zürich (ZH) 

- Staatskanzlei 

- E-Government  

Hans Häni Kanton Thurgau (TG) 

- E-Government  
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Thomas Hardegger  Kanton Graubünden (GR) 

- Standeskanzlei 

- E-Government  

Silvano Petrini Kanton Tessin (TI) 

- Leiter Amt für Informatik 

- E-Government 

Marlies Pfister Kanton Aargau (AG) 

- Generalsekretariat Departement Finanzen und Ressourcen 

- E-Government Verantwortliche 

Cédric Roy  Kanton Wallis (VS) 

- Staatskanzlei 

- E-Government 

Thomas Schärli Kanton Basel Stadt (BS) 

- Fachstelle für Informatik und Organisation  

- E-Government 

Gemeinden 

Stephan Wenger  Stadt St. Gallen 

- Leiter Einwohneramt der Stadt St. Gallen 

- Präsident Verband Schweizerischer Einwohnerdienste (VSED) 

Christian Mühlethaler  Stadt Bülach 

- Stadtschreiber Bülach 

- Mitglied des Expertenrats E-Government CH 

Informatikdienstleister  

Oskar Zumstein  Kantone Ob- und Nidwalden (OW/NW) 

- InformatikLeistungsZentrum Obwalden und Nidwalden (AG im Besitz der Kanto-
ne) 

- Mitglied der Geschäftsleitung 

Abbildung 1: Übersicht interviewte Personen Schweiz 

Die Interviews dauerten 1 bis 1 ½ Stunden. Die meisten wurden telefonisch, einige im Rahmen ei-

nes persönlichen Treffens durchgeführt. Alle Interviews wurden aufgenommen und in einem aus-

führlichen Gesprächsprototkoll festgehalten. In einem iterativen Verfahren wurden die protokollierten 

Aussagen gebündelt und aus dem Material Kategorien gebildet, nach denen die Aussagen qualita-

tiv analysiert wurden. Die wichtigsten Ergebnisse aus den Expert/-inneninterviews werden in sum-

marischer Form dargestellt. Dabei gilt es zu beachten, dass die Interviewten in ihrer Rolle als  

E-Government-Expert/-innen befragt wurden, ihre Stellungnahmen können daher von der Haltung 

eines jeweiligen Kantons abweichen.  

1.3.2 Fokus Ausland 

Um aus ca. 50 europäischen und 27 EU Ländern eine Auswahl zu treffen, ging diese Studie von 

folgenden Annahmen aus: Von grosser Bedeutung dürfte das politische System inklusive räumlich-

administrativer Staatsgliederung eines Landes sein. Wie ist der Staat aufgebaut, wie viele Verwal-

tungsebenen gibt es, wie sind die Kompetenzen zwischen diesen verteilt und wie viele Verwal-

tungseinheiten teilen sich die Arbeit innerhalb der Ebenen? Anzunehmen ist, dass eine zentralisti-

sche Ausprägung die Durchsetzung von Verbindlichkeiten vereinfacht, was somit dem Staat die 

top-down Gestaltung und Durchsetzung von zentraler Infrastruktur ermöglicht. Die Anzahl Verwal-

tungseinheiten (Kommunen, Regionen) dürfte sich im Sinne von je weniger Stakeholder, desto nied-

riger die Transaktionskosten, desto einfacher die Realisierung gemeinsamer Lösungen auswirken. 

Allenfalls könnten die Anzahl Stakeholder und die Grösse (Bevölkerung, Territorium) E-Government 
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dahingehend beeinflussen, dass kleinere Staaten mit einfacherer Verwaltungslandschaft mit weni-

ger bzw. anders gelagerten Herausforderungen konfrontiert werden. Gleichzeitig könnte dann aber 

eine verringerte Finanzkraft der einzelnen Stakeholder sich auf die kooperative Realisierung von 

Lösungen positiv auswirken. Um eine allfällige Vergleichbarkeit mit der Schweiz sicherzustellen, 

wurden folgenden Kriterien herangezogen. 

 Staaten, die sich ökonomisch auf einem wirtschaftlich und gesellschaftlich ähnlichen Niveau 

befinden wie die Schweiz 

 Staaten unterschiedlicher Grösse: Einwohnerzahl, Anzahl Städte/Gemeinden 

 Staaten mit unterschiedlichen politischen Systemen (Föderalstaaten bis Einheitsstaaten un-

terschiedlicher Ausprägung) 

 Nachbarstaaten der Schweiz 

 Europäische und nicht-europäische Staaten 

Die Auswahl der zu untersuchenden Länder fiel auf zwei Föderalstaaten (Österreich, Deutschland) 

und drei Einheitsstaaten (Frankreich, Schweden, Norwegen2). Wobei zwei Staaten wesentlich grös-

ser sind als die Schweiz und deutlich mehr Gemeinden und Regionalverwaltungen aufweisen 

(Frankreich, Deutschland). Die andern drei sind der Schweiz deutlich ähnlicher, wobei zwei Staaten 

(Norwegen, Schweden) deutlich weniger Gemeinden haben. 

Der Ländervergleich basiert methodisch auf einer Dokumentenanalyse und auf semistrukturierten 

Interviews. Um einen ersten Überblick zur Organisation von E-Government, den strategischen 

Schwerpunkten, rechtlichen Grundlagen und den wichtigsten E-Government-Infrastrukturen in den 

jeweiligen Ländern zu gewinnen, konnte auf das Portal ePractice der Europäischen Kommission 

zurückgegriffen werden (EC 2012a). Die dort publizierten Länderberichte erheben allerdings keinen 

Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit. Wie auf Basis der Interviews festgestellt werden konn-

te, entspricht die Auswahl und die beigemessene Wichtigkeit der Informationen in diesen Doku-

menten nicht immer jener der befragten Expert/-innen.  

Im Januar 2012 wurden insgesamt fünf Interviews mit den auf nationaler Ebene für E-Government 

zuständigen Stellen durchgeführt.3 Die Interviews dienen primär dazu, die strukturellen Bedingungen 

für den Aufbau von E-Government-Infrastrukturen einordnen zu können und Erkenntnisse für die 

Situation in der Schweiz abzuleiten. Im Fokus standen folgende Aspekte:  

 Institutionen für ebenenübergreifendes E-Government 

 Zuständigkeiten für: Initialisierung, Entwicklung, Implementierung, Betrieb zentraler Lösun-

gen 

 ebenenübergreifende Koordination 

 Finanzierungmodelle für: Entwicklung, Betrieb, Pflege, Weiterentwicklung zentraler Lösun-

gen 

Der Kontakt wurde (mit Ausnahme Schwedens) über das Informatiksteuerungsorgan des Bundes 

hergestellt. Die Verantwortlichen benannten im Anschluss eine in ihrer Organisation für die Thematik 

E-Government-Infrastruktur zuständige Person oder stellten sich persönlich für ein telefonisches 

                                                

2 Norwegen als Nicht-EU-Mitglied brachte für den Vergleich einen weiteren interessanten Aspekt ein, nämlich die Frage danach, ob bei 

ähnlichen Resultaten der anderen 4 Staaten allenfalls die Vorgaben der EU einen Einfluss haben könnten. 
3 Ein weiteres Interview mit E-Government-Verantwortlichen in Kanada floss nicht in die Untersuchung ein, da sich die Auseinanderset-

zung mit der Thematik stark auf die technische Ebene fokussierte, die hier nicht im Vordergrund steht. 
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Interview zu Verfügung. 

Für die Interviews haben sich freundlicherweise zur Verfügung gestellt: 

Deutschland 

Erwin Schwärzer 

 

Bundesministerium des Innern  

- Leiter des Referates IT1 (Grundsatzangelegenheiten der IT und des E-
Governments; Netzpolitik, Geschäftsstelle IT-Planungsrat) 

Frankreich 

Nicolas Conso* Direction Générale de la Modernisation de l’État (DGME) 

- Chef de Service Innovation 

- *Ein Teil des Interviews wurde in Stellvertretung mit Frau Tania Lasisz durchge-
führt.  

Norwegen 

Lars van Marion 

  

 

Fornyings-, administrasjons- og kirkedepartementet 

(Ministry of Government Administration, Reform and Church Affairs) 

Avdeling for IKT og fornying 

(Department of ICT Policy and Public Sector Reform) 

- Seniorrådgiver (Acting Deputy Director General) 

Österreich 

Roland Ledinger Bundeskanzleramt Österreich  

- Leitung des Bereiches IKT-Strategie des Bundes und der Abteilung I/13 

- Geschäftsführer der Plattform Digitales Österreich 

Schweden 

Anneli Hagdahl 

 

Näringsdepartementet  

(Ministry of Enterprise, Energy and Communications) 

Enheten för it-politik 

Division for Information Technology Policy 

- Ämnessakkunnig – (Special adviser) 

Abbildung 2: Übersicht interviewte Personen Ausland 

Auf Basis der geführten Interviews wurden weiterführende Recherchen durchgeführt, die in die 

Auswertung einflossen.  
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2 Konzeptionelle Grundlagen 

In diesem Kapitel werden die konzeptionellen Grundlagen erläutert, auf denen diese Studie basiert. 

Begriffe werden im Hinblick auf eine Leserschaft erläutert, die sich bisher noch nicht vertieft mit der 

vorliegenden Thematik auseinandergesetzt hat.  

2.1 Anforderungen an ein zeitgemässes E-Government 

2.1.1 Konzept der vernetzten Verwaltung 

Vor dem Hintergrund der Erwartungen an eine moderne Leistungserbringung seitens des Staats 

entwickelt sich ein Konsens über die sinnvolle Entwicklung des E-Government Schweiz in Richtung 

einer vernetzten Verwaltung (Lenk et al. 2010): Das heisst, weg von der heutigen Situation der un-

koordinierten Silo-Lösungen, hin zu einer Verwaltung, die gegen aussen „als Netzwerk von einfach 

erreichbaren Kontaktstellen in Erscheinung‚ tritt. Die Vorteile einer vernetzten Verwaltung werden 

darin gesehen, dass Kundenorientierung, Effizienz und Effektivität des Verwaltungshandelns deut-

lich verbessert werden können, ohne die hoheitliche Aufgabenteilung zu beinträchtigen und unter 

Wahrung der föderalen Handlungsspielräume (ibid: 5).  

Ein verbesserte Kundenorientierung bezweckt Folgendes: Bürger/-innen oder Unternehmen müs-

sen weniger administrative Lasten auf sich nehmen, indem beim Bezug öffentlicher Leistungen die 

Anzahl Interaktion mit den Verwaltungsstellen minimiert wird. Aus Kundensicht bleiben die inneren 

Abläufe, deren Komplexität und die erforderliche Koordinationsleistung unter den Behörden nach 

dem Prinzip der Vernetzung verborgen (Fachgruppe SEAC et al. 2010: 20, eCH & ISB 2010). Der 

Gesamtprozess soll für die Kundschaft klarer und planbarer werden (wann liegt ein Resultat vor).  
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Abbildung 3: Silostruktur beim Leistungsbetrieb vs. vernetzte Vertriebsstrukturen (eCH & ISB: 6f). 

Eine verbesserte Effizienz und Effektivität des Verwaltungshandelns kann wie folgt erreicht werden: 

Die Verwaltung gestaltet ihre Prozesse modular, d.h. sie identifiziert Prozesselemente, die in ver-

schiedenen Behörden gleichförmig ablaufen und lagert diese aus (vgl. Abbildung 4). „So können 

dann viele Prozesselemente, die bisher in den ‚lokalen’ Prozessen einzeln bereitgestellt, betrieben 

und bezahlt werden mussten (wie z.B. Antragstellung, Authentifizierung, Bezahlung, Zustellung 

etc.), neu auch Prozess- und organisationsübergreifend, d.h. zur Nutzung durch eine Vielzahl unter-

schiedlicher Prozesse verschiedener Organisationen angeboten werden (Prinzip der Mehrfachnut-

zung). Gleiches gilt für gemeinsam nutzbare Daten und Register. Das erzeugt Skaleneffekte und 

zwar auch im Sinne der Gesamtwirtschaftlichkeit der öffentlichen Verwaltung‚ (Lenk et al 2010: 36). 

Wer als Dienstleister eines solchen gemeinsam genutzten Dienstes („Shared Service‚) in Erschei-

nung tritt ist dabei offen, d.h. die Sicherstellung des Dienstes ist grundsätzlich durch eine Verwal-

tung, durch eine private Firma oder eine andere Organisation möglich. 

 

Abbildung 4: Modularisierung eines Bearbeitungsablaufs (Lenk et al. 2010: 36). 

Dabei gilt es zu beachten, dass an behördenexterne Dienstleister nur solche Aufgaben abgetreten 

werden können, „die keinen hoheitlichen Entscheidungsgehalt aufweisen. Alle entscheidrelevanten 

Prozessteile müssen bei der zuständigen Behörde verbleiben‚ (ibid: 36), sofern nicht über gesetzli-
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che Anpassungen eine höhere Flexibilisierung erreicht wird. Die Verteilung von E-Government rele-

vanten Kompetenzen über die drei föderalen Ebenen stellt eine weitere Herausforderung dar.  

2.1.2 Interoperabilitätsansatz 

Wenn es Bund, Kantonen und Gemeinden möglich sein soll, weiterhin mit grösstmöglicher Auto-

nomie die für sie passenden Lösungen zu implementieren, letztere sich aber wie Bausteine zu ei-

nem grossen Ganzen zusammenfügen sollen, so erfordert dies Kooperation und Koordination unter 

den Akteuren. Damit der elektronische Verkehr zwischen den Behörden möglichst reibungslos ver-

läuft, ist für Interoperabilität zu sorgen (Fachgruppe SEAC et al. 2010: 24). Gemäss dem allgemei-

nen Verständnis des Begriffs geht es darum, die Fähigkeit zur Zusammenarbeit von verschiedenen 

Systemen, Technologien oder Organisationen zu ermöglichen. Im Kontext von E-Government um-

fasst dies mehrere Dimensionen (vgl. Abbildung 5 ) 

  

Abbildung 5: Ebenen der Interoperabilität (adaptiert von: (EC 2010a: 21). 

Auf der technischen und semantischen Ebene wird Interoperabilität über die Einhaltung gemeinsa-

mer Standards gewährleistet. Hier geht es darum, Kompatibilität zwischen verschiedenen IT-

Systemen zu gewährleisten, indem z.B. mehrere Programme gemeinsame Datenformate oder Pro-

tokolle nutzen, was einer Abstimmung über die Bedeutung und Interpretation der ausgetauschten 

Informationen bedarf. Kompatibilität kann dabei nach verschiedenen Graden der Vernetzung herge-

stellt werden (vgl. Abbildung 6). Semantik bedingt gemeinsam genutzte Instanzen von Objekten wie 

Personen-, Unternehmens- und Objekteregistern. 

 

Politischer Kontext    

Rechtliche Interoperabilität:  Abstimmung der Rechtsgrundlagen, damit Daten rechtsver-

bindlich und -konform ausgetauscht werden können 

Organisationale Interoperabilität:  Abstimmung der Prozesse und Organisation, damit verschie-

dene Organisationen gemeinsam getragene Ziele / einen ge-

meinsamen Nutzen erreichen können.  

Semantische Interoperabilität:  Abstimmung im Bereich der Sprache, um ein präzises und 

geteiltes Verständnis der ausgetauschten Informationen zu ge-

währleisten 

Kooperierende Partner mit kompatiblen 

Visionen, abgestimmten Prioritäten und 

fokussierten Zielen  

Technische Interoperabilität:  Planung von technischen Fragen, wenn IT-Systeme und Servi-

ces verlinkt werden (Interaktion und Transport) 
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Abbildung 6: Grade der Interoperabilität (Interoperability Working Group AFUL 2012) 

Auf der organisatorischen Ebene müssen die Prozesse zwischen verschiedenen Organisationen 

abgestimmt werden – sei es innerhalb einer staatlichen Ebene, ebenenübergreifend oder mit ver-

waltungsexternen Organisationen (vgl. oben). An diesem Prozess ist in der Regel eine Vielzahl an 

Akteuren beteiligt. Die Neugestaltung von verwaltungsübergreifenden Geschäftsprozessen geht 

einher mit Veränderungen in den Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten. Es bedarf eines ge-

meinsamen Verständnisses über die zu erreichenden Ziele und den Nutzen der Zusammenarbeit. 

Gerade im E-Government kann dies eine grosse Herausforderung darstellen, da Kosten und Nut-

zen ungleich verteilt sein können, der wirtschaftliche Nutzen oft schwer einzuschätzen ist und nicht 

unmittelbar anfällt. Es gilt daher auch tragfähige Finanzierungs- und Betriebsmodelle zu erarbeiten, 

um einen langfristigen Nutzen sicherzustellen und setzt Kompetenzen im betriebswirtschaftlichen 

Bereich voraus. 

Weil die Erbringung von öffentlichen Leistungen immer eine gesetzliche Grundlage erfordert, ist bei 

Umgestaltungen von Zuständigkeiten, Verantwortlichkeiten und Verwaltungsabläufen zeitgerecht 

der Rechtsetzungsbedarf zu klären (Lenk et al. 2010: 14). Man könnte hierbei auch von der Siche-

rung der politischen und rechtlichen Interoperabilität sprechen (vgl. Deloitte 2009).  

2.2 Interoperabilität im Schweizer E-Government: Herausforderungen  

Bestehende Arbeiten zum Thema Interoperabilität im Schweizer E-Government betonen die Nütz-

lichkeit eines solchen Ansatzes mit Blick auf das föderale System der Schweiz. Fragen der Intero-

perabilität sollen in der nationalen Strategie und Förderung besondere Beachtung finden (Schärli & 

Opitz 2011b: 21), da deren Klärung dazu beiträgt, die Kooperation unter den Behörden zu erleich-

tern, die Wiederverwendung von Lösungen zu ermöglichen und die Flexibilität des Gesamtsystems 

zu gewährleisten (Fachgruppe SEAC et al. 2010: 24). Dabei gilt es bestehende Herausforderungen 

zu berücksichtigen, die je nach Ebene der Interoperabilität unterschiedlich akzentuiert sind. 

Technische Ebene 

Heute sind die technischen Voraussetzungen für interoperable Dienste weitgehend erfüllt (Schärli & 

Opitz 2011b: 5).  

Semantische Ebene 

In der gemeinsamen Nutzung von Personen, Rollen und Objekt- Registern durch die verschiedenen 

Verwaltungen liegt ein bislang weitgehend brachliegendes Potential, sowohl was Einsparungen als 

auch Nutzungsmöglichkeiten betrifft. Dieses Potential kann nur über semantische Interoperabilität 

abgeholt werden. Dieser ist in den nächsten Jahren dringend vermehrte Aufmerksamkeit zu schen-

ken: „Während die technischen Voraussetzungen für eine medienbruchfreie elektronische Ge-
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schäftsabwicklung inzwischen zu einem grossen Teil verfügbar sind [...] fehlt bisher ein Instrumenta-

rium, das auf der inhaltlichen Ebene eine „gemeinsame Sprache‚ im Bereich der wichtigsten Ge-

schäftsinformationen (semantische Interoperabilität) sicherstellt‚ (Schärli & Opitz 2011b: 5). Dabei 

wird die „Wichtigkeit der semantischen Interoperabilität im behördenübergreifenden Geschäftsver-

kehr [...] verkannt‚, und muss über „einheitliche Verwendung behördlicher Referenzinformationen‚ 

(Schärli & Opitz 2011b: 22) sichergestellt werden. 

Organisatorische Ebene  

Interoperabilität über alle föderalen Ebenen zu erlangen, ist zu einem grossen Teil eine organisatori-

sche Herausforderung. Um das Ziel eines primär digitalisierten Verkehrs unter den Behörden zu 

erreichen, müssen auch die Prozesse über alle föderalen Ebenen hinweg durchgängig gemacht 

werden (Schärli & Opitz 2011b: 4). Innerhalb der Verwaltung ist das Fach- und Prozesswissen 

durch die dezentrale Verteilung der hoheitlichen Aufgaben auf viele Akteure verteilt (Lenk et al. 

2010: 68). Dabei ist der kulturelle Wandel nicht zu unterschätzen, welcher durch die Neugestaltung 

von verwaltungsübergreifenden Geschäftsprozessen und der verstärkten Kooperation zwischen 

den Verwaltungseinheiten in selbigen vollzogen werden muss (Lenk et al. 2010: 51). Gleichzeitig 

muss dabei die Behördenautonomie gewahrt werden. Der föderale Aufbau der Schweiz sorgt zu-

dem dafür, dass neben Bundesverwaltung, Kantonen und Gemeinden auch verwaltungsnahe so-

wie übergreifende und koordinierende Organe an den Verwaltungsprozessen teilnehmen. Rund 

3‘000 Akteure sind am Informationsaustausch mit und unter den Behörden in der Schweiz beteiligt 

(Fachgruppe SEAC et al. 2010: 18 & 22). Das Zusammenspiel von Informationen aus verschiede-

nen Datenbeständen erfordert somit den Einbezug einer Vielzahl an Stakeholdern – neben der Füh-

rung und dem Management sind dies auch Fachverantwortliche oder Lösungsanbieter (Schärli & 

Opitz 2011b: 4). Lokale Absprachen, zwischen kleinen Gruppen bzw. einzelnen Akteuren, sind da-

bei nicht effizient genug sein. Es bedarf daher einer institutionalisierten Kooperation, zumindest un-

ter den betroffenen Behörden „mit definierten Prozessen, einer eigenen Sprache und von allen Be-

teiligten verwendeten Diensten und technischen Infrastrukturen für die Zusammenarbeit‚ (Fach-

gruppe SEAC et al. 2010: 22).  

Das Generieren von Nutzen durch eine vernetze Verwaltung muss langfristig bzw. strategisch ver-

standen werden. Dieses langfristige Verständnis wiederum, lässt sich über eine gemeinsam erarbei-

tete Vision von E-Government Schweiz erlangen (Lenk et al. 2010: 13). Um die Schweizer Verwal-

tung erfolgreich zu modernisieren, ist daher eine Einbindung aller relevanten Stakeholder aus allen 

drei föderalen Ebenen unumgänglich (ibid: 9). 

Rechtliche Ebene  

Die Klärung des Rechtsetzungsbedarfs bei den Umgestaltungen von Zuständigkeiten, Verantwort-

lichkeiten und Verwaltungsabläufen ist eine kontinuierliche Aufgabe und kann aufgrund des födera-

len Systems als Herausforderung gelten. 

Politische Ebene  

Fragen der politischen Interoperabilität sind nicht nur in Bezug auf die Klärung der Zuständigkeiten, 

sondern auch in Bezug auf die Finanzierung relevant, da die Umsetzung von E-Government über 

die Budgets der Verwaltungen erfolgt. Die rechtlichen Rahmenbedingungen in diesem Bereich kön-

nen als Herausforderung für eine kooperative Umsetzung gelten, da sich die Budgetierungslogik an 

eng definierten Zuständigkeiten definiert. 
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Spezielle Herausforderung: Finanzierung 

Für die Bundesverwaltung gilt es die nachstehenden Grundsätze der Budgetierung einzuhalten – 

auf Ebene der Kantone dürften ähnliche Prinzipien zur Anwendung gelangen EFV (2012: 6):  

 „Bruttodarstellung: Aufwände und Erträge sowie Investitionsausgaben und -einnahmen sind 

getrennt voneinander ohne gegenseitige Verrechnung auszuweisen. Die EFV kann im Ein-

vernehmen mit der Eidgenössischen Finanzkontrolle in Einzelfällen Ausnahmen anordnen. 

[…] 

 Vollständigkeit: Im Voranschlag sind alle mutmasslichen Aufwände und Erträge sowie Inves-

titionsausgaben und Investitionseinnahmen aufzuführen. Diese dürfen nicht direkt über Bi-

lanzpositionen wie Rückstellungen und Spezialfinanzierungen abgerechnet werden. 

 Jährlichkeit: Das Voranschlagsjahr entspricht dem Kalenderjahr. Nicht beanspruchte Kredite 

verfallen am Ende des Voranschlagsjahres.  

 Spezifikation: Aufwände und Erträge sowie Investitionsausgaben und Investitionseinnahmen 

werden nach Verwaltungseinheiten […] unterteilt. Ein Kredit darf nur für den Zweck verwen-

det werden, der bei der Bewilligung festgelegt wurde. Sind mehrere Verwaltungseinheiten 

an der Finanzierung eines Vorhabens beteiligt, so ist eine federführende Verwaltungseinheit 

zu bezeichnen, die das Gesamtbudget offenlegt.‚  

Die Abhängigkeit von jährlichen Budgetentscheiden und die fehlende Möglichkeit, für grössere (Inf-

rastruktur-)Projekte Rückstellungen zu bilden, dürften sich negativ auf die Bereitschaft für behör-

denübergreifende Kooperationen auswirken.  
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3 Situationsanalyse E-Government Schweiz 

In diesem Kapitel wird die Situation des E-Government in der Schweiz dargestellt und analysiert. 

Zunächst wird aufgezeigt, wie sich die organisational-institutionelle Situation und die strategischen 

Zielsetzung entwickelt haben. Danach wird der Entwicklungsstand von E-Government in der 

Schweiz dargestellt. Anschliessend wird gezeigt, wie die Expert/-innen die Situation interpretieren 

und einschätzen. In einem Fazit wird festgehalten, welcher Handlungsbedarf sich aus der Analyse 

ableitet. 

3.1 Strategische und organisationale Entwicklung von E-Government in der 

Schweiz 

3.1.1 Annäherung an die Thematik 

E-Government erlangte in der Schweiz im Kontext gegen Ende der 1990-er Jahre zunehmende 

politische Aufmerksamkeit und wurde in einer ersten Phase als Teilbereich der Thematik „Informati-

onsgesellschaft‚ bearbeitet und damit institutionell dem Bundesamt für Kommunikation (BAKOM) 

zugeordnet (vgl. Brugger et al. 2012). In der Strategie zur Informationsgesellschaft von 1998 hielt 

der Bundesrat u.a. fest, dass die notwendigen Rahmenbedingungen für den elektronischen Ge-

schäftsverkehr geschaffen werden sollten. Mehrere Departemente wurden damit beauftragt, ein 

Konzept und einen Massnahmenplan in diesem Bereich auszuarbeiten (Digitale Signatur, „Public 

Key Infrastructure‚), die Bundeskanzlei sollte Gleiches für das Thema elektronischer Behördenver-

kehr erarbeiten, ebenso sollten verschiedene Departemente mit der Bundeskanzlei gemeinsam ein 

Konzept zu den Themen Informationsmanagement, Sicherheit in der Datenübermittlung, 

-speicherung und -aufbewahrung erstellen (BR 1998: 3f.).  

3.1.2 Die erste E-Government Strategie 

In einer zweiten Phase wurde das Thema der Informatikplanung des Bundes angegliedert. Das zu-

ständige Informatikstrategieorgan des Bundes (ISB) arbeitete eine erste dezidierte E-Government-

Strategie aus, die 2002 vom Bundesrat verabschiedet wurde. E-Government wurde darin als In-

strument der Verwaltungsmodernisierung verstanden und sollte u.a. dazu beitragen, die Regie-

rungs- und Verwaltungstätigkeit effizienter, flexibler und transparenter zu gestalten. Die Strategie 

definierte drei Stossrichtungen mit einem damit einhergehenden Aktionsplan. In Zusammenarbeit 

mit den Kantonen und Gemeinden sollten zunächst die organisatorischen, technologischen und 

sicherheitsrelevanten Voraussetzungen für E-Government geschaffen werden (ISB 2002: 16f). Fol-

gende Schlüsselprojekte bzw. Themen wurden in den Vordergrund gestellt: Geschäftsverwaltung 

(Basislösung für die Bundesverwaltung), Archivierung elektronischer Daten, E-Government-

Architektur (inkl. Standardisierung), Harmonisierung amtlicher Personenregister, IT-Basisinfra-

struktur E-Government (z.B. Content-Management-Systeme, elektronische Zahlungssysteme). Als 

zweite Stossrichtung sollte die Weiterentwicklung der elektronischen Zusammenarbeit mit der Pri-

vatwirtschaft und öffentlich-rechtlichen Organisationen gestärkt werden. Als Schlüsselprojekte wur-

den die Automatisierung beim Schweizerischen Handelsamtsblatt (SHAB) sowie das Projekt „gui-

chet créateur‚ (Unternehmensgründungsportal) genannt. In einer dritten Stossrichtung sollte über 

die „gezielte Förderung von Projekten zur 'elektronischen Integration'‚ die Vernetzung zwischen 

allen Akteuren (Regierung und Verwaltung aller föderalen Ebenen, Wirtschaft und Gesellschaft) vo-

rangetrieben werden. Im Fokus standen das Projekt 'guichet virtuel' der Bundeskanzlei sowie eine 

nationale Infrastruktur für Geoinformationen (ibid: 18). In der Strategie wurde betont, dass sich die 

„Prozessorientierung bei informatisierten Verwaltungsdienstleistungen […] nicht mehr notwendiger-
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weise nach der Verwaltungsstruktur‚ richte und die Anforderungen an die Beteiligten damit steigen 

würden (ibid: 7). Die Hauptverantwortung für die Entwicklung von E-Government wurde der Bun-

deskanzlei und den Departementen zugewiesen. Die Projekte sollten vom Informatikrat des Bundes 

koordiniert werden. Das ISB sollte die Rolle eines „Regisseurs‚ einnehmen – ihm wurde die Verant-

wortung für Architektur und Standards sowie für die Pflege des Projektportfolios und die Koordina-

tion des Erfahrungsaustausch und das Reporting übertragen (ibid: 15f.). Die „optimale‚ Koordinati-

on der E-Government-Aktivitäten in der Schweiz sollte über eine „exemplarische Zusammenarbeit 

zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden‚ angestrebt werden – letztere Akteure wurden zudem 

eingeladen, die „eGovernment- Strategie in Eigenregie und -verantwortung sowie in angepasster 

Form umzusetzen‚ (ibid: 15).  

Als zuständige Organisation im Bereich Koordination und Reporting erstellte das ISB 2005 auf Ba-

sis von nationalen und internationalen empirischen Studien eine Situationsanalyse zum Stand von 

E-Government in der Schweiz (ISB 2005). Mit Blick auf die Entwicklungen im Ausland wurde fest-

gehalten, dass die Schweiz in Bezug auf öffentliche Online-Dienstleistungen eher schlecht ab-

schneidet. Um das Angebot zu erhöhen, bedürfe es verstärkter Anstrengungen auf allen föderalen 

Ebenen. Mit Blick auf die Erreichung der in der Strategie formulierten Ziele kommt der Bericht zu 

einem ähnlichen Ergebnis – insgesamt wird die Zielerreichung in allen Teilbereichen als unbefriedi-

gend eingeschätzt. Die Komplexität bei der Umsetzung des elektronischen Behördenverkehrs sei 

„klar unterschätzt‚ worden: „Erst mit der Zeit wurde deutlich, dass zwischen verschiedenen Projek-

ten Synergien genutzt werden können und dass viele technische und organisatorische Probleme in 

den verschiedenen Bereichen sehr ähnlich sind.‚ Aus diesem Grund sei die Koordination gewisser 

E-Government-Aktivitäten von Nutzen, „auch wenn die Verantwortung für die Umsetzung dezentral 

bei den Verwaltungseinheiten liegt‚. Als Folge wurden die Initiativen eCH (Standardisierung), eVan-

ti.ch (Austausch und Fortschrittsmessung) und eGovCH (Architektur-Richtlinien) lanciert, um ein 

koordiniertes Vorgehen zu unterstützen. Abschliessend wurde festgehalten, dass über die Gesamt-

strategie Schweiz auf allen föderalen Ebenen (Bund, Kanton, und Gemeinde) ein Konsens entwi-

ckelt und umgesetzt werden müsse (ibid: 8).  

3.1.3 Strategische Verankerung der föderalen Koordination im E-Government 

Die aktualisierte E-Government-Strategie aus dem Jahr 2007 ist als Reaktion auf diese Forderung 

zu verstehen und markiert den Beginn der dritten Phase in der Entwicklung von E-Government in 

der Schweiz. Die gemeinsam erarbeitete Strategie sollte als Leitlinie für eigene E-Government-

Strategien und Massnahmen auf der Ebene der Kantone und Gemeinden dienen. Die darin priori-

sierten Ziele lauten in Reihenfolge ihrer Bedeutung (Geschäftsstelle E-Government Schweiz, 2009: 

6).  

1. „Die Wirtschaft wickelt den Verkehr mit den Behörden elektronisch ab. 

2. Die Behörden haben ihre Geschäftsprozesse modernisiert und verkehren untereinander 

elektronisch. 

3. Die Bevölkerung kann die wichtigen - häufigen oder mit grossem Aufwand verbundenen - 

Geschäfte mit den Behörden elektronisch abwickeln.‚ 

Der wichtigste Grundsatz für die Umsetzung zielt auf „Mehrfachnutzung und offene Standards‚: 

„Die Umsetzung der Strategie soll […] über gemeinsam priorisierte Vorhaben und ein gemeinsames 

Steuerungsorgan erfolgen. Durch Austausch und abgestimmtes Vorgehen sowie durch Festlegung 

verantwortlicher 'federführender Stellen' wird gezielt in Lösungen investiert, welche vielfach genutzt 

werden können, so dass die angestrebten Ziele mit minimalen Investitionen erreicht werden‚ (ibid: 
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5). Als koordinatives Organ wurde 2007 die im ISB angesiedelte und vom Bund finanzierte „Ge-

schäftsstelle E-Government Schweiz‚ eingesetzt, die die Beziehungen mit den Bundesstellen und 

den Kantonen pflegen und mit der schweizerischen Informatikkonferenz (SIK) und der schweizeri-

schen Staatsschreiberkonferenz zusammenarbeiten sollte. Mit dem Fokus auf bereits laufende oder 

noch zu initiierende Vorhaben wurde die projektbezogene Sicht auf die Thematik beibehalten, 

ebenso wurde mit dem Einsatz von ffO das Prinzip der dezentralen Umsetzung gewahrt. Eine we-

sentliche Neuerung gegenüber dem bisherigen Vorgehen lag darin, dass der Bundesrat zusammen 

mit der Konferenz der Kantonsregierungen (KDK) die „Rahmenvereinbarung über die E-Govern-

ment Zusammenarbeit in der Schweiz (2007-2011)‚ verabschiedete, die von allen Kantonsregie-

rungen ratifiziert wurde (ISB 2012b). Das Dokument kann als formale Absichtserklärung zur ver-

stärkten Zusammenarbeit verstanden werden, indem z.B. festgehalten wird, dass den Partnern 

Lösungen zur Verfügung gestellt werden sollen. Es hat allerdings keinen verpflichtenden Charakter: 

"Den Kantonen entstehen durch die Unterzeichnung dieser Rahmenvereinbarung weder direkte 

finanzielle Verpflichtungen noch wird dadurch in ihren Kompetenz- und Organisationsbereich ein-

gegriffen." (Schweizerischer Bundesrat & Konferenz der Kantonsregierungen 2008: 3391). Ebenso 

sollte das Gemeinwesen bei der Entwicklung von E-Government-Lösungen die Empfehlungen der 

Schweizerischen Informatikkonferenz "berücksichtigen" und sich an vorhandenen Standards von 

eCH "orientieren" (ibid: 3392) – die Standards hatten letztlich den Status von Empfehlungen (Ge-

schäftsstelle E-Government Schweiz 2012). Die Umsetzung konzentriert sich seither auf die Reali-

sierung von priorisierten Vorhaben (Voraussetzungen und Dienste) und obliegt damit der Verantwor-

tung der vom Steuerungsausschuss eingesetzten ffO. In der Rahmenvereinbarung ist diesbezüglich 

festgehalten, dass diese "in Zusammenarbeit mit weiteren beteiligten Akteuren für das Rechtset-

zungskonzept […] sowie für ein tragfähiges Finanzierungs- und Organisationskonzept" sorgen und 

gewährleisten, dass Standards eingehalten und auf Interoperabilität geachtet wird. Die Geschäfts-

stelle E-Government leistet bei Bedarf "fachliche Unterstützung" und ist Adressatin für mögliche 

Finanzierungsanträge an den Steuerungsausschuss. (ibid: 3396). Als ffO sind v.a. verschiedene 

Bundesstellen tätig, daneben sind es interkantonale Organisationen, Fachgruppen von eCH, die 

Schweizerische Informatikkonferenz sowie Verbände und Vereine, Public Private Partnerships wa-

ren ebenfalls bereits als ffO tätig. Einige dieser Organisationen integrieren mehrere föderale Ebenen 

und stellen teilweise auch eine Koordination mit dem Fürstentum Lichtenstein sicher – dies gilt ins-

besondere für die im genannten Kontext neu gebildeten Netzwerke und Vereine – mehrere ffO sind 

allerdings primär auf einer föderalen Ebene verortet. Im Laufe der Zeit kam es auch vor, dass sich 

die Federführung von einem Projekt wechselte. Fragen der Finanzierung spielen bei der Entwick-

lung von E-Government in der Schweiz eine wichtige Rolle (siehe oben) – ffO zu finden, die die not-

wendigen Investitionen leisten war und ist schwierig. Mit ähnlichen Herausforderungen konfrontiert, 

wurden auf kantonaler Ebene gewisse Leistungserbringer zur Unterstützung der Verwaltungen ge-

schaffen (VRSG, ILZ, Bedag). 

3.1.4 Aktuelle Entwicklungen 

Die Rahmenvereinbarung wurde Ende 2011 erneuert und leicht modifiziert. Bereits zuvor hat sich 

ein neues Koordinationsgremium auf Ebene der Kantone gebildet – die von der Staatsschreiber-

konferenz eingesetzte "Fachgruppe e-Government" (FG eGov) (vgl. Geschäftsstelle E-Government 

Schweiz 2011b: 24). Ob damit eine vierte Phase in der Entwicklung des Schweizerischen  

E-Government eingeleitet wurde, wird sich zeigen. Die wesentlichen Änderungen berühren die Fi-

nanzierungsstruktur, die Schwerpunktsetzung im Bereich der Umsetzung und die Verbindlichkeit im 

Bereich Standardisierung. Während die Autonomie der Kantone in Bezug auf ihre Kompetenz- und 

Organisationsbereiche gewahrt wird, beteiligen sich diese neu zur Hälfte an der Finanzierung der im 

so genannten Aktionsplan aufgeführten Vorhaben (mit einem Kostenlimit von 2.4 Mio. CHF und 
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einem beschränkten Mitteleinsatz für koordinative Aufgaben). Die Finanzierungsmöglichkeiten bei 

den übrigen priorisierten Vorhaben bleiben sich gleich. Im Aktionsplan, der die Entwicklung von  

E-Government in der Schweiz beschleunigen soll, werden drei Stossrichtungen verfolgt (Geschäfts-

stelle E-Government Schweiz 2011a):  

 E-Government-Landkarte  

 Strategische Leistungen und Basisinfrastruktur 

 Quick Wins (einzelne Dienste) 

Neben dem Ausbau konkreter E-Government-Leistungen geht es nach wie vor darum, notwendige 

Grundlagen für ein effizientes und zielorientiertes E-Government zu schaffen. Dies berührt insbe-

sondere die E-Government-Landkarte bzw. -Architektur, die darauf abzielt, eine Gesamtsicht der 

Vorhaben mit hoher Strategierelevanz zu erlangen und zusammenhängende Vorhaben sowie Lü-

cken aufzuzeigen. Die Architektur schafft „die Voraussetzungen dafür, dass bei Bund, Kantonen 

und Gemeinden autonom Puzzlesteine erstellt werden können, welche zusammen ein funktionie-

rendes, für die Kunden einfach zugängliches und effizient nutzbares E-Government-Angebot erge-

ben und innerhalb der Verwaltung ohne Medienbrüche verarbeitet werden können.‚ (ibid: 4). Im 

Bereich Basisinfrastruktur gehören im ausgearbeiteten Aktionsplan insbesondere das Behördenver-

zeichnis und Leistungsinventar und die Identifikation und Berechtigungsverwaltung (Identiy und 

Access Management, IAM) zu den fokussierten Grundlagenarbeiten. 

Weiter stellt die erneuerte Rahmenvereinbarung mehr Verbindlichkeit im Bereich der Standardisie-

rung sicher, indem sie die eCH-Standards auf allen föderalen Ebenen für verbindlich erklärt (BR & 

KdK 2011: Art. 4). 

Auf Ebene der Bundesverwaltung ist seit 2012 das ISB für Organisation und Prozesse der IKT-

Standarddienste zuständig. Das ISB soll auch neue Dienste evaluieren, wobei Verbesserung der 

Interoperabilität ein Auswahlkriterium ist (ISB, 2011: 19). 

Parallel dazu wurde mit den verschiedenen White Papers zu Strategien, Standardisierungen, Orga-

nisations- und anderen Fragen (z.B. Fachgruppe SEAC et al. 2010; Schärli & Opitz 2011b, Lenk et 

al. 2010) wichtige konzeptionelle Grundlagenarbeit mit Blick auf das Konzept der vernetzten Ver-

waltung geleistet (siehe oben). Diese müssen allerdings bei den Entscheidungsträgern auf den ver-

schiedenen Verwaltungsebenen noch besser bekannt gemacht werden (Schärli & Opitz 2011b: 4). 

3.1.5 Zwischenfazit 

Strategische Entwicklung / Organisationslandschaft 

Auf der strategischen Ebene wurde relativ früh erkannt, dass E-Government in der Schweiz eine 

starke Koordination zwischen den föderalen Ebenen erfordert und dass verschiedene Vorausset-

zungen im Bereich Basisdienste und -infrastruktur erfüllt sein müssen, um eine zielorientierte Ent-

wicklung von E-Government zu gewährleisten. Es fällt auf, dass auf Ebene des Bundes im Laufe 

der Zeit immer wieder verschiedene Departemente und Verwaltungsstellen damit beauftragt wur-

den, im Rahmen ihres Leistungsauftrags solche Voraussetzungen zu realisieren. Interkantonale Or-

ganisationen, Vereine und Public Private Partnerships konnten ebenfalls dafür gewonnen werden, 

bestimmte Grundlagen zu erarbeiten. Die verteilte und wechselnde Verantwortung vermag weder 

Kontinuität noch eine integrale Sicht auf die Thematik herzustellen. Auf der organisatorischen Ebene 

wurde die Komplexität bei der Umsetzung des elektronischen Behördenverkehrs zunächst unter-

schätzt und eine übergreifende Koordination auf einer schweizweiten Ebene erst spät institutionali-
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siert. Koordinative Aufgaben werden von verschiedenen Organisationen übernommen, wobei nicht 

alle Dimensionen der Interoperabilität gleichermassen abgedeckt werden. Im technischen (und se-

mantischen) Bereich sind der Verein eCH als Standardisierungsgremium und die Schweizerische 

Informatikkonferenz aktiv, es braucht aber auch neue Zuständigkeiten für Registerinstanzen und die 

Betreiber der entsprechenden Register. Standards reichen hier bei weitem nicht aus. Regional exis-

tieren weitere koordinative Gremien. Organisatorisch und strategisch übernehmen der Steuerungs-

ausschuss und die Geschäftsstelle E-Government Schweiz koordinative Aufgaben, wobei analoge 

Arbeiten bei Kantonen und Gemeinden geleistet werden müssen. Die Umsetzung von E-Govern-

ment ist dezentral organisiert, entsprechend existiert keine national angesiedelte Organisation, die 

sich um Fragen der Finanzierung und des Betriebs von Basisinfrastrukturen kümmert. Auf kantona-

ler Ebene hingegen existieren mehrere Dienstleister, die eine Abstimmung von E-Government-

Lösungen in verschiedenen Verwaltungsstellen unterstützen. Im rechtlichen Bereich existiert keine 

institutionalisierte Organisation, die mit der Abstimmung von Fragen der Rechtsetzung im  

E-Government betraut ist. 

Der Fokus auf eine dezentrale Umsetzung gepaart mit einem abgestimmten Vorgehen nach dem 

Prinzip der Freiwilligkeit und Eigeninitiative haben das Entwicklungstempo im Schweizer E-Govern-

ment nicht eben beschleunigt. Mit der erneuerten E-Government-Rahmenvereinbarung haben 

Bund und Kantone 2011 durch einen Fokus auf finanziell gemeinsam zu unterstützende Projekte 

und im Bereich Standardisierungen mehr Verbindlichkeit geschafft. 

Wenngleich heute verschiedene erforderliche Elemente für die Realisierung einer vernetzten Verwal-

tung zur Verfügung stehen, bestehen in diesem Bereich nach wie vor Herausforderungen: 

 Einige wichtige und seit längerem definierte Voraussetzungen fehlen auch heute noch. 

 Die Entwicklung und der nachhaltige Betrieb von Basisdiensten und -infrastrukturen ist nicht 

gewährleistet. 

 Fehlende Grundlagen und mangelnde Nachhaltigkeit akzentuieren das Problem einer frag-

mentierten Lösungslandschaft 

 Gleichzeitig treten neue Themen auf die Agenda. 

3.2 Stand von E-Government in der Schweiz 

3.2.1 Priorisierte Vorhaben 

Betrachtet man die Entwicklung der priorisierten Vorhaben so zeigt sich auf Basis der aktuellsten 

Erhebung seitens der E-Government Geschäftsstelle (2011c), dass von den insgesamt 45 Projek-

ten, 10 realisiert wurden (Stand Mai 2011). Andererseits hält die Geschäftsstelle fest, dass sich 13 

der noch nicht realisierten Vorhaben nicht planmässig entwickeln: "Verzögerungen entstehen dort, 

wo komplexe politische und föderale Prozesse zuerst koordiniert werden müssen oder Ressour-

cenprobleme gelöst werden müssen" (Geschäftsstelle E-Government 2011c: 2). Bei insgesamt 20 

Vorhaben ist zudem die Finanzierung noch nicht vollständig geregelt: "Vor allem Fragen zur Be-

triebsfinanzierung oder zur Verteilung der Kosten zwischen Bund und Kantonen stehen dort zur 

Diskussion" (ibid: 2). Es stellt sich daher die Frage, wie insbesondere die Voraussetzungs-Vorhaben 

sichergestellt werden können. Die Geschäftsstelle E-Government hält es in diesem Kontext als er-

wägenswert, eine neue Organisation zu bilden, die die "Betriebsverantwortung für Querschnitts-

funktionen (z.B. sedex, Personenidentifikator, ch.ch…), die heute schon oder zukünftig zentral zu 

erbringen sind" übernimmt (Röthlisberger 2011: 31). 



 

E-Government Schweiz nachhaltig organisieren 27 

3.2.2 Strategieorientierung und Standards 

Bezüglich einer gemeinsamen strategischen Orientierung und der Interoperabilität sind zwar Fort-

schritte zu verzeichnen, allerdings zeigen sich hier deutliche Unterschiede zwischen den föderalen 

Ebenen. Insbesondere bei den Gemeinden besteht Entwicklungsbedarf (vgl. Grafik 1). Betrachtet 

man das Thema Standardisierung detaillierter so zeigt sich, dass im Jahr 2010 nur in 7% der Ge-

meinden, 23% der Kantone und 24% der Bundesämter konkrete Vorgaben bestehen, dass eCH 

Standards vollständig einzuhalten sind (Golder et al. 2010: 32). Bezüglich der strategischen Orien-

tierung auf Ebene der Gemeinden kommen Golder et al. zu folgendem Schluss: "Dieser Rückgang 

kann in Kombination mit fehlenden eigenen Strategien der Gemeinden als kritische Entwicklung 

gewertet werden und weist darauf hin, dass der letztjährig beschriebene Angebots-Wildwuchs in 

kleinen Gemeinden weiterhin zu erwarten ist." (ibid: 32).  

Strategische 

Orientierung 

Bundesämter Kantone Gemeinden 

 

2008 2009 2010 2008 2009 2010 2008 2009 2010 

Existenz Strategie 
(~n=20) (~n=23) (~n=380) 

33% 45% 54% 65% 74% 75% 19% 27% 21% 

Abstützung auf übergeordnete 

Strategie  
85% 42% 64% 80% 82% 95% 33% 59% 29% 

Vorgaben zur vollständigen Einhal-

tung eCH-Standards 

(~n=40) (~n=23) (~n=950) 

6% 8% 7% 28% 39% 33% 6% 8% 7% 

Abbildung 7: Entwicklung eines strategischen und interoperablen E-Government über die föderalen Ebenen (2008-2010) 

(Daten: Golder et al. 2010: S. 31ff.). 

3.2.3 Entwicklung der E-Government-Angebote und Art der Leistungserbringung 

Unterschiede zwischen den föderalen Ebenen – aber auch innerhalb einer jeweiligen Ebene – be-

stehen auch mit Blick auf verfügbare E-Government-Angebote. Für die Gemeinden und Kantone 

wurde in der nationalen E-Government-Studie je ein Set an möglichen Online-Dienste erfasst und 

erhoben, ob dazu Informationen zur Verfügung stehen, Formulare heruntergeladen oder Online-

Transaktionen vorgenommen werden können (vgl. dazu Golder et al. 2010: Anhang). Die Studie 

kommt zum Ergebnis, dass auf Ebene der Gemeinden im Bereich der Transaktionsangebote zwi-

schen 2008 und 2010 nur ein geringer Ausbau festgestellt werden kann und die Entwicklung von 

E-Government-Angeboten generell stagniert (ibid: 43, vgl. auch Geschäftsstelle E-Government 

2011c: 3)." Auch in den Kantonen ist bei den meisten erfragten Angeboten kein eindeutiger Trend 

einer Angebotsausweitung erkennbar. Zwischen 2008 und 2009 hatte sich das Transaktions-

Angebot der Kantone klar ausgeweitet, ist nun aber auf diesem Niveau stehen geblieben" (Golder et 

al. 2010: 46). Im Vergleich zwischen spezifischen Angeboten ist dieses Niveau allerdings sehr un-

terschiedlich – von kaum bis stark ausgebaut. Zusammenfassend werden 13 von 27 erhobenen 

Angebote für Privatpersonen und 6 der 11 erfragten Angebote für Unternehmen und in einer Mehr-

heit der Kantone als Transaktionen umgesetzt (ibid: 27f.). Für den Bund kommt die Studie zum 

Schluss, dass das Internet primär als Informationsplattform und nur am Rande für die elektronische 

Geschäftsabwicklung genutzt wird (ibid: 52). 

E-Government entwickelt sich somit in der Schweiz über die föderalen Ebenen hinweg und auch im 

interkantonalen Vergleich sehr heterogen: "Grosse, finanzkräftige oder urbane Kantone haben zu-

mindest auf einer der beiden Verwaltungsebenen ein überdurchschnittliches Angebot, während 
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kleine, finanzschwache oder ländlich geprägte Kantone angebotsseitig abfallen." (ibid: 48) 

Die vollständige elektronische Geschäftsabwicklung bei der Abwicklung von Behördengeschäften 

nimmt auf Ebene der Kantone und beim Bund zu, bei den Gemeinden hingegen ab und ist noch 

nicht vollständig etabliert (Gemeinden 47%, Kantone 71%, Bund 5%). Bei behördenübergreifenden 

Geschäften stagniert die elektronische Abwicklung auf Ebene der Gemeinden und Kantone und 

ging bei den befragten Bundesämtern über die Zeit gar zurück. Es besteht die "Tendenz, dass in-

nerhalb einer Verwaltungseinheit das E-Government einen immer prominenteren Platz einnimmt, 

ohne dass die Möglichkeiten des Instruments genutzt werden, um auch behördenübergreifend die 

Prozesse zu vereinheitlichen und zu vereinfachen." (Golder et al. 2010: 59).  

3.2.4 Kooperation 

Die Schweizer E-Government-Strategie sieht eine kooperative Entwicklung von E-Government über 

die föderalen Ebenen hinweg vor. Die Idee des föderalen Staats als „Kreativpool‚ (Geschäftsstelle 

E-Government Schweiz 2009: 5), in dem Innovationen über die Grenzen der Verwaltungsstruktur 

genutzt werden, realisiert sich bislang allerdings eher zögerlich. Kooperation findet primär horizontal 

auf der gleichen Verwaltungsebene statt und ist unter den Kantonen am ausgeprägtesten (vgl. Gra-

fik 3). Wenn es konkret um die Mehrfachnutzung von E-Government-Lösungen geht, müssten die 

Zahlen vermutlich nach unten korrigiert werden, da unter dem Nutzen durch Entwicklungen auch 

Aspekte wie der reine Informationsaustausch verstanden werden. Die Möglichkeit eines Nutzens 

durch gemeinsame Finanzierung wurde in der E-Government-Studie hingegen konkret erfasst und 

bestätigt das diesbezügliche Potential, das vornehmlich von den Kantonen (38%) genutzt wird. Ein 

ähnliches Bild zeigt sich auch mit Blick auf die Kooperation mit der Privatwirtschaft im Rahmen von 

Public Private Partnerships (PPP) – auch hier engagieren sich die Kantone am stärksten (vgl. Abbil-

dung 8).  

Fokus Bundesämter Kantone Gemeinden 

Profitieren von Entwicklungen  (n=46) (n=24) (n=981) 

von Bundesämtern 59% 50% 15% 

von Kantone 13% 71% 26% 

von Gemeinden 0% 13% 51% 

international 9% 21% 1% 

Finanzierung    

durch Kooperation 7% 38% 13% 

Projekte als PPP 11% 25% 3% 

Einschätzung Koordination / Zusam-

menarbeit 

(n=~40) (n=~23) (n=~950) 

+  +   +   

50% 20%  38% 50%  53% 30%  

 + Koordination/Zusammenarbeit muss ausgebaut werden,  Koordination/Zusammenarbeit genügt 

 Abbildung 8: Kooperation – Nutzen und Bedarf (Daten: Golder et al.: 61ff.). 

Der Wunsch nach einem Ausbau der Kooperation und Zusammenarbeit ist insbesondere bei den 

Bundesämtern und den Gemeinden ausgeprägt – eine Mehrheit sieht hier einen Bedarf, während 

die Hälfte der E-Government-Verantwortlichen auf Ebene der Kantone den aktuellen Stand als aus-

reichend erachtet. Auch wird von den Kantonen (71%) und Gemeinden (59%) eher mehr oder klar 

mehr Unterstützung von der übergeordneten Verwaltungsebene gewünscht (ibid: 20f.). Der grösste 

Bedarf wird bei der "Umsetzung", der "Planung, Strategie und Koordination" sowie bei den konkre-
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ten "E-Government Angeboten" gesehen. Die Studie zieht das Fazit, dass die übergreifende Ko-

operation eine Schwäche von E-Government sei. Für die Kantone hält sie fest, dass die „Koopera-

tion auf Kantonsebene […] mehrfach genau dort schwach ausgebaut [ist], wo es sich um strategi-

sche Vorreiter handelt. In diesen Kantonen kann man vermutlich auch wenig von den Anderen pro-

fitieren. Es kommen Kantone hinzu, die kaum Transaktionsangebote haben und strategisch noch 

schwach aufgestellt sind. Hier werden die Notwendigkeit und der Sinn der Kooperation offenbar 

noch schwach eingeschätzt.‚ (ibid: 64). Für eine systematische Entwicklung von E-Government in 

der Schweiz könnte der zunehmende Wunsch nach Kooperation seitens der Gemeinden und des 

Bundes eine Chance sein, dabei müssten allerdings die strategischen Vorreiter eingebunden wer-

den können – so die Studie. 

3.2.5 Hürden in der Umsetzung von E-Government 

Als konkrete Hürden bei der Umsetzung von E-Government werden auf allen föderalen Ebenen an 

erster Stelle mangelnde Personalressourcen genannt, an zweiter Stelle die Budgetrestriktionen (sie-

he Grafik 4). An dritter und vierter Stelle liegen der Zeitaufwand und die IKT-Infrastruktur, die in ge-

wissem Zusammenhang mit den erstgenannten Aspekten liegen.   

 

Abbildung 9: Hürden bei der Umsetzung von E-Government (Daten: Golder et al.: 35). 

Der organisationsinterne Wissensstand und die Frage der Rechtsgrundlagen stellen zwar weniger 

akzentuierte, aber dennoch wichtige Themen dar. 

3.2.6 Einschätzung der Geschäftsstelle E-Government 

In ihrem jüngsten Jahresbericht von 2010 kommt die Geschäftsstelle E-Government zur Einschät-

zung, dass E-Government-Lösungen aufgrund der ausgeprägten föderalen Struktur zu oft mehr-

fach entwickelt werden. „Die Standardisierung von Prozessen, Schnittstellen und Datenaustausch-

formaten ist sehr nützlich und wünschenswert. Sie löst aber bei individueller Umsetzung längst 

nicht alle Probleme. Die Konsequenzen von Sololäufen sind Redundanzen, zu lange Umsetzungs-

zeiten und Ressourcenverschwendung‚ Geschäftsstelle E-Government Schweiz (2011b: 3). Sie hält 

fest, dass das Interesse an gemeinsam entwickelten Lösungen steige, wobei auch der Wunsch 

nach zentral bereit gestellten Diensten an Bedeutung gewinne. Die Entwicklung auf Ebene der Kan-

tone schätzt die Geschäftsstelle positiver ein als die oben zitierte Studie – die Thematik E-Govern-

ment steige im Bewusstsein, ebenso wären auf der strategischen und organisatorischen Ebene – 
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als Voraussetzung für eine funktionierende Koordination – Fortschritte erkennbar. Als Herausforde-

rungen werden analog zur Studie die Ressourcenproblematik sowie die teilweise „fehlende Akzep-

tanz der ffO als Dreh- und Angelpunkte für die jeweiligen Themen, divergierende Interessen zwi-

schen verschiedenen Anspruchsgruppen oder föderalen Stufen sowie die unter Umständen zeit- 

aufwändige und kostspielige Suche der richtigen Ansprechpartner‚ genannt (ibid: 39). Ausblickend 

werden verschiedene Anforderungen definiert und Überlegungen für die weitere Entwicklung von  

E-Government angestellt: Für den Ausbau der E-Government-Infrastruktur auf Ebene der Kantone 

und Gemeinden braucht es demnach nationale Architekturrichtlinien. „Des Weiteren stellt sich die 

Frage, ob nicht nur Schnittstellen und Datenaustauschformate gemeinsam zu standardisieren sind 

sondern auch Dienste wie Datenaustauschplattformen, Repositories für Identity- und Access-

Management sowie weitere E-Government-Infrastruktur-Dienste schweizweit zentral aufzubauen 

und zu führen sind. Durch die gegenseitige Abhängigkeit der meisten derartigen Dienste bedarf es 

auch der Überlegung, inwieweit die Betriebsverantwortung oder gar der operative Betrieb selbst 

von all diesen nationalen E-Government-Services durch eine noch zu definierende Organisation 

übernommen werden kann.‚ (ibid: 40) 

3.2.7 Zwischenfazit 

Angebot und Leistungserbringung 

Die gesetzten Ziele im Bereich der Kundenorientierung werden innerhalb und über die föderalen 

Ebenen hinweg bedingt erreicht. E-Government-Angebote, die es erlauben Transaktionen mit der 

Verwaltung auf elektronischem Weg vorzunehmen sind zwar vorhanden, aber je nach Art des An-

gebots oder Kanton unterschiedlich verbreitet. Die Gesamtentwicklung stagniert tendenziell, zudem 

werden E-Government-Lösungen weiterhin mehrfach entwickelt. Der elektronische Geschäftsver-

kehr unter den Verwaltungen ist je nach föderaler Ebene unterschiedlich ausgeprägt. Hier ist eben-

falls ein negativer Entwicklungstrend feststellbar (Stagnation oder Abnahme). Weitere Fortschritte im 

Bereich Effizienz und Effektivität sind daher fraglich. Eine relativ grosse Zahl an priorisierten Vorha-

ben, die das Angebot erweitern oder Voraussetzungen für einen Ausbau schaffen sollen, entwickelt 

sich nicht planmässig bzw. die Finanzierung und der Betrieb sind nicht geregelt. Ihre Schubkraft für 

ein gemeinschaftliches E-Government in der Schweiz wird zusätzlich gebremst, wenn ffO als Dreh-

scheibe für die jeweiligen Themenbereiche nicht akzeptiert werden. 

Kooperation und Standardisierung 

Kooperation findet statt, allerdings eher innerhalb der jeweiligen föderalen Ebene als ebenenüber-

greifend. Primär sind es die Kantone, die von Entwicklungen oder Erfahrungen in anderen Kantonen 

profitieren. Ein Nutzen kann auch durch gemeinsame Finanzierung erreicht werden. Dieses Modell 

existiert, ist aber klar ausbaufähig. Die Konstellation, in der Vorreiter und Nachzüger zu einer Lö-

sung kommen müssten um einen gemeinsamen Nutzen zu generieren, ist dabei schwierig. Was die 

Entwicklung des Angebots bzw. die Umsetzung von E-Government angeht, besteht ein Wunsch 

nach Unterstützung seitens der übergeordneten Verwaltungsebenen. Dies dürfte im Kern die Frage 

berühren, wer zentrale Lösungen bereit stellt. Bei der Umsetzung von E-Government fehlt es an 

allen Ressourcen. Eingeschränkte Personalressourcen und Budgetrestriktionen sind ein akzentuier-

tes Problem und es fehlt an Zeit und Wissen. 

Im Bereich der Planung, Strategie und Koordination wir mehr Unterstützung gewünscht. Die Ab-

stimmung in strategischen Fragen entwickelt sich, mit Ausnahme der Gemeinden, insgesamt posi-

tiv. Der bisherige Ansatz der freiwilligen Einhaltung bestehender Standards hat sich bedingt in 

selbstverpflichtenden Vorgaben niedergeschlagen. Die Neuregelung auf der gesamtschweizeri-
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schen Ebene (Rahmenvereinbarung) erscheint daher sinnvoll. 

3.3 Situation aus Sicht der Expert/innen  

Folgende Abschnitte geben die Einschätzungen und Sichtweisen der befragten Expert/-innen wie-

der, die Aussagen werden in summarischer Form dargestellt. 

3.3.1 Potential einer vernetzten Verwaltung 

Die Interviewpartner wurden zunächst dazu befragt, wie sie das Potential eines vernetzten  

E-Government – im Sinne eines digitalisierten Behördenverkehrs mit durchgängigen Prozessen, der 

allerdings gemeinsam genutzte Basisdienste und die Anwendung einheitlicher Standards über die 

föderalen Ebenen hinweg erfordert (Interoperabilität) – einschätzen.  

Dieses Potential wird von den Expert/-innen nicht bestritten und von mehreren Befragten als sehr 

gross eingeschätzt. Übereinstimmend mit der E-Government-Strategie Schweiz und den verfügba-

ren White Papers zum Thema werden die Vorteile in den Bereichen Kundenorientierung, Effizienz 

und Effektivität des Verwaltungshandelns gesehen.  

Mit Fokus auf die Kundenorientierung stellen mehrere Befragte fest, dass Bürger/-innen und Wirt-

schaft eine moderne Dienstleistungserbringung fordern, mit den Behörden zeit- und ortsunabhän-

gig verkehren und sich nicht mit verwaltungstechnischen Zuständigkeitsfragen auseinandersetzen 

wollen. Es geht darum, den sogenannten Behördenmarathon zu reduzieren, d.h. den Geschäfts-

verkehr mit den Behörden nicht über mehrere Stellen abwickeln zu müssen und erforderliche Mel-

dungen an den Staat in strukturierter elektronischer Form, per Knopfdruck und nach Möglichkeit 

einmalig zu machen. Damit soll insbesondere auch die Wirtschaft entlastet werden. 

Mit Blick auf die Verwaltungstätigkeit werden folgende Nutzenpotentiale in den Vordergrund ge-

stellt: Bezüglich Effizienz geht es nach Einschätzung mehrerer Befragten darum, den unverhältnis-

mässig grossen Abstimmungsaufwand im rechtlichen, organisatorischen und technischen Bereich 

zu minimieren. Die Interviewten bestätigen, dass über die Mehrfachnutzung von Diensten und Da-

ten die Kosten für die Entwicklung, Implementierung und den Betrieb von E-Government-Lösungen 

gesenkt werden können. Eine Erhöhung der Wirtschaftlichkeit wird speziell auch im Bereich der 

Datenpflege und der Sicherheit erwartet. Den wirtschaftlichen Nutzen zu beziffern fällt den Befrag-

ten, wie zu erwarten war, mehrheitlich schwer. Einige wenige wagen sich eine konkrete Zahl zu 

nennen und sprechen von wiederkehrend mehreren Millionen bis einer Milliarde. In diesem Kontext 

wird darauf hingewiesen, dass der Nutzen auch sekundär anfallen (Voraussetzungsprojekte) oder 

qualitativer Art sein kann (Komfort Leistungsbezug) sowie abhängig davon ist, wo investiert wird 

(Menge der Abläufe).  

Bezüglich Effektivität stellt eine Umsetzung des Konzepts einer vernetzten Verwaltung in Aussicht, 

dass die Prozesse optimiert und die Aufgaben der Verwaltung besser erfüllt werden können. Die 

Prozessoptimierung setzt zudem Ressourcen frei, die besser investiert werden können. Über eine 

kooperative Dienstleistungserbringung können Kompetenzen verteilt genutzt und die Fachkompe-

tenz sowie die Qualität somit insgesamt erhöht werden. Als Teilbereich geht es hier für einige Be-

fragte auch um die Qualität der Daten (Fehlerquote verringern), die als Grundvoraussetzung für die 

Leistungserbringung angesehen werden kann. Es geht aber auch darum, das in E-Government-

Fragen begrenzt vorhandene Wissen besser zu nutzen.  

Ganz generell verspricht das Konzept einer vernetzten Verwaltung im Schweizer E-Government mit 

den gegebenen Ressourcen in kürzerer Zeit mehr zu erreichen, da die bestehende dezentrale 
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Struktur zu rigide, fraktioniert und zu stark auf Aufgabenteilung ausgerichtet ist, was die Komplexi-

tät und den Aufwand erhöht. Der Aufbau schweizweiter E-Government-Infrastrukturen wird dabei 

vereinzelt als kritischer Faktor angesehen, um E-Government überhaupt sinnvoll betreiben zu kön-

nen.  

Insgesamt zeigt sich, dass das Konzept der vernetzten Verwaltung von vielen Expert/-innen interna-

lisiert worden ist. Es zeigt sich allerdings auch, dass unterschiedliche Teilbereiche im Vordergrund 

stehen können – je nach Schwerpunktsetzung der eigenen Arbeit (z.B. Daten vs. Prozesse). Es gilt 

also weiterhin an einer Gesamtsicht auf die Thematik zu arbeiten.  

3.3.2 Organisationale Anforderungen von E-Government Schweiz 

Weiter wurden die Expert/-innen in einer Einstiegsfrage dazu befragt, wie E-Government in der 

Schweiz auf der organisationalen Ebene aufgestellt sein müsste, um das festgestellte Potential rea-

lisieren zu können.  

Bestehende Organisationsstruktur  

Verschiedene Aussagen zeigen, dass die Arbeit der bestehenden Organisationen und Gremien, die 

sich um eine koordinierte Umsetzung des schweizerischen E-Government bemühen durchaus ge-

schätzt und die Zusammenarbeit mit denselben honoriert werden. Verschiedene Befragte weisen 

jedoch auch auf Probleme bzw. Grenzen der bestehenden Organisationsstruktur und Instrumente 

hin, die hier kurz dargelegt werden sollen (es handelt sich dabei nicht zwingend um Mehrheitsmei-

nungen).  

Positive Aspekte Negative Aspekte 

ISB / Geschäftsstelle E-Government Schweiz 

 Federführung ist wichtig, diese Rolle wird wahrgenom-

men, es bräuchte aber teilweise mehr. 

 Die Geschäftsstelle koordiniert und kommuniziert, hat 

aber nicht das notwendige Durchsetzungsvermögen. 

 Programmarketing alleine reicht nicht.  

 Das Controlling fokussiert auf das Erreichen von Projekt-

zielen statt auf das Realisieren eines Gesamtnutzens. 

  Eine verstärkte Koordination bräuchte mehr Ressourcen. 

Neue Rahmenvereinbarung 

 Die Auseinandersetzung mit der neuen Rahmenvereinba-

rung zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden hat eine 

Dynamik in die Diskussion gebracht.  

 Man ist weiter als vor vier Jahren, als das Konzept der 

vernetzten Verwaltung noch nicht vorlag.  

 Die Kantone sind nun bereit, einen finanziellen Beitrag zu 

leisten, weil alle merken, dass es so nicht weitergehen 

kann.  

 Die Rahmenvereinbarung ist ein Schritt in die richtige 

Richtung, aber nur ein Kompromiss, der nicht ausreicht. 

 Stärkere Mitfinanzierung wurde nicht erreicht, weil Auf-

gaben und Ziele nicht ausreichend klar definiert wurden. 

  Verfügbarkeit von Mitteln ist ein generelles Problem.  

 Die stärkere Priorisierung von Vorhaben im Aktionsplan, 

die Auswahl und finanzielle Unterstützung derselben ist 

positiv. 

 Statt einer projektbezogenen Auswahl wäre eine Definiti-

on von wirkungsbezogenen Schwerpunkten erwünscht 

gewesen, um Rückschlüsse auf benötigte Basisdienste 

zu ziehen und Vorreiterkantone besser zu stützen.  

 Neuausrichtung, dass auf der Umsetzungsebene be-

gründet werden muss, wenn von Standardlösungen ab-

gewichen ist positiv. 
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e-CH 

 Es ist gut und wichtig, dass e-CH seine Rolle als Stan-

dardisierungsgremium wahrnimmt. 

 Es braucht eine zentrale Lenkung bei der Festlegung von 

Daten und Vieles ist auf gutem Wege. 

 In manchen Bereichen fehlen die erforderlichen Stan-

dards oder werden zu spät bereitgestellt. 

 Selbst wenn die Standards und Vorgaben vorliegen, fehlt 

es an den Hilfsmitteln für die konkrete Umsetzung. 

 Die verfügbaren Informationen werden nicht optimal 

bereitgestellt. 

  Die Grundlagenarbeit wird von der Realität überholt, weil 

die Entscheidungswege zu lang sind. 

 Die Kantone und Gemeinden entwickeln daher eigene 

Lösungen oder machen gar nichts. 

  eCH fehlen die finanziellen Ressourcen – der Aufwand 

für die Finanzierung von Entwicklungs- und konzeptionel-

len Arbeiten ist sehr aufwändig. 

 eCH fehlen die personellen Ressourcen – die Mitarbeit in 

Fachgruppen beruht auf Freiwilligkeit und stösst auf Ka-

pazitätsgrenzen der Beteiligten. 

Schweizerische Informatikkonferenz (SIK) 

 Die SIK übernimmt eine koordinative Rolle und beteiligt 

sich an Projekten. 

 Sie kann den Betrieb und das Personal nicht sicherstel-

len. 

  Die SIK ist in ihren Handlungsmöglichkeiten einge-

schränkt. 

Regionale Koordinationsorgane (Informatikkonferenzen) 

 Teilweise gute Ansätze vorhanden.  Vernetzung mit anderen Regionen ist nicht gegeben. 

Fachgruppe E-Government (interkantonal) 

 Die Fachgruppe ermöglicht den Informationsaustausch.  Die Fachgruppe nimmt keine aktive koordinative Rolle im 

Sinne eines Think Tanks wahr.  

  Formal sind alle Kantone beteiligt, es nehmen aber nicht 

alle gleichermassen am Austausch teil (Sprache, Wege). 

 Der Austausch in Fachgruppen braucht personelle Res-

sourcen. 

  Die Kantone können nur das umsetzen, was im jeweili-

gen Kanton politisch getragen wird (Instanzenweg).  

Gemeinde- und Städteverband 

  Stösst schnell an Grenzen, da kaum Ressourcen vor-

handen sind. 

 E-Government ist eines von vielen Themen. 

Abbildung 10: Einschätzungen der Expert/-innen zur bestehenden Organisationslandschaft 

Die Einschätzungen darüber, ob die bestehenden Organisationsstruktur ausreichend ist oder ob 

verstärkt über alternative Möglichkeiten oder Veränderungen nachgedacht werden sollte, gehen 

auseinander. Einige sind der Meinung, dass man grundsätzlich gut aufgestellt ist. Andere können 

sich andere Lösungen zwar vorstellen, finden das Bestehende jedoch im Prinzip ausreichend. Ins-

gesamt wurden jedoch verschiedene Punkte angesprochen, die als Veränderungsbedarf gewertet 

werden können. Konstatierte Fortschritte sowie bestehende Problemfelder werden im Folgenden 

kurz zusammengefasst. 
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3.3.3 Aktuelle Probleme und Herausforderungen 

Nachfolgend werden die wichtigsten von den Expert/-innen vorgebrachten Problemfelder nach 

Themenbereichen gebündelt und summarisch wiedergegeben. 

Gesamtsituation E-Government 

Grundsätzlich fehlt es an einem Überblick zur bestehenden E-Government-Landschaft. Einzelne 

vorhandene Lösungen sind gut, können aber nicht immer gemeinschaftlich genutzt werden oder 

sind schlicht zu wenig bekannt und werden – ebenso wie die verfügbaren Standards – daher nicht 

genutzt. Die Kantone und Gemeinden erzielen im E-Government erfreulicherweise Fortschritte, 

stossen aber nach wie vor oft ihre eigenen Entwicklungen an. Ein gemeinsames Verständnis des 

Nutzens von E-Government ist nicht immer gegeben oder wird nicht immer von Anfang an gese-

hen. Auch müsste das Gesamtinteresse verstärkt über die eigene Zuständigkeit gestellt werden. Es 

bräuchte einen verstärkten Dialog auf oberster Stufe – zu den heutigen Bedingungen, zu den tech-

nischen Möglichkeiten, zu möglichen Innovationsprozessen und zur Weiterentwicklung des födera-

len Systems. 

Das föderale System wird als Grund für ein eher langsames Entwicklungstempo angesehen. Jede 

staatliche Ebene verfügt über eigene Kompetenzen und nimmt diese autonom wahr. Daraus ergibt 

sich, dass Einzelne etwas entwickeln, andere hingegen abwarten. Es ergeben sich notwendige 

Abstimmungen sowohl in Bezug gemeinsame Lösungen wie auch das Thema Rechtsgrundlagen, 

die sehr aufwändig sind. Weitere Harmonisierungen und Koordinationsleistungen werden als not-

wendig erachtet. Grössere Kantone können im Bereich Investitionen mehr leisten, kleinere Kantone 

sind in diesem Bereich auf Kooperation angewiesen, können aber Vorarbeiten in der Prozessgestal-

tung leisten, da die Lösungsfindung mit wenigen Gemeinden einfacher ist. Es besteht die Annahme, 

dass zentrale Staaten und zentral organisierte Kantone mit Blick auf die Entwicklung von E-Govern-

ment schneller und mit weniger Problemen konfrontiert sind. Die föderale Struktur der Schweiz und 

das Subsidiaritätsprinzip werden nicht in Frage gestellt.  

Die aktuelle dezentrale Entwicklung mit loser Koordination ist stark auf Aufgabenteilung ausgerich-

tet und macht Veränderungsprozesse schwerfällig. Ein breites Verständnis für die Idee der vernetz-

ten Verwaltung zu gewinnen ist schwierig, auch wenn im Verlauf des letzten Jahres eine gewisse 

Dynamisierung erkennbar ist. Die Kantone haben sich um gewisse Dinge bislang zu wenig geküm-

mert. Der Bund erwartet von den Kantonen mehr Engagement im Bereich der Koordination, aber 

es fehlt an Kapazitäten, um ein weiteres Engagement in zusätzlichen Fachgremien etc. zu leisten. 

E-Government braucht zudem mehr Verankerung auf Gemeindeebene. Die Gemeinden haben ein 

grosses Gewicht in der Schweiz, sind aber in der Gesamtstruktur mangelhaft eingebunden. Die 

Zusammenarbeit zwischen den Kantonen und Gemeinden ist zudem nicht immer einfach. In man-

chen Kantonen gibt es eine grosse Zahl an Gemeinden von unterschiedlicher Grösse und mit un-

terschiedliche Bedürfnissen und Positionen. Es ist schwierig, so gemeinsame Projekte und Strate-

gien voranzutreiben. Nicht zuletzt deshalb, weil sowohl auf nationaler wie auf kantonaler Ebene 

Gremien fehlen, die die Gemeinden (entscheidungskompetent) repräsentieren können. Kleinere und 

mittlere Gemeinden sind zudem oft auch damit überfordert, an konkreten Lösungen mitzuarbeiten – 

auch ressourcenbedingt. 

Erforderliche Veränderungsprozesse  

Teilweise besteht in den Verwaltungen die Angst vor einem Zuständigkeitsverlust. Diese Ängste 

müssen abgebaut, ein neues Autonomieverständnis etabliert und die Vorteile einer vernetzten Ver-
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waltung mit verteilten Zuständigkeiten besser vermittelt werden. Das Verständnis, dass viele Pro-

zesse über die Kantone hinweg identisch sind und nicht „an der Bürotür‚ enden, ist nicht überall 

gegeben. Dort, wo es tatsächlich Unterschiede gibt (Prozesse und Gesetze), braucht es viel Zeit 

und politischen Willen, um einen gemeinsamen Nenner zu finden. Notwendige Anpassungen in der 

Rechtsprechung zu identifizieren und umzusetzen stellt eine Herausforderung dar. 

Fragen der Finanzierung und des Betriebs  

Es fehlt an Investitionsbereitschaft. Eine Finanzierung sicherzustellen, um Dinge anzustossen ist 

insbesondere dann schwierig, wenn der Nutzen nicht nur organisationsintern anfällt. Auf der politi-

schen Ebene spricht man sich zwar für bestimmte Entwicklungen aus, spricht aber nicht gleichzei-

tig die dafür erforderlichen Mittel. Die Schweiz dividiert sich daher auseinander. Obschon die Not-

wendigkeit gemeinsamer Lösungen erkannt wird, mangelt es an der Bereitschaft zu gemeinsamer 

Finanzierung. Allfällige Startschwierigkeiten werden hoch bewertet und es fehlt teilweise an der Be-

reitschaft, solchen Risiken entgegenzutreten. 

Die Budgetierungslogik ist dabei ein weiteres Problem. Staatliche Organe haben Budgetrestriktio-

nen, die schlecht auf Investitionen ausgerichtet sind. Als aktuelle Lösungsvariante, um behörden-

übergreifende Projekte umsetzen zu können, werden daher Vereine gegründet. Der Aufwand dafür 

ist allerdings zu gross und auch nicht zielführend, da es eine Vielzahl solcher Vereine bräuchte 

(schätzungsweise 200-300). 

Bei zentralen Lösungen stellt sich weiter die Frage, ob die Projekte aktuell am richtigen Ort platziert 

sind, was bei einigen ffO in Frage gestellt wird. Teilweise fehlt es an den erforderlichen Mitteln, um 

solche Projekte überhaupt zu stemmen (z.B. bei Verbänden). Weiter besteht das Problem, dass 

einzelne Verwaltungsstellen Systeme betreiben, die nicht ihrem primären Leistungsauftrag entspre-

chen4. Für aktuelle und potentielle Nutzer dieser Systeme stellt sich daher die Frage, ob dies auch 

in Zukunft so bleiben wird. Gleiches gilt für Projekte und Dienste, bei denen die Betriebsverantwort-

lichkeiten nicht geklärt sind. Fehlende Planungssicherheit stellt ein Problem für eine stärkere Mehr-

fachnutzung dar. Existierende Lösungen müssen weitergepflegt werden – man muss sich rechtzei-

tig Gedanken zum „wie weiter‚ machen. Bereits jetzt liegt das Potential von an sich guten Lösun-

gen brach. 

Rolle der Privatwirtschaft 

Die Privatwirtschaft unterstützt die Verbreitung vorhandener Basislösungen nicht, indem sie sie 

nicht in ihre Anwendungen integriert (SuisseID). Die Abhängigkeit von Softwareanbietern ist teilwei-

se nicht befriedigend (Verrechnung Integration zusätzlicher eCH-Standards). 

3.3.4 Veränderungsbedarf im organisationalen Bereich 

Ein gewisser Veränderungsbedarf leitet sich aus den benannten Problemfeldern ab und wird v.a. in 

Bezug auf eine stärkere zentrale Führung, einen zentraleren Betrieb von Basisdiensten und 

-infrastrukturen und mit Blick auf das Thema Gesetzesgrundlagen festgestellt. Dabei wird von meh-

reren Befragten implizit oder explizit auch eine stärkere Rolle des Bundes im Schweizer E-Govern-

ment diskutiert. 

                                                

4 Ein Beispiel hierfür ist die beim Bundesamt für Statistik angesiedelte Plattform für den sicheren Datenaustausch „sedex‚. 
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Verstärkte zentrale Steuerung 

Es wird festgestellt, dass die dezentrale Umsetzung trotz der bestehenden Koordination nicht aus-

reicht, da man darauf angewiesen ist, dass Einzelne die Initiative ergreifen. Es bräuchte daher eine 

starke Führung, ein starkes Organ, das die verfügbaren Strategien vertritt und auch durchsetzen 

kann. Eine verstärkt zentrale Struktur wird insbesondere auch mit Blick auf jene Handlungsfelder als 

vorteilhaft erachtet, in denen keine themenspezifischen Organe für eine schweizweite Koordination 

zur Verfügung stehen (z.B. ein eidgenössisches Amt oder interkantonale Konferenz). Um die not-

wendigen Koordinationsleistungen erbringen zu können, bräuchte es auch mehr Ressourcen auf 

der Führungsebene.  

Es wird festgestellt, dass das ebenenübergreifende E-Government v.a. dann schlecht vorankommt, 

wenn der Bund nicht die Zuständigkeit hat. Kantone und Gemeinden können grössere Dinge nicht 

alleine bewältigen. Auch wenn sich einzelne Kantone zusammenschliessen, haben sie nicht genug 

Gewicht, um etwas „zum Laufen zu bringen‚. Der Bund sollte daher den Anstoss geben, damit die 

notwendigen Basisinfrastrukturen zur Verfügung stehen und die anderen folgen können. Es wird 

also erwartet, dass der Bund ein grösseres Engagement zeigt, gewisse Kernprobleme löst und 

notwendige Grundlagen realisiert. Dies könnte auch gewisse Vorgaben betreffen. So wird vereinzelt 

vorgeschlagen, dass der Bund bei der Delegation neuer Aufgaben an die untergeordneten födera-

len Ebenen die Wahlmöglichkeiten bei der Umsetzung einschränken bzw. gewisse infrastrukturelle 

Fragen gleich mit regeln könnte. Dass dies vielleicht auf Kantons- und Gemeindeebene nicht überall 

auf Anhieb gutgeheissen würde, wird von Vertretern der beiden Ebenen durchaus erwartet, ändert 

aber nichts an der Einschätzung dazu. Der Ruf nach mehr Engagement seitens Bund wird durch 

ein weiteres Argument untermauert. Nebst den abwartenden Verwaltungen gibt es auch aktive 

Kantone, die nicht auf den „langsamen‚ Bund warten wollen. In Ermangelung der notwendigen 

Grundlagen entwickeln sie daher ihre eigenen Lösungen, die nicht zwingend interoperabel sind. 

Entwicklung und Betrieb von Basisdiensten 

Die Frage, wer eine Basisinfrastruktur für eine gemeinschaftliche Nutzung bereitstellen und auch 

betreiben kann ist wichtig. Einzelne Befragte äusserten einen Bedarf für eine Art zentrale Dreh-

scheibe, die die Leistungserbringung, das heisst den Betrieb von Basisdiensten managen könnte. 

Dabei geht es auch um die Themen (Vor-)Finanzierung und Nachhaltigkeit. „Etwas Zentrales‚ würde 

im Bereich Investitionen vieles vereinfachen – so die Meinung eines Befragten und könnte die Prob-

lematik von potentiellen Budgetkürzungen abfedern. Indem die E-Government-Infrastruktur zentral 

bereitgestellt würde, könnten auch gewisse Vorgaben zentraler gemacht werden, was die Entwick-

lung insgesamt beschleunigen würde. Diese Ansicht wird von mehreren Befragten geteilt, so wer-

den bestimmte Themen- und oder Aktionsfelder identifiziert, bei denen es hilfreich wäre, wenn et-

was „von oben‚ kommen würde, um die Effizienz im schweizerischen E-Government zu steigern. 

Thematisch werden die Bereiche Gesetzesgrundlagen (siehe unten) und Hilfsmittel genannt. Als 

primäres Handlungsfeld für den Bund werden gesamtschweizerisch relevante Neuentwicklungen 

genannt, bei denen beispielsweise die Kantone noch nicht aktiv geworden sind. 

Der Bund könnte nach Meinung Einzelner durchaus als Entwickler und Betreiber übergreifender 

Basisdienste beauftragt werden. Dabei wird nicht unbedingt eine zentrale Vorfinanzierung seitens 

Bund erwartet, diese könnte vielmehr unter Beteiligung der Kantone nach einem fairen Schlüssel 

geteilt geleistet werden. Seitens der Kantone bräuchte es dafür ein klares Bekenntnis. Während der 

Betrieb nach Meinung eines Befragten auch anders organisiert werden könnte, sollte jedoch die 

Zuständigkeit für die Gesamtgestaltung beim Bund liegen. Dies im Sinne einer Orchestrierungsauf-
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gabe, bei der zu klären ist, wer welche Dienste erbringen kann, was durchaus auch als bestehen-

der Leistungsauftrag verstanden wird. Nur eine befragte Person stellt sich der Forderung nach ei-

nem stärkeren Engagement des Bundes (Entwicklung und Betrieb von Lösungen) explizit entgegen, 

dies mit Blick auf die Privatwirtschaft, für die ein Investitionsschutz gewährleistet werden muss. Der 

Bund sollte aus dieser Sicht eher im Bereich Standardisierung eine aktive Rolle einnehmen. 

Gesetzesgrundlagen 

Ein weiterer Schwerpunkt, der in den Interviews festgestellt werden konnte, betrifft das Thema der 

Gesetzesgrundlagen. In diesem Bereich wird von einer Mehrheit der Befragten ein Handlungsbedarf 

konstatiert oder es werden Probleme festgestellt. Teilweise ähneln diese den festgestellten Proble-

men in Bezug auf die Basisdienste und -infrastruktur.  

Es wird festgestellt, dass verschiedene gesetzliche Grundlagen sowohl auf Ebene des Bundes (in-

klusive priorisierte Vorhaben), als auch auf Ebene der Kantone, zum Beispiel im Bereich des Daten-

schutzes fehlen. Mit Blick auf bestimmte Dienste wird ein Bedarf nach Harmonisierung und Stan-

dardisierung rechtlicher Vorgaben festgestellt. In diesem Kontext begrüsst werden die Bemühun-

gen seitens des Bundesamts für Justiz, Mustervorlagen zu erstellen, die die Kantone in ihre Geset-

zesumgebungen einbinden, so dass nicht jeder Kanton selber etwas erarbeiten muss. Gesetzliche 

Vorgaben könnten die Entwicklung generell beschleunigen. Mit Verweis auf Einzelfälle, bei denen 

gesetzliche Vorgaben gemacht wurden (z.B. eSchKG), wird hier von einer Push-Funktion gespro-

chen.  

Auch in diesem Bereich stellt sich die Frage nach der zeitlichen Abstimmung. Der Bund ist aus 

Sicht einiger Befragter im rechtlichen Bereich zu langsam. Die Kantone schaffen vielfach eigene 

gesetzliche Grundlagen, da es „an der Basis‚ vorangehen muss. Analog zum Thema Standards ist 

die Umsetzung somit in manchen Bereichen weiter als die Rechtsgrundlagen, die eigentlich einheit-

lich sein sollten und früher bereitgestellt werden müssen. Ein Befragter schlägt vor, dass es eine Art 

E-Government-Rahmengesetz bräuchte, auf das neue erforderliche Gesetze abgestellt oder abge-

stützt werden können. Interessant könnte es auch sein, bestimmte rechtliche Fragen im Bereich 

des Datenschutzes direkt über einen zentralen Service zu regeln. Über die Frage, wie schnell solche 

Herausforderungen geklärt werden können, sind sich die Befragten nicht unbedingt einig – auf der 

einen Seite steht die Meinung, dass man die erforderlichen Grundlagen in drei bis vier Jahren hätte, 

wenn man Gas geben würde, auf der anderen Seite steht die Meinung, dass es sehr lange gehe, 

um seitens der Kantone auf der gesetzlichen Ebene ein Commitment zu erreichen. 

3.3.5 Stand der Realisierung und Entwicklungstempo 

Die Expert/-innen wurden weiter dazu befragt, wie sie vor dem Hintergrund des Ziels einer vernetz-

ten Verwaltung den Entwicklungsstand von E-Government in der Schweiz beurteilen. Die Befragten 

wurden gebeten, auf einer Skala von 0% bis 100% eine grobe Einschätzung des Status Quo vor-

zunehmen.  

Obschon eine solche Einschätzung schwierig vornehmen ist – wie einige der Befragten auch beto-

nen – kommt eine Mehrheit zum Ergebnis, dass sich E-Governement in der Schweiz noch ganz 

oder eher am Anfang einer solchen Entwicklung befindet, bei ca.10-20% oder im ersten Drittel. 

Man könnte aus dieser Perspektive noch sehr viel mehr machen. Einzelne Interviewte sind der An-

sicht, dass man – z.B. mit Blick auf die Umsetzung der priorisierten Vorhaben – schon einiges er-

reicht habe und sich bei ca. 50% bewege, wobei z.T. auch zwischen den technischen Möglichkei-

ten, die schon recht weit seien und den organisationalen und politischen Anforderungen, die dem-
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gegenüber hinterherhinken, unterschieden wird. Betont wird – analog zur nationalen E-Government 

Studie (Golder et al. 2010) – allerdings auch, dass der Entwicklungsstand zwischen den Kantonen 

und Gemeinden sehr heterogen ist. 

Das Entwicklungstempo wird von der überwiegenden Mehrheit als eher langsam eingeschätzt. Die 

konstatierte Langsamkeit wird dabei unterschiedlich bewertet: Während manche das Tempo mit 

Blick auf eine effiziente Umsetzung von E-Government als problematisch erachten, betont eine 

recht grosse Zahl der Befragten, dass es systembedingt nicht schneller gehen kann, sei es auf-

grund der föderalen Strukturen, aufgrund fehlender Ressourcen bzw. Kapazitätsgrenzen, aufgrund 

fehlender Gesetzesgrundlagen oder aufgrund eines dafür erforderlichen Kulturwandels. Nur eine 

Minderheit ist jedoch mit der Entwicklungsgeschwindigkeit grundsätzlich zufrieden. In einem lang-

samen Vorgehen liegt für einzelne Befragte jedoch auch ein Vorteil, indem angenommen wird, dass 

die eher langwierigen Abstimmungsprozesse zu tragfähigeren Lösungen führen oder Mitarbeitende 

nicht überfordert werden. Auch die Tatsache, dass es unterschiedliche Entwicklungstempi geben 

kann, wird nicht zwingend als problematisch eingestuft, solange entwickelte Lösungen zusammen-

geführt werden können. An der schweizweit en Abstimmung fehle es jedoch. 

3.3.6 Bedarf nationale E-Government-Infrastrukturen  

Die Expert/-innen wurden weiter dazu befragt, wo bereits etwas in Richtung gemeinsam genutzter 

Basisdienste funktioniert. Dabei kam eine recht breite Palette an Vorhaben, konkreten Lösungen 

oder Umsetzungsbereichen zur Sprache, wobei hier nicht auf alle Aspekte eingegangen werden 

soll, zumal die Aussagen spontan gemacht und mehrmals auf einen exemplarischen Charakter hin-

gewiesen wurde. Gewisse Schwerpunktthemen lassen sich dennoch herauskristallisieren.  

Im Bereich der Voraussetzungen sind es vor allem die Vorarbeiten bezüglich Standards und 

Schnittstellen, die von vielen positiv beurteilt werden. Zum anderen ist hier auch das Thema Regis-

terharmonisierung zu nennen, das von mehreren Befragten in den Vordergrund gestellt wurde – sei 

es eher allgemein, mit Blick auf konkrete Anwendungen wie sedex (sicherer Datenaustausch) sowie 

in den Bereichen Zivilstandswesen, Handelsregister oder Strafregister. Im Registerbereich zudem 

genannt wurde die Unternehmensidentifikation (UID). Als gutes Beispiel insbesondere mit Blick auf 

das Vorgehen wurde zudem die Thematik e-Billing und e-Payment genannt. Eine eher heterogene 

Beurteilung erfährt hingegen die Entwicklung rund um die elektronische Identifikation SuisseID, die 

einerseits positiv herausgestellt wird, aber auch mit konkreten Herausforderungen konnotiert ist 

(begrenzte Anwendung, ohne IAM bedingt schlagkräftig).  

Die verschiedenen Antworten auf die Frage zeigen, dass es nicht ganz einfach ist, Beispiele mit 

einem Modellcharakter für die schweizweite und ebenenübergreifende Umsetzung von E-Govern-

ment zu benennen. So wird verschiedentlich auf Lösungen und Projekte Bezug genommen, die 

zumindest zwischen einigen Kantonen oder innerhalb eines Kantons bereits gut funktionieren 

(Steuererklärung, Baubewilligungen, Umzug, Genehmigungen). Damit ist eine vernetzte Verwaltung 

allerdings noch nicht erreicht. 

Umgekehrt wird verschiedentlich konkreter Bedarf für eine schweizweite E-Government-

Infrastruktur identifiziert. Die Anforderungen berühren z.B. das Entwickeln weiterer Standards, ein 

Funktionsnachweis der Behörden sowie Verfahrensinformationen, weitere Datenharmonisierungen, 

ein einheitliches Personenregister und am prominentesten das Thema Identity- und Access-

Management (IAM), das ergänzend zur SuisseID dringend in Angriff genommen werden müsste.  
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3.3.7 Idee einer nationalen Ausführungsorganisation 

Im Sinne eines Brainstormings wurde den Interviewten die Idee unterbreitet, dass ein „treibender 

Akteur‚ mit folgenden Eigenschaften, eingesetzt werden könnte: 

 hat den Auftrag, übergreifende Projekte zu organisieren oder umzusetzen (beispielsweise 

ein System a) zu konzipieren, b) zu bauen, die Lösungen c) zu betreiben oder d) zu vernet-

zen. 

 verfügt über eine Finanzautonomie (d.h. hat die Fähigkeit, z.B. Vorinvestitionen zu leisten 

und Nutzungsgebühren zu verlangen). 

 verfügt über das erforderliche Know-How (hätte bereits mehrere Projekte erfolgreich entwi-

ckelt, implementiert und betreibt diese zur Zufriedenheit der Beteiligten). 

Grundsätzliches Interesse 

Die Expert/-innen wurden zunächst gefragt, ob sie eine solche Idee grundsätzlich begrüssenswert 

finden. Einzelne haben ähnliche Überlegungen bereits selber angestellt. Die überwiegende Mehrheit 

der Befragten hält eine solche Lösung spontan oder nach kürzerer Überlegung für bedenkenswert 

bzw. räumt ihr ein gewisses Potential ein, dazu beitragen zu können, bestehende Probleme zu 

überwinden. Dieses Potential berührt insbesondere die Bereiche Koordination und Verbindlichkeit 

sowie Investition und Betrieb. 

Das Problem der fragmentierten Entwicklungen könnte minimiert werden, indem die Koordination 

von Diensten, die nach allgemeiner Ansicht schweizweit bereitgestellt werden sollten, gewährleistet 

würde. Eine solche Organisation könnte diese Basisdienste im Auftrag aller föderalen Ebenen ent-

wickeln bzw. beauftragen. Durch die Integration der Stakeholder über Vereinbarungen (Verpflich-

tung, Dienste abzunehmen) könnte Verbindlichkeit hergestellt werden. 

Diese Organisation könnte notwendige Vorinvestitionen für übergreifende Projekte mit Vorausset-

zungscharakter leisten, wodurch bestehende Finanzierungsprobleme überwunden werden könnten. 

Sie könnte zudem den Betrieb langfristig sicherstellen bzw. dazu beitragen, Probleme im Bereich 

des Betriebs zu überwinden.  

Demgegenüber gibt es auch einzelne skeptische Stimmen. Die ablehnende Haltung begründet sich 

v.a. dadurch, dass nicht etwas Zusätzliches geschaffen werden soll. Allfällige Veränderungen sollten 

sich – wenn überhaupt – in den bestehenden Strukturen vollziehen. 

Geschäftsinteresse 

Weiter wurden die Interviewpartner gefragt, ob sie ein konkretes Geschäftsinteresse benennen 

können, das über einen solchen Akteur abgewickelt werden könnte. Dabei kamen sowohl überge-

ordnete Bereiche (Prozessmodellierung in allen möglichen Verwaltungsgeschäften), konkrete ge-

meinsam nutzbare Dienste (Baubewilligungen, Zuzug/Wegzug, E-Voting, E-Health, Steuererklärung, 

Fahrzeuge) und Lösungen mit Infrastrukturcharakter (Referenzdienste, Leistungsinventar, Funkti-

onsnachweis, sedex, UID, IAM) zur Sprache. Am häufigsten wurde das Thema Identifikations- und 

Authentifikationsmanagement genannt. Ein Befragter wies zudem darauf hin, dass auch die Privat-

wirtschaft (Softwareanbieter) konkrete Geschäftsinteressen haben könnte. 

Zu berücksichtigende Anforderungen 

Governance 
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Als möglicher Vertragspartner sehen die Interviewten in erster Linie eine Verwaltung oder verwal-

tungsnahe Stelle, weniger jedoch einen Akteur aus der Privatwirtschaft. Dies aus zwei Gründen: 

Erstens sei die Akzeptanz in Marktlösungen für gewisse staatliche Verfahren nicht immer gegeben, 

der Staat müsse demnach gewisse Dienstleistungen selber machen. Zweitens sollte dieser Akteur 

nicht „gewinnorientiert‚ sein. Beide Aspekte stehen im Zusammenhang mit den Themen Vertrauen 

und Akzeptanz, die als unabdingbar erachtet werden. Aus dem gleichen Grund wird die mögliche 

Überlegung, dass der Bund eine solche Rolle übernehmen könnte, eher verworfen. Zwar könnte 

der Bund eine integrative Funktion über föderalen Ebenen hinweg übernehmen, wäre jedoch selber 

auch Partei. Eine breite Trägerschaft über alle Ebenen hinweg wird als wichtige Anforderung defi-

niert und verbindet sich mit dem Anspruch, dass dieser Akteur eine gewisse Neutralität haben bzw. 

eine Gleichbehandlung (z.B. aller Kantone) gewährleisten müsste. Die Organisation bräuchte ent-

sprechend dazu ein Aufsichtsorgan.  

Die Kantone (und Gemeinden) müssten in einer solchen Organisation nicht nur die Möglichkeit der 

Mitbestimmung haben, sondern auch an deren Ausgestaltung beteiligt werden, damit Bindung zu 

einem solchen Gebilde entstehen kann. Das wurde von mehreren Interviewten betont. Dabei müss-

te die aktuelle Akteurskonstellation überdacht und die Bezüge zu den bestehenden Gremien geklärt 

werden (ISB, eCH etc.).  

Unabhängig von der Organisationsform müsste dieser Akteur in seinem Handeln legitimiert werden, 

d.h. die Rahmenbedingungen seines Auftrags und Handelns müssten klar festgelegt werden. Er 

müsste eine langfristige Zusammenarbeit und Planungssicherheit sicherstellen können. Seitens der 

Beteiligten bräuchte es daher gewisse Verpflichtungen. Neben klaren Einstiegsoptionen bräuchte 

es auch Ausstiegsszenarien. Das Prinzip der Beauftragung – so ein Vorschlag – könnte analog 

funktionieren wie auf Bundesebene im Kontext der neuen Informatikstrategie (vgl. dazu ISB 2011).  

In seinem Handeln müsste sich ein solcher Akteur den Maximen Kundenorientierung, Dienstleis-

tungsorientierung und Nutzenorientierung verpflichten und sollte ein Gespür für ein angemessenes 

Vorgehen mitbringen. Die Organisation müsste ressourcenstark sein und neben Finanzen und Per-

sonal auch Kompetenzen in politischen, juristischen und strategischen Belangen mitbringen sowie 

über das notwendige technische, inhaltliche und politische Verständnis verfügen.  

Entscheidungsfindungsprozess / Koordination 

Bezüglich der Entscheidungsprozesse müsste zwischen politischen Entscheiden und Projektent-

scheiden unterschieden werden, da erstere nicht delegierbar sind. Dabei wäre ein mehrstufiges 

Verfahren im Sinne eines „politisch gestützten‚ Entwicklungsprozesses vorstellbar. Bei der Ent-

scheidungsfindung müssten die beteiligten Partner involviert und das Entscheidungsfindungssys-

tem selbst tragfähig sein. Das bestehende Know-How aus den verschiedenen Verwaltungsebenen 

müsste dabei einfliessen und die Organisation müsste ein Wissensmanagement pflegen. Weiter 

bräuchte es einen strukturierten Rahmen für erforderliche Absprachen, z.B. darüber welche Stellen 

für die Entwicklung und den Betrieb bzw. umgekehrt für die Co-Nutzung in Frage kämen. Als Ent-

scheidungskriterien für das Entwickeln von Lösungen werden zwei Aspekte genannt: Erstens sollte 

sich die Tätigkeit auf Bereiche konzentrieren, die von den Kantonen noch nicht breit bearbeitet 

worden sind. Zweitens sollten nur tragfähige Projekte fokussiert werden, für die z.B. 5 Pilotkantone 

oder Gemeinden gewonnen werden können. 

Finanzierung 

Der Vorteil einer solchen Organisation wird darin gesehen, dass eine zentrale Stelle Vorinvestitionen 

tätigen kann, mit der Möglichkeit, dass die investierten Mittel nach dem Nutzerprinzip wieder zu-
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rückfliessen können. Die Organisation müsste daher variabel verrechnen können (überjährliche 

Überträge/Unterdeckung). Die Aspekte Investition, Rückzahlung und Amortisation müssten klar 

geregelt sein. Bezüglich der Grundfinanzierung kann man sich eine paritätische Beteiligung vorstel-

len, die bis zu einem gewissen Grad und zeitlich befristet auch über politische Prozesse laufen 

könnte. Man müsste sich solide Finanzierungsschlüssel überlegen, die z.B. sowohl von grösseren 

als auch von kleineren Kantonen getragen werden können. Die Finanzierung sollte grösstenteils 

über die Vergütung nach dem Nutzungsprinzip erfolgen. 

Prognose 

Die Expert/-innen wurden weiter befragt, welche Realisierungschancen sie einer solchen Idee ein-

räumen. Die Meinungen gehen hier etwas auseinander – einige der Befragten, die der Idee grund-

sätzlich offen gegenüber stehen, erwarten dennoch, dass es eher weitergeht wie bisher, einzelne 

wiederum sind der Ansicht, dass die Umsetzung durchaus denkbar wäre, wenn die Organisation 

gut aufgestellt wäre. Mehrere Befrage vermuten, dass es in der einen oder anderen Form in eine 

zentralere Richtung gehen werde, da sich die Erkenntnis einer Notwenigkeit dessen allmählich 

durchsetze oder die neuesten Bemühungen eher in diese Richtung zielten. 

3.4 Fazit Situationsanalyse 

Um die in der E-Government-Strategie definierten Ziele zu erreichen, bedarf es in der Schweiz einer 

Zusammenarbeit über die föderalen Ebenen hinweg. Wie auf Basis bestehender Studien zur Ent-

wicklung von E-Government in der Schweiz und auch der im Rahmen dieser Studie durchgeführten 

Interviews festgestellt werden kann, stösst die Umsetzung einer gemeinsamen Entwicklung ver-

schiedentlich an Grenzen, die mit den vorhandenen Organisationen, Prozessen etc. nur schwer 

überwunden werden können. Ohne Anpassung wird die Realisierung zunehmend ressourceninten-

siver und die Zielerreichung einer modernen und effizienten Verwaltung in Frage gestellt. 

Die bestehenden Problembereiche und Herausforderungen können wie folgt zusammengefasst 

werden: 

Allgemeine Entwicklungslinie 

 Die Notwendigkeit der Kooperation über die föderalen Ebenen hinweg wurde früh als ein 

Schwerpunktthema erkannt, eine konzentrierte Abstimmung organisatorisch jedoch lange 

nicht angemessen abgestützt. 

 Eine schweizweite Koordination wurde lange nach dem Prinzip der Freiwilligkeit und Eigen-

initiative gepflegt. Erst in der jüngsten Entwicklung ist mehr konkretes Engagement im Sinne 

verbindlicher Vereinbarungen erkennbar. 

 Das eingeschlagene dezentrale Vorgehen, an dem auch heute festgehalten wird, bringt 

Probleme mit sich, auch aufgrund bestehender Budgetierungsanforderungen in der Verwal-

tung.  

Koordination 

 Aktuell zeigt sich eine heterogene Landschaft an Organisationen und Gremien, die koordi-

native Rolle übernehmen könnten oder müssten – es fehlt jedoch ein organisatorischer 

Überbau, der diese Arbeiten konsolidiert.  
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 Die bestehende organisatorische Landschaft ist unübersichtlich und es scheint ihr an Aus-

tausch und Vernetzung zu mangeln. Koordination und Kollaboration sind aufwändig, wobei 

die dazu benötigten Ressourcen nicht ausreichend zur Verfügung gestellt werden. 

 Verschiedene dieser Gremien sind eher auf einen informellen Informationsaustausch ausge-

richtet und dienen weniger als „Think Tanks‚, um gemeinsame Stossrichtungen zu bestim-

men oder Lösungsansätze zu entwickeln. 

 Die Integration sämtlicher Stakeholder auf allen drei föderalen Ebenen ist nicht gewährleis-

tet. 

 Der Wunsch nach mehr zentraler Führung ist vorhanden. 

Zuständigkeiten und Verantwortungen 

 Die gegenwärtige Situation, in der die Hauptverantwortung der Umsetzung alleine den un-

tergeordneten föderalen Ebenen obliegt, erlaubt es im E-Government nicht, Herausforde-

rungen von überregionaler Bedeutung (über primäre Zuständigkeitsgrenzen hinweg) syste-

misch anzugehen. 

 Es fehlt bislang an der verbindlichen Umsetzung von Standards. Die Verantwortung, dies zu 

gewährleisten ist nicht definiert bzw. lag bis anhin im Ermessen der Kantone und Gemein-

den. 

Entwicklungslogik 

 Die angenommene Zuständigkeit des Bundes übergreifende Lösungen anzubieten sowie 

bestehende Herausforderungen bezüglich der Koordination mit den untergeordneten Ebe-

nen resultieren in einer unbefriedigenden Entwicklungsgeschwindigkeit. 

 Die unbefriedigende Entwicklungsgeschwindigkeit führt auf den untergeordneten föderalen 

Ebenen zu partikularen Lösungen in den Bereichen IT-Infrastruktur und gesetzliche Grund-

lagen. 

 Diese Partikularlösungen erschweren im Sinne einer Pfadabhängigkeit eine Konzentration 

auf gemeinsam nutzbare Lösungen (Investitionsschutz). 

Gemeinsames Grundverständnis 

 Es fehlt an einem semantischen Grundkonzept für Themenbereiche, wie zentrale Infrastruk-

turen, gemeinsam genutzte Basisdienste und -register etc.  

 Es fehlt eine klare Definition des kleinsten gemeinsamen Nenners im Bereich gemeinsam 

nutzbarer Infrastrukturen.  

 Die Einschätzung darüber, welche Basisdienste „zentral‚ im Sinne von gemeinschaftlich 

nutzbar erbracht werden sollen, ist stark davon abhängig, ob bereits eigene Entwicklungen 

vorhanden sind. 

 „Zentral‚ wird tendenziell als beim Bund angesiedelt verstanden und mit einem Top-down 

Ansatz konnotiert (für ein anderes Verständnis des Begriffs vgl. das Kapitel Auslandsver-

gleich). 

 Eine gemeinsame Vision, die von allen getragen werden müsste, existiert nur vermeintlich.  
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 Zwar besteht die Einsicht, dass E-Government gemeinschaftlich weiterentwickelt werden 

muss, die Dringlichkeit, bestehende Probleme auszuräumen, wird jedoch nicht von allen er-

kannt.  

 Kulturelle Faktoren, wie das Denken in autonomen, klar abgegrenzten Zuständigkeitsberei-

chen der Verwaltungen stehen der Entwicklung einer vernetzten Verwaltung entgegen. 

Finanzierung 

 Die Frage der Finanzierung von E-Government und insbesondere von Basisinfrastrukturen 

und Projekten mit Voraussetzungscharakter (z.B. Standards) ist insgesamt ungelöst und 

stellt eine der grössten Herausforderungen dar. 

 Die Finanzierung erfolgt primär dort, wo die Organisationen einen grossen Eigenwert erken-

nen, was aufgrund mangelnden systemischen Verständnisses wiederum zu Partikularlösun-

gen führt. 

 Die Grundsätze der Budgetierung in den Verwaltungen stellen deutliche Hindernisse für 

langfristige Investitionen dar. 

Betrieb und Pflege 

 Betriebliche Fragen sind bei verschiedenen bestehenden oder zu entwickelnden Lösungen 

unzureichend geklärt. 

 Fehlende nachhaltige Betriebskonzepte resultieren für bestehende und potentielle Ko-

Nutzer in Planungsunsicherheit, was die Weiterentwicklung von E-Government bremst.  

 Die Entwicklung und den Betrieb von Basisdiensten und -Infrastrukturen sicherzustellen 

wird tendenziell als Aufgabe des Bundes erachtet. Bestehende Probleme in diesem Bereich 

(Budgetierungslogik) werden auf anderen föderalen Ebenen teilweise wahrgenommen. 
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4 Vergleich mit dem Ausland 

4.1 E-Government in Europa 

Die Europäische Union beschäftigt sich konkret seit 2000 mit der Thematik von E-Government. Den 

Anfang machte der in jenem Jahr verabschiedete Aktionsplan „eEurope 2002‚. Benchmarking 

stand hier im Vordergrund. Benchmarkings untersuchten die Entwicklung von zwanzig öffentlichen 

Dienstleistungen, acht für Unternehmen und zwölf auf Bürger-/innen ausgerichtete. Die Resultate 

zeigten, dass in Europa primär jener Behördenverkehr online abgewickelt werden konnte, welcher 

auf zentralen Prozessen basierte. Komplexere, verwaltungsübergreifende Prozesse erwiesen sich 

als in der elektronischen Abbildung aufwändig und wurden weit weniger unterstützt. Eine Schluss-

folgerung war etwa, dass eine gewisse Reorganisation der Backoffice Prozesse innerhalb der ein-

zelnen Verwaltungen notwendig sind, um durchgehende Prozesse im Sinne einer europaweit ver-

netzten Verwaltung realisieren zu können (vgl. Commission of the European Communities 2003). 

Der nachfolgende Aktionsplan „eEurope 2005‚ machte elektronische Behördendienste zur Priorität 

und brachte die Themen Interaktivität und Interoperabilität von elektronischen Behördendienstleis-

tungen ein. Basierend auf Vorschlägen aus der ersten E-Government Ministerkonferenz 2003 wur-

de die Errichtung eines „European Interoperability Framework‚ (EIF) angeregt. Im digitalen Aktions-

plan i2010 wurde die Sicherstellung von Interoperabilität für europaweite elektronische Behörden-

dienste noch stärker thematisiert. Neben elektronischer Archivierung und Dokumentenauthentifizie-

rung definierte Interoperabilität eine zu schaffende, grundlegende Voraussetzung des E-Govern-

ment Aktionsplans (vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2006a). Die von der EU 

identifizierten Herausforderungen: Das Angebot von elektronischen Verwaltungsdienstleistungen ist 

über lokale, regionale, nationale und übernationale Ebenen verteilt, weshalb Stakeholder auf allen 

Ebenen einzubinden sind. Bereits getroffene Implementierungen auf den verschiedenen Ebenen 

schaffen ein heterogenes Feld von zu integrierenden Diensten. Dabei erweitern Ansprüche von 

Bürger/-innen und Unternehmen (nebst effizientem und einfachem Zugang) sowie technische Mög-

lichkeiten auch künftig das Dienstleistungsangebot, was Fragen der Interoperabilität in immer weite-

re Bereiche des Verwaltungshandelns trägt (Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2006b: 

4).  

In der EU wird das Thema Interoperabilität seit einiger Zeit im Rahmen verschiedener sich ablösen-

der Programme bearbeitet. IDABC (Interoperable Delivery of European eGovernment Services to 

public Administrations, Businesses and Citizens) war ein EU-Programm im Zeitraum von 2005-

2009 (vgl. IDABC 2010). Das Ziel war, die Möglichkeiten von IKT auszuloten um grenzüberschrei-

tende Behördendienstleistungen in Europa zu ermöglichen und die Effizienz und Zusammenarbeit 

der öffentlichen Verwaltungen Europas zu steigern. IDABC produzierte Empfehlungen, Lösungen 

und bot Dienste an, um die Interoperabilität der öffentlichen Verwaltungen zu verbessern (vgl. De-

loitte 2009). Ein Resultat des Programms IDABC ist der Interoperabilitäts-Framework EIF 1.0, wel-

cher 2004 verabschiedet wurde (vgl. EC 2004). Ausserdem wurde 2008 das „Semantic Interopera-

bility Centre Europe‚ gegründet, welches im Dezember 2011 in der neuen Kollaborationsplattform 

„Joinup‚ migrierte (EC 2012b). Joinup soll den Europäischen Verwaltungen helfen, effizient über 

Sektoren und Landesgrenzen hinweg zusammenzuarbeiten und sich über Lösungen zu Interopera-

bilität auszutauschen. Joinup ist bereits Teil des Programms ISA (Interoperability Solutions for Eu-

ropean Public Administrations), welches IDABC 2010 abgelöst hat (EC 2012c). Unter ISA wird die 

grundlegende Thematik weiterentwickelt (vgl. EC 2010b). Ende 2010 wurde der EIF 2.0 (EC 2010a) 

verabschiedet und um eine European Interoperability Strategy (EIS) erweitert (EC 2010c). ISA, EIF 

und EIS sind Teil der aktuellen „Digitalen Agenda 2010-2020‚ (EC 2012d). 
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Ein Überblick zu den verschiedenen Programmen und ihren Zielsetzungen findet sich in Abbildung 

11). 

 

Abbildung 11: Digitale Agenda 2010-2020, ISA, eGovernment Action Plan, EIS, EIF (EC 2010d: 1) 

Insgesamt zeigt sich in der EU ein wachsendes Bewusstsein über Bedeutung und Chancen eines 

auf Interoperabilität fokussierten Lösungsansatzes zum Erreichen einer europaweit vernetzten Ver-

waltung. Die Thematik hat seit 2000 klar an Gewicht zugenommen. Die Ansiedlung der E-Govern-

ment-Thematik auf Ebene der Europäischen Kommission macht deutlich, dass Verwaltungsmoder-

nisierung aus Europäischer Sicht nur über ein Organ mit entsprechenden Durchsetzungs- und Fi-

nanzierungskompetenzen ernsthaft vorangebracht werden kann. Die EU befindet sich in Bezug auf 

die Ebene ihrer Mitglieder jedoch in einer ähnlichen Situation, wie der Schweizer Bundesstaat zu 

den Kantonen. Die zuoberst erarbeiteten Lösungen können ihre Wirkung nur dann entfalten, wenn 

die Umsetzung auf den betreffenden Ebenen darunter auch konsequent erfolgt. 

4.2 Stand von E-Government Schweiz im Vergleich zum Ausland 

Die Geschäftsstelle E-Government Schweiz wertet die verfügbaren Benchmarks zum Entwick-

lungsstand von E-Government in verschiedenen Ländern laufend aus und arbeitet an der Weiter-

entwicklung bestehender Erhebungsmethoden mit. In ihrem aktuellsten verfügbaren Jahresbericht 

aus dem Jahr 2010 zieht sie folgendes Fazit: „Gemessen mit allen Ländern der Welt und je nach Art 

der angewendeten Indikatoren steht die Schweiz bezüglich des Entwicklungsstands der Informati-

onsgesellschaft immer noch an akzeptabler Position‚ (Geschäftsstelle E-Government Schweiz 

2011b: 30).  

Eine erste Vergleichsgrösse liefert die E-Government-Umfrage der Vereinten Nationen von 2010 

(United Nations (UN) 2010). Hier rangiert die Schweiz auf dem „E-Government-Entwicklungsindex‚ 

unter den bestbewerteten 20 Ländern (Rang 18). Es handelt sich dabei vornehmlich um Länder mit 

hohem Einkommen, was mit der Erhebungsmethode zu tun hat: Der Entwicklungsindex setzt sich 

aus drei Teilen zusammen: Telekommunikations-Infrastruktur, Humankapital (Bildung) und Online-
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Dienste.  

In Bezug auf die Entwicklung von Online-Diensten unterscheidet der UN-Index – ähnlich wie der 

EU-Benchmark (siehe unten) – zwischen vier Entwicklungsstufen in der elektronischen Dienstleis-

tungserbringung: Einfache Informationsangebote (Ein-Weg Kommunikation), erweiterte Informati-

onsangebote (Ein-Weg- und simple Zwei-Weg Kommunikation: Formulardownload, u.ä.), Transak-

tionsangebote (Zwei-Weg-Kommunikation: Download und Upload von Formularen, etc.), vernetzte 

Angebote (proaktives Einholen von Bürgerfeedback, Web 2.0, integrierte Applikationen, medien-

bruchfreie Dienste, etc.) (ibid: 95). Es werden also teilweise sehr unterschiedliche Indikatoren zu 

Entwicklungsstufen zusammengefasst. Nachstehende Rangliste zum Entwicklungsstand von Onli-

ne-Diensten lässt daher einigen Interpretationsspielraum offen:  

Rang Land Index Wert Einfache 

Informations-

angebote 

(Punkte) 

Erweiterte 

Informations-

angebote 

(Punkte) 

Transaktions-

angebote 

(Punkte) 

Vernetzte 

Angebote 

(Punkte) 

7 Norwegen 0.7365 61 85 69 17 

11 Frankreich 0.6825 54 71 77 13 

21 Deutschland 0.5492 54 76 23 20 

24 Schweden 0.5270 54 67 26 19 

34 Österreich 0.4762 46 64 28 12 

38 Schweiz 0.4444 51 44 28 17 

Abbildung 12: UN E-Government Online-Services Index – ausgewählte Länder (von Total 189) (Daten: UN 2010: 116) 

Gemäss dem UN E-Government-Survey gehören alle der in der vorliegenden Studie zum Vergleich 

herangezogenen Länder zu jenen Ländern, die die dritte oder vierte Phase von Online-Diensten 

erreicht haben und gemäss Erläuterung dem Konzept einer vernetzten Verwaltung entsprechen: 

„These countries have been integrating back-office operations and providing e-services to citizens 

in a seamless manner. Information is efficiently transferred between agencies and departments‚ – 

für die Schweiz ist dies offenbar nicht der Fall (United Nations 2010: 80).  

Den relevanteren Massstab für einen Vergleich bildet die EU-Benchmarking-Studie (EC 2010e). Im 

Wesentlichen misst die Studie, ob und in welcher Form 20 als zentral erachtete Dienste online an-

geboten werden. Die Studie hält fest, dass die Schweiz neben einigen anderen Ländern zwischen 

2009 und 2010 einen beachtlichen Sprung in der Bereitstellung der berücksichtigten Online-Dienste 

gemacht hat (+25%). Nach wie vor rangiert die Schweiz jedoch unter dem europäischen Durch-

schnitt und kann lediglich sieben Länder hinter sich lassen (Rang 25 von 32). Alle der im Vergleich 

berücksichtigten Länder schneiden demgegenüber besser ab: Österreich: 4, Schweden: 6, 

Deutschland: 12, Norwegen: 16, Frankreich: 18 (ibid: 32). Bezüglich der Frage nach dem Entwick-

lungsstand in Richtung einer vernetzten Verwaltung lässt die Unterscheidung nach der Art, wie die 

erhobenen Dienste bereitgestellt werden, erste Rückschlüsse zu. Der EU-Benchmark unterscheidet 

zwischen fünf Maturitätsstufen: 1) Information, 2) Ein-Weg Interaktion, 3) Zwei-Weg Interaktion, 4) 

Transaktion und 5) proaktiv /automatisiert. Für die Schweiz sind auch diesbezüglich einige Fort-

schritte erkennbar – mit Blick auf die höchste Entwicklungsstufe erreicht sie im Jahr 2010 den eu-

ropäischen Durchschnitt, besetzt allerdings nur den 22. Rang (Deutschland: 1, Österreich: 4, 

Schweden: 13, Frankreich: 15, Norwegen: 17, ibid: 33).  

Die Geschäftsstelle liefert einige Erklärungsansätze für das streckenweise bescheidene Abschnei-

den im internationalen Vergleich: „Aus rechtlichen Gründen ist [...] in der Schweiz bei vielen der ge-

messenen Dienste ein medienbruchloser Durchlauf nicht möglich. So müssen sich beispielsweise 
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Betreffende persönlich für Arbeitslosengeld beim RAV (Regionales Arbeitsvermittlungszentrum) 

melden oder die Steuererklärung muss vielerorts manuell unterzeichnet eingeschickt werden. Daher 

wird die höchste Stufe des Ausbaulevels (Sophistication) nur selten erreicht‚ (Geschäftsstelle  

E-Government Schweiz 2011b: 30). Diese Einschätzung verweist darauf, dass auch im Bereich der 

rechtlichen Grundlagen für die Entwicklung von E-Government noch Einiges zu leisten ist.  

Im EU-Benchmark werden neu auch die erforderlichen Grundlagen für eine durchgängige Ge-

schäftsabwicklung über verschiedene Verwaltungsstellen hinweg – die Existenz sogenannter Back-

office-Enablers – erhoben. Es handelt sich dabei um gemeinsam nutzbare Dienste auf deren Basis 

verschiedene E-Government-Applikationen aufgebaut werden können und um verschiedene Ele-

mente einer E-Government-Basisinfrastruktur ohne deren Existenz eine sinnvolle und wirtschaftliche 

Entwicklung von E-Government fraglich ist (ibid: 113). In der Schweiz sind acht der neun erhobenen 

Treiber vorhanden. Im Vergleich mit den berücksichtigten Ländern schneiden Österreich, Deutsch-

land und Frankreich besser ab (9 von 9 Elementen), Schweden (7) und Norwegen (6) hingegen 

schlechter (ibid: 117). Von den drei Diensten, die für die Endnutzer in der Regel relevant sind (E-ID, 

SSO, E-Payment), kann für die Interaktion mit der Verwaltung bislang allerdings erst die E-ID auf 

mindestens zwei föderalen Stufen genutzt werden (ibid: 233). Das heisst, auch wenn bestimmte 

Dienste vorhanden sind, generieren sie aus Kundensicht noch keinen Nutzen. Dieses Manko be-

steht auch in anderen Ländern (vgl. Abbildung 1). 

 DE FR NO AT SE CH 

Enabler vorhanden 

Elektronische Identifikation (E-ID)       

Single Sign On (SSO)       

Authentische Daten (Register)       

sicherer Datenaustauch (E-Delivery),   nein    

offene Spezifikationen (Standards)       

Architektur-Richtlinien     nein  

Katalog horizontal nutzbare techn. „Enablern‚   nein  nein  

elektronischer Zahlungsverkehr (E-Payment)       

elektronische Archivierung (E-Safe)   nein   nein 

Dienste für Endnutzer nutzbar (mind. zwei staatliche Ebenen) 

E-ID nein      

SSO nein    nein nein 

E-Payment nein  nein nein  nein 

Rechtsgrundlagen vorhanden 

Register       

Architektur-Richtlinien    nein nein nein 

Offene Spezifikationen angewendet 

alle staatlichen Ebenen nein    nein k.A. 

nur nationale Ebene  - - -  k.A. 

Abbildung 13: Backoffice Enabler, Rechtsgrundlagen und Standards - Ländervergleich (Daten: EC 2010e) 

Im Bereich der Grundlagen sind weitere Elemente wie etwa die Existenz von Architekturrichtlinien 

oder eine verbindliche Einhaltung von offenen Standards, von Interesse. In den meisten der berück-

sichtigten Länder stehen im einen oder anderen Bereich weitere Arbeiten bevor. Dies gilt auch für 

die Integration und Berücksichtigung der aufgeführten Dienste und Richtlinien über die staatlichen 

Ebenen hinweg: „Collaboration of different administrations and government tiers must also be tar-

geted to establish a level playing field in terms of back office readiness. The benchmark reveals this 

is not yet reality. In fact, the readiness of the back office still substantially differs from one govern-

ment level to the other.‛ (ibid: 113). Solange dies der Fall ist, können Skaleneffekte nicht erreicht 

werden und das Geschäftsinteresse im Bereich Backoffice Investitionen zu tätigen minimiert sich. 

Wenn kein durchgängiger Einsatz erzielt wird, ist auch der Nutzen für die Bürger/-innen oder Unter-
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nehmen nicht gegeben, selbst wenn die Dienste grundsätzlich vorhanden sind (ibid: 69). 

Die Auseinandersetzung mit den bestehenden Benchmarks zeigt, dass es grundsätzlich schwierig 

ist, den Entwicklungsstand von E-Government zu messen und zu einem klaren Ergebnis zu kom-

men, welche Länder weiter entwickelt sind als andere. Es wird daher nicht davon ausgegangen, 

dass eines der für die Analyse berücksichtigten Länder a priori einen besonderen Vorbildcharakter 

haben könnte. 

4.3 Interviews mit Expert/-innen im Ausland 

4.3.1 Europäische Ansätze zu zentraler E-Government-Infrastruktur 

Die Entwicklungen in der EU zeigen, dass die Europäischen und die Schweizer Verwaltungen im  

E-Government vergleichbaren Herausforderungen gegenüber stehen. Entsprechend macht es 

durchaus Sinn, den Blick über die Schweizer Grenze hinaus zu lenken.  

Nachfolgend werden die wichtigsten Ergebnisse aus den Interviews mit E-Government-Verantwort-

lichen in Deutschland, Frankreich, Norwegen, Österreich und Schweden dargestellt. Die einleiten-

den Informationen zum jeweiligen politischen System sind einschlägigen Dokumenten entnommen, 

die als solche referenziert werden. Die weitere Darstellung basiert auf den Aussagen der Interview-

ten, diese werden abstrahiert wiedergegeben. Literaturangaben im Haupttext dienen als weiterfüh-

rende Hinweise. Vorwegzunehmen bleibt, dass nachfolgende Untersuchungen nur erste Indizien 

und Lösungshinweise liefern können. Die aufgedeckten Aspekte bedürfen vertiefter Analysen in 

Folgeuntersuchungen, um bessere Erkenntnisse darüber zu generieren, wie das Schweizer  

E-Government von europäischen Ansätzen profitieren kann. 

4.3.2 Deutschland 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein föderaler Staat mit drei Ebenen und einem Dezentralisie-

rungsgrad ähnlich dem der Schweiz. Ursprünglich aus autonomen Staaten zusammengewachsen, 

zeigt sich eine im Grundgesetz geregelte Kompetenzverteilung stark zu Gunsten der 16 Bundes-

länder. Sie verfügen über voll ausgebildete, autonome Legislativ-, Exekutiv- und Judikativ-

Körperschaften und sind mit einer umfassenden Finanzautonomie versehen. Es existiert ein Finanz-

ausgleichsystem unter den Ländern und zwischen Ländern und Bund. Die mehr als 11‘200 Ge-

meinden in Deutschland (vgl. Statistisches Bundesamt Deutschland (2011) sind selbstverwaltend 

(AER 2010a). Eine genaue Ausdifferenzierung der Gemeindekompetenzen ist schwer möglich, da 

über diverse Rechtsnormen faktisch eine Vielzahl sehr unterschiedlicher Ausprägungen von Ge-

meindetypen geschaffen wurde (Andersen 2012). 

Deutschland kennt seit den 1970er Jahren kooperative Institutionen, die sich mit der automatischen 

Datenverarbeitung in den Verwaltungen beschäftigen. 2004 wurde mit „Deutschland Online‚ eine 

Plattform für die Staatssekretäre im Bereich E-Government geschaffen. Der unverbindliche Charak-

ter der Zusammenarbeit und der Ergebnisse hatte jedoch zur Folge, dass wenig Nachhaltigkeit 

erreicht werden konnte. 2010 wurde mit dem IT-Planungsrat (vgl. IT Planungsrat 2011b) ein bedeu-

tender Institutionalisierungsschritt gemacht. In diesem (nicht nur auf E-Government beschränkten) 

Steuerungsgremium der öffentlichen IKT sind Vertreter von Bund, Ländern, Spitzenverbänden und 

des Datenschutzes eingebunden und wirken dort übergreifend – sowohl hinsichtlich der föderalen 

Ebenen wie auch verschiedener Fachbereiche. Nebst der Bildung dieser neuen Organisation wur-
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den auch die Regeln des Zusammenspiels zwischen Bund und Ländern im E-Government neu ges-

taltet. Interessant dabei ist sicher, dass sich Deutschland mit den dafür benötigten Rechtsakten5 als 

erster Staat „Strukturregelungen für die Informationstechnik mit Verfassungsrang‚ gegeben hat  

(IT Planungsrat 2011a: 2). 

 

Mit der nationalen E-Government-Strategie 2015 wurde ein Umsetzungsplan für Massnahmen, 

Projekte und Infrastruktur ausgearbeitet (vgl. IT Planungsrat (2011c). Impulse für E-Government-

Entwicklungen kommen aus dem IT-Planungsrat, wobei der Bund eine aktive Moderatoren- und 

Promotorenrolle für gemeinschaftliche Projekte, insbesondere mit Einbezug der Länder einnimmt. 

Zentrale, gemeinschaftliche Infrastrukturen (wie elektronischer Personalausweis, Netzwerke etc.) 

sind derzeit dominierende Themen. Es sollen bewusst nicht länger einzelne Leuchtturm-Projekte 

gefördert werden. 

Standardisierungen beschliesst der IT-Planungsrat über Mehrheitsentscheide. Die Grundthematik 

ist dabei gezielt auf Ebene der Ministerpräsidenten angesetzt, was die voranschreitende Entwick-

lung einer politisch eher schwer vermarktbaren Thematik sicherstellen soll. Die Erarbeitung von E-

Government-Lösungen erfolgt in zeitlich begrenzt operierenden Projektgremien, die an den IT-

Planungsrat berichten. Der Rat verabschiedet danach die Lösungsvorschläge und trifft gegebenen-

falls Vereinbarungen, welche auch für untergeordnete Verwaltungen bindend sein können.6 Eben-

falls über eine theoretische Durchsetzungskompetenz verfügt die beim Land Bremen angesiedelte 

Koordinationsstelle für IT-Standards. De facto sind die dort geschaffenen E-Government-Lösungen 

bislang aber noch immer freiwillig. 

Nebst der Kollaboration im IT-Planungsrat schaffen einzelne Bundesländer aber auch Partikularlö-

sungen. Das Ziel des Rates ist es, deren Zahl zu reduzieren, jedoch nicht unter der Prämisse „eine 

Lösung für alle‚. So soll sich auch in Zukunft ein allfälliger Nutzungszwang auf Standards beschrän-

ken. 

Für die Finanzierung gemeinsamer Projekte wird der sogenannte „Königsteiner-Schlüssel‚ herange-

zogen, ein ursprünglich für die Finanzierung von länderübergreifender Wissenschaft entwickelter 

und jährlich revidierter Finanzierungsschlüssel, der die Anteile der einzelnen Länder regelt. Die Mittel 

werden über die Länderhaushalte gesprochen und an den Bund übertragen. Die Verwaltung der 

Mittel obliegt dem IT-Planungsrat. Die Verwendung ist nicht den Budgetperioden unterworfen.  

Die Kommunen sind in Deutschland selbstverwaltend, was zu grossen Freiheiten und wenig Vorga-

ben von Bund oder Ländern im Bereich E-Government führt (EC 2011b: 18). Im IT-Planungsrat sind 

die Kommunen über die Länder untergeordnet vertreten. Auf Grund der zunehmenden Komplexität 

der Herausforderungen von IKT zeigen sich die Kommunen für Vorgaben von oben bzw. für zur 

Verfügung gestellte Gemeinschaftslösungen aber zunehmend empfänglich.  

                                                

5 Änderungen im deutschen Grundgesetz Art. 91 c und 91 d. 
6 Auf Ebene Bund wird derzeit an einem E-Government Gesetzt gearbeitet. Über dieses wird unter anderem versucht, gewisse Vorgaben 

zur Umsetzung von Bundesrecht, etwa über die Bereitstellung von elektronischen Zugängen von Verwaltungsverfahren (Schriftform vs. 

digitale Signatur) zu machen. 
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Für die Schweiz hervorzuhebende Punkte: 

 Ein föderaler Staatsaufbau muss für die ebenenübergreifende Zusammenarbeit kein Hinder-

nis darstellen, macht aber die Koordination unter den autonomen Stakeholdern noch wich-

tiger. 

 Verwaltungsmodernisierung ist keine Nebensache und bedingt entschiedenes Voranschrei-

ten. Dazu ist eine Ansiedlung von E-Government auf entscheidungskompetenter Stufe an-

gebracht. 

 E-Government wird die Rechtslandschaft weiterhin verändern. Auch wenn dies Anpassun-

gen auf Verfassungsebene bedeuten kann muss auch so ein Schritt denkbar sein. 

 Zentrale, gemeinsame Infrastrukturen müssen nicht als „eine Lösung für Alle‚ verstanden 

werden. Wichtig ist, dass der Austausch unter den Stakeholdern institutionalisiert ist und zu 

schaffende Lösungen gemeinsam erarbeiteten Standards folgen. 

 Das Vorhandensein eines klar definierten Finanzierungsschlüssels für gemeinsame Projekte 

innerhalb wie auch über föderale Ebenen hinweg, reduziert die Transaktionskosten und er-

höht damit die Realisierungschancen gemeinsamer Lösungen. 

 Der IT-Planungsrat ist eine Organisation mit potentiellem Modellcharakter. Deren konkrete 

Ausgestaltung genauer zu untersuchen, dürfte lohnenswert sein. 

4.3.3 Frankreich  

Frankreich gilt seit der Verfassungsänderung von 2003 als dezentralisierter Einheitsstaat und glie-

dert sich in vier Verwaltungsebenen: Neben dem Zentralstaat sind dies 26 neu geschaffene Regio-

nen, 101 Départements und über 36'500 Gemeinden (INSEE 2012). Dezentralisierung ist dabei 

nicht mit einer Föderalisierung des Einheitsstaats gleichzusetzen – zwar werden Verwaltungseinhei-

ten sowie Kompetenzen auf die Ebene der Regionen und Départements verlagert, die Regionen 

besitzen jedoch weder Gesetzgebungsbefugnisse noch Regierungskompetenz (vgl. Vogel 2004). 

Einzelne Politikbereiche sind klar dem Kompetenzbereich der untergeordneten Staatsebenen zuge-

ordnet (Regionen: Hochschulwesen, Berufsbildung; Départements: Sozialwesen). Daneben gibt es 

jedoch eine Reihe von geteilten Kompetenzbereichen. Die Kompetenzabgrenzungen zwischen dem 

Zentralstaat und den untergeordneten Ebenen sind daher insgesamt unübersichtlich (vgl. DILA 

2011a). Während die Verwaltungen auf der lokalen Ebene einerseits über eine gewisse Autonomie 

gegenüber dem Zentralstaat verfügen (z.B. Budgetierung, Personal) sind sie gleichzeitig auch dafür 

zuständig auf nationalstaatlicher Ebene getroffene administrative Entscheidungen lokal umzusetzen 

(vgl. UN 2006, AER 2010e). 

Die Thematik E-Government ist in Frankreich institutionell auf höchster politischer Ebene angesie-

delt. Entscheidungen über Fragen im E-Government werden in Organisationseinheiten getroffen, 

die entweder direkt dem Premierminister oder einem Ministerium unterstellt sind. Das Thema  

E-Government bindet sich ein in den laufenden Prozess einer grösseren Verwaltungsreform, wes-

halb die Direktion für die Modernisierung des Staats (DGME) primär zuständig ist. Es handelt sich 

dabei um eine inter-ministeriale Organisation, die dem Ministerium für Finanzen, öffentlichen Haus-

halt und Staatsreform unterstellt ist. Die DGME initialisiert neue Entwicklungen auf der Grundlage 

von Bedarfsabklärungen, die sie anhand von repräsentativen Nutzerbefragungen vornimmt. Abhän-

gig von der Art eines Dienstes entscheidet sie, welche administrative Einheit für die Entwicklungen 

und den Betrieb eines Services oder das Bereitstellen neuer Infrastrukturen zuständig ist und be-

gleitet diese Projekte, bis sie implementiert sind. Obschon die Entscheidungsgewalt bei der DGME 

liegt – bzw. im Konfliktfall auf oberster Stufe beim Premierminister – verfolgt diese insofern einen 
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„partnerschaftlichen Ansatz‚, als sie mit den Ministerien in den Dialog tritt und aktive Überzeu-

gungsarbeit leistet7 . Die Finanzierung erfolgt über die Budgets der zuständigen Ministerien. Lösun-

gen, die für eine Wiederverwendung in anderen Bereichen geeignet wären, werden von der DGME 

in anderen Ministerien propagiert. Der Einsatz solcher Lösungen basiert aber auf Freiwilligkeit. Für 

getätigte Investitionen ist bei einer Mehrfachnutzung keine Rückfinanzierung vorgesehen.  

Für die Realisierung grosser behördenübergreifender IT-Infrastruktur-Projekte werden in Frankreich 

in der Regel spezialisierte Organisationseinheiten geschaffen, die für die Entwicklung und den Be-

trieb zuständig sind. Beispiele hierfür sind die Nationale Agentur für sichere Schriften (ANTS)8 für 

das Thema E-ID oder das Etalab9 für die Thematik Open Government. Die Direktion für administrati-

ve und rechtliche Informationen (DILA) ist aus der historischen Entwicklung von E-Government in 

Frankreich für das one-stop Portal „service-public.fr.‚ zuständig, betreibt dieses und stellt neben 

der DGME eine zweite wichtige Organisation dar (vgl. DILA 2011b, EC 2011c). 

Für die Entwicklung neuer Lösungen auf allen staatlichen Ebenen stehen von der DGME erstellte 

Referenzdokumente zu den Kernthemen der Sicherheit, Interoperabilität und Zugänglichkeit zur 

Verfügung. Diese sind verbindlich. Teilweise übernimmt die DGME auch eine Zuständigkeit für 

übergreifende Lösungen und entwickelt und betreibt diese über ihr eigenes Budget. Beispielsweise 

stellt sie eine Entwicklungsplattform zur Verfügung, die von den untergeordneten Ebenen kostenlos 

genutzt werden kann, um eigene Services zu entwickeln.10 

Um die Verbindlichkeit für ein koordiniertes Vorgehen auf der zentralstaatlichen Ebene zu erhöhen 

wurde auf Initiative der DGME 2011 eine weitere Institution ins Leben gerufen, die Interministeriale 

Direktion für Informations- und Kommunikationssysteme (DISIC), die dem Premierminister unterstellt 

ist und aus dessen Budget finanziert wird. Die Organisation besteht aus 20-30 Personen, die aus 

den verschiedenen Ministerien rekrutiert wurden. Die DISIC hat den Auftrag zu gewährleisten dass 

IT-Systeme über die Ministerien (und staatlichen Ebenen) hinweg ökonomisch und gemeinschaftlich 

entwickelt werden.11 Bislang müssen geplante Projekte ab einem Umfang von 4-5 Mio. Euro von 

der DISIC genehmigt werden – diese kann u.a. einfordern, dass ein Projekt in Kooperation mit ei-

nem anderen Ministerium umgesetzt werden muss. Sie soll diesen Auftrag zukünftig bei allen Pro-

jekten wahrnehmen. Im Kontext der Verwaltungsmodernisierung soll damit eine Rationalisierung im 

Backoffice Bereich erreicht werden, was eine engere Begleitung und Steuerung erfordert, als dies 

die DGME gewährleisten kann.  

Vor Gründung der DISIC wurden Basisinfrastrukturen von jedem Ministerium selber betrieben und 

finanziert. Neu ist die DISIC für Betrieb und Finanzierung zuständig, die Ministerien beteiligen sich 

nach dem Verbraucherprinzip. Dieses Geschäftsmodell soll verstärkt Anwendung finden, z.B. im 

Bereich geteilter Rechencenter. Weiterhin werden einzelne Services komplett über die inter-

ministerialen Organisationen finanziert. Services, die im Namen des Staats auf den untergeordneten 

staatlichen Ebenen ausgeführt werden, werden zentral finanziert, die lokalen Behörden finanzieren 

lediglich die organisationalen Kosten. Auf Ebene der Regionen bzw. Départements werden eben-

                                                

7 Etwa in Fragen der zeitlichen Umsetzung, des Vorgehens, der technischen Lösung oder in ökonomischen Belangen. 
8 Die die Agence Nationale des Titres Sécurisés (ANTS) wurde 2007 gebildet und untersteht dem Innenministerium (ANTS 2011). 
9 "Le Premier ministre François Fillon a créé par décret la mission Etalab le 21 février 2011. Etalab coordonne l’action des administrations 

de l'Etat et apporte son appui à ses établissements publics administratifs pour faciliter la réutilisation la plus large possible de leurs infor-

mations publiques." (Etalab 2011). 
10 2009 wurden auf der sogenannten "usine à démarches en ligne" 12 zentrale Dienste bereit gestellt – die Palette soll laufend erweitert 

werden (DGME 2010: 5).  
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falls neue Lösungen entwickelt. Die Behörden werden vom Staat und der lokalen Regierung zielori-

entiert geführt. Entsprechende Projekte werden teilweise auch mittels Kooperation realisiert. Ein 

Beispiel hierfür ist die Plattform e-Bourgogne.12 In Bezug auf die Zielsetzung, möglichst gemeinsam 

genutzte Lösungen zu entwickeln, wird der freie Markt als positiver Einflussfaktor gesehen. Für die 

rund 36'000 Gemeinden werden in bestimmten Bereichen einige wenige Lösungen angeboten. 

Der Entwicklungsstand in Frankreich wird vorsichtig eingeschätzt. Bezüglich gemeinsam genutzter 

Datencenter steht man eher am Anfang. Bestimmte IT-Systeme etwa im Finanzbereich werden 

mehrheitlich gemeinsam genutzt. Über alle Ebenen hinweg ist man v.a. im Bereich der Online-

Services weit, für den der Staat die Verantwortung trägt. Andere Kooperationsbereiche gestalten 

sich aufgrund der Anzahl und Autonomie der Gemeinden eher schwierig. 

Für die Schweiz hervorzuhebende Punkte: 

 Das Vorhandensein einer mit finanziellen Kompetenzen ausgestatteten, zentralen Entität er-

leichtert die Umsetzung zentraler Lösungen deutlich. 

 Damit die Privatwirtschaft zu risikoreichen Vorinvestitionen in gemeinsame Lösungen bereit 

ist, muss ein entsprechend grosser Markt mit kollektiv finanzkräftiger Kundschaft bestehen. 

 Alternative Kooperationsmodelle auf der regionalen Ebene könnten für den föderalen Kon-

text interessant sein. 

4.3.4 Norwegen 

Norwegen gilt als zentralistisch organisierter Einheitsstaat. Das Einkammersystem regelt die Kom-

petenzverteilung über Gesetzgebung und Budgetgestaltung der Lokalregierungen. Die 19 Verwal-

tungsprovinzen besitzen Kompetenzen in Bereichen der lokalen Verkehrsinfrastruktur und der regi-

onalen Entwicklung. Ihre Vertretung auf nationaler Ebene erfolgt proportional zur Bevölkerung, je-

doch ohne legislative Interventionsmöglichkeiten. Kompetenzen in den Bereichen der Schulbildung 

und der lokal-regionalen Entwicklung haben auch die 430 Gemeinden (vgl. AER 2010b).  

Im Bereich E-Government agieren die Kommunen weitreichend unabhängig. Die nationale Regie-

rung verfügt über keine formalen Mittel, um E-Government-Entscheide auf lokaler Ebene durchzu-

setzen. Gemeinsame Entwicklungen fussen daher primär auf finanziellen Überlegungen der jeweili-

gen Stakeholder. Insbesondere die Städte sind hierbei jedoch sehr vorsichtig und um die Bewah-

rung ihrer Kompetenzen besorgt. Kooperationen unter den Kommunen finden bislang nur ad hoc 

statt. Die nationale Regierung ist daher darum bemüht, eine neue Organisation ins Leben zu rufen, 

welche als legale Vertretung der Kommunen auf nationaler Ebene im Bereich E-Government auftre-

ten kann. Diese bis dato noch namenlose Organisation soll als Service Provider und vertragsab-

schliessende Partei gemeinsame, zentrale Lösungen zwischen den Verwaltungsebenen ermögli-

chen. 

Auf nationaler Ebene gab es 2004 einen Aufruf zu mehr Koordination der E-Government-Anstren-

gungen. Bis dahin agierten die Ministerien weitgehend unkoordiniert. Heute sind alle Ministerien für 

Impulse in der Entwicklung verantwortlich. Es bestehen mehrere Organisationen, die den Aus-

tausch und die Koordination fördern. Eine wichtige Rolle nimmt hier die 2008 geschaffene Agentur 

                                                

12 Auf der organisatorischen Ebene wird e-Bourgone vom 2007 gegründeten Groupement d’Internet Public (GIP). Nebst dem Staat 

(Präfekt der Region Bourgogne), dem Conseil Régional und den vier Départements sind 950 öffentliche Stellen angegliedert (e-

Bourgogne 2011). Der Beitritt ist offen – neue Mitglieder bezahlen eine Eintrittsgebühr, jedes Mitglied zahlt einen jährlichen Beitrag (zur 

Governance vgl. e-Bourgogne (2007). Das Projekt hat den European Public Sector Award gewonnen und in anderen Regionen Frank-

reichs bereits mehrere Nachahmer gefunden.  
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für Public Management und eGovernment (Difi) des Ministeriums für Regierungsverwaltung, Reform 

und kirchliche Angelegenheiten (FAD) ein (vgl. Difi 2012, FAD 2012). In der Funktion eines Vermitt-

lers hält Difi Kontakt zu allen nationalen Stakeholdern im Bereich IKT, vermittelt zwischen privaten 

Lösungsanbietern und der zentralen Regierung und bemüht sich um die Implementierung der E-

Government-Policies. Innerhalb der Difi ist der Standardisierungsrat für die Entwicklung von Archi-

tekturrichtlinien und Standards zuständig (vgl. EC 2011d). 

Die Entscheidung über zu realisierende Projekte erfolgt jährlich während der Haushaltsplanung. Seit 

2 Jahren ist das FAD für erste Einschätzungen zu IKT Investitionsprojekten zuständig. Die von den 

Ministerien eingereichten Projekte werden danach beurteilt, ob sie in die nationale IKT Architektur 

passen, den Standards folgen, ob sie Service-orientiert, wiederverwendbar und die Komponenten 

in bestehende Systeme integrierbar sind. Eine weitere und teilweise vorentscheidende Einschät-

zung fällt der Finanzminister. Danach handeln die Minister im Plenum eine Rangliste der zu realisie-

renden Projekte aus, wobei wiederum der Finanzminister die abschliessende Entscheidungskom-

petenz hat. 

Für die Implementierung der Vorhaben zuständig ist jeweils dasjenige Ministerium, in dessen Kom-

petenzbereich ein Projekt thematisch am besten passt. Unteragenturen der Ministerien sind dann 

für die eigentliche Realisierung zuständig, wobei diese zumeist an private Unternehmen vergeben 

wird. Für Projekte, die nicht einem bestimmten Ministerium zugeordnet werden können, ist eine 

zusätzliche Organisation zuständig. Der tatsächliche Einsatz der neuen Lösungen ist selbst auf na-

tionaler Ebene nur in wenigen Fällen (z.B. elektronische Identität) verbindlich. Besteht eine solche 

Verbindlichkeit, wird den Organisationen in der Regel eine mehrjährige Übergangs- bzw. Einfüh-

rungsphase gewährt. 

Die Finanzierung der Lösungen ist bislang vom spezifischen Projekt abhängig. Die Steuerkompe-

tenz obliegt in Norwegen quasi ausschliesslich dem Zentralstaat. Die Budgets der unteren Verwal-

tungseinheiten werden jährlich in den Haushaltsverhandlungen über den Zentralstaat festgelegt. Die 

Kommunen können einzig über eine zusätzliche, freiwillige Vermögenssteuer direkte Einkünfte ge-

nerieren. Eine der bislang bedeutendsten, zentralen Infrastrukturen ist „Altinn‚ (vgl. Altinn 2012). 

Gegründet von der Steuerverwaltung, Statistik Norwegen und dem Brønnøysund Register, dient 

Altinn denn auch vornehmlich den Zwecken der Steuerbehörde und wird entsprechend auch zum 

grössten Teil von dieser genutzt und finanziert13. Bei bestehenden Infrastrukturen wie den elektroni-

schen Identitäten war die Nutzung durch die Kommunen bislang unentgeltlich. Da sich die Kosten 

durch die steigende Nutzung aber deutlich erhöht haben, überlegt sich die Regierung dafür Nut-

zungsgebühren einzufordern. Von den ca. 180 Kommunen, welche den Service in Anspruch neh-

men, haben bereits einige mit ihrem Rückzug gedroht. Die Mechanismen des Staatshaushalts zei-

gen sich wenig förderlich für ebenenübergreifende E-Government-Lösungen. Es wird daher ge-

genwärtig ein neues Finanzierungsregime für IKT Projekte erarbeitet, wobei sich eine volle Vorfinan-

zierung durch den Staat und eine 50:50 Aufteilung der weiteren Kosten zwischen dem Staat und 

den nutzenden Agenturen abzeichnet. Hier zeigt sich wiederum die Notwendigkeit der oben ge-

nannten, noch zu schaffenden, gemeinsamen Vertretungsorganisation aller Kommunen, denn der 

Aufwand von 430 separaten, vertraglichen Regelungen zwischen dem Staat und allen Kommunen 

stellt eine immense Herausforderung dar. 

Der Bereich E-Government ist in Norwegen wenig reguliert (vgl. EC 2011d: 11f.). Für zentrale Infra-

                                                

13 Im Januar 2011 nutzten gemäss Altinn (2012) insgesamt 29 öffentliche Agenturen und 4 Kommunen die Dienste. 
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strukturen bestehen allerdings auch nur wenige gesetzliche Hürden, um deren Überwindung sich 

derzeit intergouvernementale Arbeitsgruppen bemühen. Eine Vereinfachung der gesetzlichen Struk-

turen, Abbau von administrativer Belastung von Bürger/-innen und Unternehmen sowie die Gleich-

stellung von Papier und elektronischen Prozessen werden angestrebt. 

Interoperabilität wird durch Gesetze, Richtlinien und Empfehlungen unterstützt. Die Regierung 

schreibt die Anwendung von Architektur-Prinzipien und Standards vor, die Durchsetzung erfolgt 

über Anweisungen an die Ministerien und deren Unterorganisationen. Dies gilt nur für die nationale 

Ebene und es gibt bislang nur wenige verbindliche Anwendungen.  

Für die Schweiz hervorzuhebende Punkte: 

 Koordination unter den Stakeholdern ist wichtig und fängt auf ministerialer Ebene an. 

 Die Anzahl regionaler oder kommunaler Einheiten stellt eine Herausforderung dar, auch 

dann, wenn diese deutlich niedriger ausfällt als in der Schweiz. 

 Zentralstaatlichkeit ist nicht per se förderlich für die Entwicklung gemeinsamer Infrastruktur. 

 Geschäfts- und Betriebsmodelle von zentralen Infrastrukturen sollten schon zu Beginn einer 

Lösungserarbeitung besonders beachtet werden. Das Beispiel eID zeigt, dass bei unerwar-

tetem Wechsel der Finanzierungslogik eine Weiterführung der Zusammenarbeit nicht garan-

tiert ist, bzw. dass die Modalitäten letzterer erneut ausgehandelt werden müssen. 

 Interoperabilität ist nicht ausschliesslich ein EU-Thema. Es ist ein Thema, dem sich  

E-Government ab einer gewissen Entwicklung in jedem Land stellen muss.  

4.3.5 Österreich  

Der österreichische Föderalstaat gliedert sich in vier Ebenen. Die Kompetenzverteilung wird über die 

Verfassung geregelt, wobei dem Bund sowohl die meisten, als auch die bedeutendsten Kompeten-

zen zufallen. Die neun Länder verfügen über sehr beschränkte Gesetzgebungskompetenzen, wäh-

rend die 98 Bezirke die untersten Verwaltungseinheiten bilden. Als eigene Gebietskörperschaften 

mit Recht auf Selbstverwaltung und selbständige Wirtschaftskörper fungieren die 2357 Gemeinden 

gleichzeitig als Teile der Verwaltung der Länder und des Bundes (vgl. AER 2010d). 

In Österreich verfügen die subnationalen Ebenen über deutlich weniger Kompetenzen als jene der 

Schweiz. Der Bundesstaat hat einen zentralistischen Charakter. Dennoch ging man im Bereich  

E-Government einen integrativen Weg. Ab Mitte der 1980er Jahre stimmten die föderalen Ebenen 

ihre IKT Strategien miteinander ab. Seit dem Start von E-Government Österreich (1998) wurde die 

Kooperation durch eine Reihe von aufeinander aufbauenden Organisationen institutionalisiert, deren 

aktuelle Ausprägung die Plattform „Digitales Österreich‚ ist. Verantwortlich dafür ist der Bundes-

CIO, welcher sowohl organisatorisch-strukturell als auch personell-hierarchisch direkt dem Bundes-

kanzleramt angegliedert ist. 

Die Plattform Digitales Österreich (Plattform Digitales Österreich 2012).14 ist das Koordinations- und 

Strategiegremium der Bundesregierung für E-Government in Österreich. In ihm sind alle wichtigen 

Stakeholder des E-Government-Umfelds vertreten.15 In Konsultationsverfahren werden hierin Stan-

dards erarbeitet, welche nach Stellungnahmen und Überarbeitungen schliesslich in Mehrheitsab-

                                                

14 Die Plattform wird ausserdem durch zwei Informationsplattformen flankiert (siehe http://www.ref.gv.at/ und http://www.ag.bka.gv.at/).  
15 „Durch die Einbindung aller Gebietskörperschaften in Kooperation mit der Wirtschaft werden E-Government Projekte, Strategien und 

Richtlinien […] gemeinsam geplant, abgestimmt und umgesetzt. Dies war und ist eine wesentliche Voraussetzung für den Erfolg Öster-

reichs im internationalen E-Government Vergleich.‛ (Plattform Digitales Österreich 2011: 11) 

http://www.ag.bka.gv.at/
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stimmungen verabschiedet werden. Auf Bundesebene finden die Mehrheitsbeschlüsse unter den 

CIOs der Ministerien statt. Die Städte und Gemeinden (vertreten über den Städte- und den Ge-

meindebund) geben Empfehlungen ab, welche in vier thematisch organisierten Arbeitsgruppen zu 

Projektpapieren ausgearbeitet werden. Eine 30-köpfige Expert/-innengruppe befindet danach dar-

über, ob die Resultate zu neuen Standards oder (nur) zu best practice Empfehlungen erklärt wer-

den sollen (vgl. EC 2011e).16 

Wichtig hierbei ist, dass die Beteiligung an Planung und Umsetzung generell freiwillig ist und es nur 

sehr wenige, gesetzliche Vorgaben gibt17. Durch die aktive Einbeziehung aller Stakeholder wird früh 

für Informationsaustausch gesorgt, gemeinsame Probleme können erkannt und über gemeinschaft-

liche Lösungen angegangen werden. Durch die Begegnung auf gleicher Augenhöhe werden föde-

rale Ebenen überbrückt und eine kooperative, demokratische, rational-pragmatische Entwicklung 

von E-Government erreicht. Insbesondere unter den Ministerien geht die Kooperation soweit, dass 

teilweise Lösungen mitfinanziert werden, welche nicht primär die eigenen Bedürfnisse erfüllen. Dies 

geschieht im Wissen um die spätere Unterstützung der Partner bei der eigenen Lösungsfindung. 

Dieses kooperative Modell funktioniert also weniger Dank, denn viel mehr trotz dem eher zentral 

ausgerichteten, politischen System. Dabei werden durchaus auch Nachteile in Kauf genommen. So 

erfordert es viel Kraft, die Stakeholder von Lösungen zu überzeugen, welche für ihre Organisation 

nicht optimal und allenfalls teurer ausfallen, dafür auf nationaler Ebene von Vorteil sind. Man nimmt 

eine langsamere Entwicklung in Kauf, als sie etwa durch einen top-down Ansatz möglich wäre. 

Ebenso verhält es sich mit Partikularlösungen einzelner Einheiten oder von Gruppen innerhalb des 

Staates, also auch mit Parallelentwicklungen. Eine weitere Herausforderung ist die ausgeprägte 

Eigenständigkeit der Ministerien auf Bundesebene. Diese soll aber eingeschränkt und Umsetzungen 

von gemeinsamen E-Government-Entwicklungen gesetzlich vorgeschrieben werden. 

Die Realisierung (Entwicklung, Implementierung) der Lösungen kann grundsätzlich durch öffentliche 

oder private Anbieter (wie dem Bundesrechenzentrum) erfolgen. Wichtig ist hierbei nur die Einhal-

tung des Vergaberechts und ausschlaggebend sind zumeist wirtschaftliche Kriterien. Lösungen im 

Sinne von PPPs wurden in der Vergangenheit vergeblich angestrebt, die Wirtschaft war schlicht 

nicht bereit Vorfinanzierungen zu leisten bzw. die Risiken zu übernehmen. Bei der Finanzierung 

kommen zwischen Bund und Ländern auf Bevölkerungszahlen basierende Rechenschlüssel zum 

Tragen, wobei ein Grundschlüssel von 60% Bund und 40% Länder, Städte, Gemeinden als Vorlage 

dient. In Realität wird diese formelle Lösung aber auch pragmatisch gehandhabt, die eigentliche 

Aufschlüsselung ist oft abhängig vom Nutzen bzw. Verhandlungssache. 

Für die Schweiz hervorzuhebende Punkte: 

 Verwaltungsmodernisierung ist ein langfristiges Unterfangen. Es lohnt sich daher auf natio-

naler Ebene früh mit der Institutionalisierung von E-Government anzufangen. Gleichzeitig 

muss aber Flexibilität gewahrt werden. E-Government verändert das Staatswesen in vielen 

Aspekten und entsprechend müssen die relevanten Organisationen, Regeln und Prozesse 

weiterentwickelt werden. 

 Föderale Struktur ist nicht per se hinderlich für die Entwicklung gemeinsamer Infrastruktur. 

Wie auch das Beispiel Deutschland zeigt, ist umso mehr die Bildung einer vertikal wie hori-

                                                

16 Die Länder schaffen es hierbei kaum je einen Standard durchzubringen, was mit der Autarkie der Landeshauptleute zusammenhängt. 
17 Eine solche ist etwa die vorgeschriebene Registerdatenabfrage zur Datenübermittlung der Behörden. 
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zontal kooperativen, kollaborativen und integrativen Kultur unter den Verwaltungseinheiten 

gefragt. 

 Die Plattform Digitales Österreich kann einen Vorbildcharakter einnehmen. Sie reduziert die 

Transaktionskosten indem sie potentielle Partner zueinander führt und diese sich auf Au-

genhöhe begegnen lässt. Damit kann ein bedeutender Beitrag zur Überwindung von 

Asymmetrien zwischen den Akteuren geleistet werden. 

4.3.6  Schweden 

Schweden versteht sich als dezentralisierter Einheitsstaat. Das Einkammerparlament (Reichstag) 

regelt die Verhältnisse auf nationaler Ebene. Darunter existieren 21 Provinzen, welche die regionale 

Verwaltung übernehmen (Kompetenzen in Polizeiwesen, öffentlichen Verkehr, Zivilschutz, Landwirt-

schaft). Die zweistufige kommunale Verwaltung bilden 210 Gemeinden (Schulwesen, Sozialdienst, 

Städteplanung) zusammen mit 20 Provinziallandtagen18. Letztere sind zuständig für regionale Ver-

waltungsaufgaben, die über einzelne Gemeinden hinausgehen (z.B. Gesundheitswesen, öffentlicher 

Regionalverkehr, regionale Wirtschaftsförderung, Kulturpolitik) (vgl. AER 2010c). 

Die kommunalen Verwaltungen sind gegenüber der nationalen Regierung gemeinsam durch den 

Schwedischen Verband der lokalen Autoritäten und Regionen (SKL) vertreten (vgl. SKL 2012). Die 

Ministerien sind für die Ausarbeitung von Gesetzesvorlagen und Verordnungen zuhanden des 

Reichstags zuständig und haben gegenüber den unterstellten Behörden (Zentralämter) keine Wei-

sungskompetenz. Letztere sind daher für die selbständigen Umsetzungen der Regierungsbe-

schlüsse verantwortlich (ostnordische Verwaltungsform). Auf Ebene des Zentralstaates liegt die 

abschliessende Realisierungsentscheidung beim Reichstag. Die Implementierung erfolgt in Verant-

wortung einer oder mehrerer Behörden. Durch die weitreichende Autonomie der Behörden können 

diese von den Ministerien im Bereich IKT nicht geführt werden. 

Im E-Government trägt das Ministerium für Unternehmen, Energie und Kommunikation die Haupt-

verantwortung für Vorhaben auf Ebene des Staates. Die Impulse für neue Lösungen kommen pri-

mär aus den zentralstaatlichen Behörden. Die eigentliche Lösungsentwicklung erfolgt sowohl in- 

wie out-house, wobei insbesondere die Steuerbehörde viele Entwicklungen selber vollzieht. Da kei-

ne top-down Kompetenzen vorhanden sind, erfolgt die Kontrolle der Arbeit der Agenturen über 

Berichte letzterer zuhanden der Ministerien und über ein System von Audits und Inspektionen durch 

das Parlament. Diese Unabhängigkeit der Behörden führt dazu, dass viel über persönliche Netz-

werke, Verhandlungen, Kooperation und schliesslich auf Vertrauen basieren muss (vgl. EC 2011f). 

Entwickelte Lösungen und definierte Standards können nur für Ministerien und Behörden auf Ebene 

des Staates verpflichtend eingeführt werden. Für die freiwillige Verwendung auf Ebene der lokalen 

Verwaltungen existiert ein Rahmenabkommen, zwingende Anwendungen könnten nur über die 

Gesetzgebung definiert werden, was bislang nur für die nationale elektronische ID zutrifft. Informati-

onstransfer zwischen lokaler und nationaler Ebene findet entsprechend eher wenig statt, detaillierte-

re Daten werden primär in Papierform übermittelt. 

Die Behörden werden jährlich von der Zentralregierung über die zu erfüllenden Leistungen informiert 

und bekommen ein entsprechendes Budget zugewiesen. Für mehrjährige Projekte können ent-

sprechend lange Budgetphasen reguliert werden, ausserdem kann die Budgethöhe im Laufe des 

                                                

18 Gegenwärtig sind Provinziallandtage und Provinzen in den territorialen Geltungsbereichen praktisch deckungsgleich. Durch Reduktion 

der Provinzen auf ca. die Hälfte soll sich das aber bis 2015 ändern. 
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Fiskaljahres den Projektgegebenheiten angepasst werden. Die eigentliche Finanzierung geschieht 

über die Ministerien an die Behörden. Die Behörden können behördenübergreifende Kooperationen 

untereinander eingehen, solange diese budgetkonform sind. Diese Zusammenarbeit ist nicht sehr 

üblich, wird aber von der Regierung angeregt, um die Entwicklung von E-Government weg von 

behördenspezifischen Lösungen hin zu mehr Kundenorientierung zu erreichen. Von den Behörden 

wird eine gesteigerte Kollaboration gefordert, um die diversen, behördenspezifischen Lösungen zu 

integrieren, standardisieren und interoperabel zu machen. Dieser Wunsch nach mehr Koordination 

wurde auch von den Behörden geäussert, auch weil erkannt wurde, dass die behördenspezifischen 

Lösungen zu wenige Nutzer anzogen und somit das Ziel von Kosteneinsparungen nicht zu realisie-

ren vermochten (E-delegationen 2009: 5).  

2009 gegründet und mit einem fünfjährigen Mandat ausgestattet wirkt die E-Government -

Delegation in den Bereichen Regulierungen, Interoperabilität und Open Data (vgl. E-delegationen 

2011). In der Delegation sind die 16 IT-intensivsten Behörden und die kommunale Ebene über SKL 

vertreten. SKL übernimmt ausserdem die Verbindung zu den Kommunalregierungen und berät die-

se im Bereich E-Government. 

Die Finanzierung des Betriebs der Lösungen erfolgt abhängig von der Art der Datenerhebung und 

von Verwendungszwecken. Die Behörden sind für die Datenhaltung verantwortlich, was insbeson-

dere für die Register zutrifft. Allerdings ist anzumerken, dass auch hier kaum zentrale Lösungen 

existieren. Ein Beispiel für eine zentrale Lösung stellt das Personenregister der Steuerbehörde dar, 

welches von allen anderen Diensten benutzt wird. 

2012 wird eine Erneuerung der nationalen E-Government-Strategie erfolgen, wobei die neuen Foki 

auf Interoperabilität und Effizienzsteigerung liegen werden. In Schweden tangieren rund 200 unter-

schiedliche Regulierungen (Verordnungen, Gesetze etc.) den Bereich E-Government. Diese Regu-

lierungen sind in den unterschiedlichsten Sektoren verortet, sind nicht aufeinander abgestimmt und 

enthalten entsprechend sehr unterschiedliche Konzepte, Bedeutungen und Interpretationen zu ei-

gentlich verwandten Sachverhalten. Um dieser Herausforderung zu begegnen, wurde ein neues 

Komitee mit der Analyse der Rechtssituation beauftragt. Innert vier Jahren sollen Lösungen erarbei-

tet werden. Da bereits jetzt mit der Notwendigkeit von Verfassungsänderungen gerechnet wird, 

dürfte ein sich günstiges Fenster dazu erst nach den nächsten Parlamentswahlen, also nach 2014 

öffnen. 

Für die Schweiz hervorzuhebende Punkte: 

 Ohne Koordination unter den Verwaltungen ist die Schaffung kundenorientierter Lösungen 

fraglich. 

 Auch Schweden setzt bei Problemidentifikation und Lösungsfindung auf Integration und 

Kooperation durch die Verwaltungsebenen hindurch, obschon der Zentralstaat über top-

down Kompetenzen verfügt. 

 Finanzielle Flexibilität und Planungssicherheit ist für die Entwicklung gemeinsamer Infrastruk-

tur notwendig. 

 Die Errichtung von mandatierten, zeitlich begrenzt operierenden Organisationen könnte ei-

nen Ansatz zur Erhaltung der Flexibilität innerhalb der E-Government-Organisationsland-

schaft darstellen. 

 Die Rechtslage und Kompetenzverteilung im Bezug zu E-Government vollständig zu durch-

leuchten könnte auch für die Schweiz eine Grundlage liefern, um einfacher die rechtliche In-

teroperabilität künftiger, gemeinsamer Lösungen zu sichern.  
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4.4 Fazit Auslandsvergleich 

In der Schweiz wird bei Schwierigkeiten in der überregionalen Zusammenarbeit (nicht nur) im  

E-Government von Stakeholdern auf allen föderalen Ebenen regelmässig der Sonderfall Schweiz 

zitiert. Wie der Vergleich mit dem europäischen Ausland zeigt, muss diese Argumentation in Frage 

gestellt werden. Ob dezentraler Bundesstaat oder zentralistischer Einheitsstaat, 400 oder 30'000 

Gemeinden, x oder y Regionalverwaltungen, die angepeilte Entwicklungsrichtung von E-Govern-

ment hin zu einer vernetzten Verwaltung und die dadurch entstehenden Herausforderungen bleiben 

sich ähnlich, um nicht zu sagen gleich. Selbiges gilt für die Ansätze, wie diesen Herausforderungen 

sinnvoll begegnet werden kann. 

Politisches System 

 Die heutigen Herausforderungen im E-Government basieren kaum auf dem politischen Sys-

tem eines Staates. Vielmehr scheint die Verwaltungsmodernisierung in den verschiedenen 

Staaten an einem ähnlichen Entwicklungspunkt zu stehen. 

 Die Anzahl der staatlichen Ebenen sowie die Anzahl der jeweiligen Verwaltungseinheiten 

(Regionen, Kommunen) scheint ebenfalls keinen grossen Einfluss auf die Herausforderun-

gen und Lösungsansätze im E-Government zu haben. So deutlich die systemischen Unter-

schiede zwischen Deutschland und Schweden sind, so vergleichbar sind doch die Heraus-

forderungen. 

 Von Bedeutung ist hingegen die Kompetenzverteilung unter den Verwaltungsebenen. Be-

sonders gilt dies bezüglich finanzieller Autonomie. Je komplexer die Verteilung der Kompe-

tenzen ist, desto aufwändiger ist die Lösungsfindung. 

Gesetzliche Rahmenbedingungen 

 Die Ausgestaltung der gesetzlichen Rahmenbedingungen fällt sehr unterschiedlich aus. Die 

rechtliche und politische Interoperabilität sicherzustellen ist auch in anderen Ländern ein 

herausforderndes Thema. 

 Die bestehende Ausgestaltung dürfte im Zusammenhang mit der länderspezifischen Kom-

petenzverteilung stehen und kann im Rahmen dieser Studie daher nicht abschliessend be-

urteilt werden. 

 Eine Bestandesanalyse der für E-Government relevanten, rechtlichen Rahmenbedingungen 

ist zu empfehlen. 

Organisatorische Strukturen 

 In allen Ländern hat sich die organisatorische E-Government-Landschaft in den vergange-

nen fünf Jahren deutlich verändert. 

 Es fällt auf, dass die Zusammenarbeit stärker institutionalisiert wurde. Österreich nahm 

diesbezüglich eine Vorreiterrolle ein. Mittlerweilen sind aber alle untersuchten Länder daran, 

ihre Prozesse, Regeln und Organisationen neu auf die Entwicklung einer vernetzten Verwal-

tung auszurichten. 
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Koordination und Kooperation 

 Die Koordination innerhalb und zwischen den Ebenen stellt eine der grössten Herausforde-

rungen dar.  

 Die grosse Anzahl involvierter Akteure im E-Government erhöht die Transaktionskosten so-

wohl in der Problemidentifikation wie in der Entscheidungsfindung. Diese Problematik findet 

sich insbesondere mit Blick auf die kommunale Ebene. Im Ausland begegnet man dieser 

Herausforderung teilweise über eine kompetente, mit Entscheidungsbefugnissen ausgestat-

tete Vertretung, die in die Gestaltung von E-Government aktiv einbezogen wird. 

 Durchsetzungskompetenz im Sinne einer Top-down-Kompetenz braucht es nicht zwin-

gend. Selbst zentralistische Staaten scheinen, trotz ihrer auf nationaler Ebene weitreichen-

den Kompetenzen, die Lösungsfindung nach kooperativen Überlegungen zu gestalten. 

 Ein starker Fokus liegt auf der Integration sämtlicher Staatsebenen. 

Finanzierung 

 Zentrale Infrastrukturen scheinen in den meisten Ländern primär auf nationalstaatlicher 

Ebene entwickelt und entsprechend über die bestehenden Strukturen finanziert zu werden. 

 Das Problem der Jährlichkeit, also der Abhängigkeit der Lösungsfinanzierung von Budget-

perioden, ist für die Realisierung von oft mehrjährigen E-Government-Projekten ein Hinder-

nis. In einzelnen Ländern kommen daher für die Umsetzung von E-Government-Vorhaben 

längere Budgetperioden zur Anwendung. 

 Die Entwicklung von Betriebs- und Geschäftsmodellen zentraler, gemeinsamer Infrastruktu-

ren ist eine Herausforderung.  
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5 Schlussfolgerungen und Ausblick 

Will die Schweiz das Ziel einer vernetzten Verwaltung erreichen, müssen die Rahmenbedingungen 

für die Zusammenarbeit unter den Verwaltungen innerhalb und zwischen den föderalen Ebenen 

stimmen. So wie sich das institutionell-organisatorische Gefüge heute zeigt, sind diese Rahmenbe-

dingungen im Bereich E-Government nicht oder höchstens unbefriedigend gegeben. So führt ein 

Mangel an Koordination unter den Stakeholdern zu einer wachsenden Zahl Partikularlösungen. Die-

se machen die Einführung von gemeinsamen Infrastrukturen zunehmend teurer. Es fehlen flächen-

deckende finanzielle Instrumente, um finanzschwächeren Stakeholdern die Entwicklung moderner 

Lösungen zu ermöglichen. Interoperabilität fördernde Standards existieren noch nicht in allen Berei-

chen und dort wo sie existieren, werden sie aus Mangel an Verbindlichkeit, Einsicht der Stakeholder 

oder Interesse der privaten Lösungsanbieter oft ungenügend angewendet. Auch wenn Kooperation 

im Sinne von Mehrfachnutzungen durchaus stattfindet, ist der Weg dahin mit viel Aufwand verbun-

den. Wo gemeinsam genutzte Systeme existieren, ist deren Fortbestand mangels nachhaltiger Be-

triebsmodelle nicht immer gesichert, was zu Planungsunsicherheit führt und die gewünschte Wei-

terentwicklung verhindert. 

5.1 E-Government Schweiz nachhaltig organisieren 

Heute betätigen sich mehrere Schweizer Organisationen in der Informationsverbreitung und der 

Koordination der E-Government-Stakeholder. Unter anderem sind hier die Geschäftsstelle  

E-Government Schweiz, die Schweizerische Informatikkonferenz, die interkantonale Fachgruppe  

E-Government, der Verein eCH sowie einzelne ffO aktiv. Das heute bestehende, diversifizierte Or-

ganisationsgefüge muss allenfalls konsolidiert werden. Mehr noch als bisher, ist den integrativen 

und koordinativen Aspekten Bedeutung zu schenken. Erfolgreiche Integration und Koordination 

aller Stakeholder wird die Chancen für die Realisierung gemeinsamer Lösungen im E-Government 

verbessern. Durch dichte Interaktion wird der Informationsaustausch verstärkt, werden gemeinsa-

me Herausforderungen identifiziert und die Vorteile gemeinsamer Lösungen erkennbar. Dennoch 

bleibt bezüglich der Realisierung der Resultate eine grosse Herausforderung – die Finanzierung. 

Aus den Erkenntnissen des In- und Ausland können einige Schlussfolgerungen dahingehend gezo-

gen werden, wie E-Government institutionell-organisatorisch aufgestellt sein muss, um die Vision 

einer vernetzten Verwaltung im föderalen Kontext der Schweiz zu nachhaltig zu realisieren. 

5.1.1 Grundlegende Anforderungen 

Integration 

Verwaltungsübergreifende, durchgehende Prozesse müssen horizontale und vertikale Organisati-

onsgrenzen überbrücken und die föderalen Ebenen durchdringen. Um Lösungen zu schaffen, müs-

sen jene Stakeholder zunächst an der Problemdefinition beteiligt sein, die mit den Herausforderun-

gen des Verwaltungshandelns konfrontiert sind. Das bedeutet nichts anderes, als dass von den 

Gemeinden über die Kantone bis zum Bund alle Akteure einzubinden sind, also an der Identifikation 

der dringlichsten Herausforderungen und der entsprechenden Lösungserarbeitung gleichberechtigt 

teilnehmen. 

Koordination  

Die grosse Anzahl Stakeholder im E-Government erfordert eine Institutionalisierung der Informati-

onsströme. Die Akteure müssen miteinander in einem aktiven Austausch von Wissen und Erfahrun-

gen stehen. Das geht über eine reine Situationsinformation des Standes von E-Government in der 
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Schweiz hinaus. Es lohnt sich hierfür einen organisationalen Rahmen zu schaffen und diesen mit 

klar definierten Prozessen und Regeln zu stützen. Die Koordinationsleistung muss dabei von allen 

Stakeholdern mitgetragen werden. Das bedeutet auch, dass sich die Verwaltungen auf allen föde-

ralen Ebenen der Chancen und Bedeutung von Verwaltungsmodernisierung im Rahmen von E-

Government bewusst sind und sowohl finanzielle wie personelle Ressourcen bereitstellen. 

Finanzierung 

Gemeinsame, zentrale Lösungen müssen geplant, geschaffen, betrieben und weiterentwickelt wer-

den. Bei Planung und Entwicklung ist mit teilweise hohen Kosten zu rechnen, die absehbar die fi-

nanziellen Kapazitäten einzelner Verwaltungen übersteigen. Somit besteht eine deutliche Reduktion 

der Realisierungswahrscheinlichkeit gemeinsamer Lösungen: Gemeinsame Lösungen können pri-

mär von den finanzkräftigsten Verwaltungseinheiten bzw. von sehr grossen Gruppen an Stakehol-

dern geschaffen werden. Gleichzeitig erhöht die Anzahl der beteiligten Akteure die Transaktionskos-

ten deutlich, reduziert die Chancen eines Lösungskonsenses und verringert somit die Wahrschein-

lichkeit, dass gemeinsame Lösungen realisiert werden. 

Kleine Gruppen von Stakeholdern können sich in einem dezentralen Machtgefüge wie der Schweiz 

einfacher für eine gemeinsame Lösung zusammenfinden. Aufgrund der Kosten besteht jedoch eine 

grosse Wahrscheinlichkeit, dass sie die Lösung nicht zu finanzieren vermögen. Gemeinsame, auf 

Standards zur Interoperabilität basierende Lösungen sind nach der Realisierung für weitere Nutzer 

interessant. Dieser spätere Anschluss weiterer Stakeholdern erhöht jedoch die Realisierungswahr-

scheinlichkeit nicht, falls die Vorfinanzierung nicht leistbar ist. Ein Grund dafür liegt in der Risiko-

aversion der Schweizer Verwaltungen (Ehrensperger 2007: 327 ff.). Ohne Planungssicherheit die 

Entwicklung, den Betrieb und die Pflege von Infrastruktur betreffend bleiben gemeinsame Lösungen 

kaum realisierbar. 

Finanzierung von Betrieb und Pflege der Lösungen erfordern hoch qualitative Geschäfts- und Be-

triebsmodelle. Diese zu entwickeln und umzusetzen erfordert eine entsprechend ausgeprägte Ex-

pertise. Eine solche ist nicht in sämtlichen Verwaltungseinheiten auf allen föderalen Ebenen vorhan-

den. Faktisch gehört dies nicht zum Kerngeschäft und den Kernkompetenzen einer Verwaltung. Für 

den gesicherten Betrieb von E-Government-Infrastruktur ist dies aber zwingend erforderlich. 

5.1.2 Lösungsansatz 

Vorstellbar ist für die Zukunft eine Landschaft mit je einer ständigen Organisation zuständig für Ko-

ordination, Standardisierung und Ausführung. Obschon funktional getrennt, pflegen alle drei ständi-

gen Organisationen regelmässige Interaktionen miteinander. Lösungsinteressierte Stakeholder fin-

den sich zur Beauftragung und Überwachung von Projekten in zeitlich begrenzt operierenden Pro-

jektorganisationen zusammen. 

 

Alle Organisation verfügen über klare Regeln bezüglich Kompetenzverteilung, Aufsicht / Kontrolle 

sowie Ein- und Ausstiegszenarien. Sie stehen grundsätzlich allen öffentlichen Stakeholdern offen. 

Um auf die Bedürfnisse der Kunden aufmerksam zu werden und kundenorientierte Lösungen zu 

entwickeln, macht zudem eine institutionalisierte Einbindung der Privatwirtschaft Sinn19.  

  

                                                

19 Die kann etwa über Beteiligungen von branchenunabhängigen Wirtschaftsverbänden geschehen. 
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Folgende Abschnitte liefern eine grobe Skizze dieses Organisationsgefüges wie es in einigen Jahren 

vorstellbar sein könnte. Die konkrete Ausgestaltung der einzelnen Organisationen bleibt noch offen 

und muss in nachfolgenden Studien konkretisiert werden. Ebenso ist die Ausgestaltung der einzel-

nen Entwicklungsschritte, weg von der heutigen Situation und hin zu der künftigen, noch offen. 

 

Abbildung 14: Organisationslandschaft für eine vernetzte Verwaltung Schweiz 

Koordinationsorganisation 

Die Koordinationsorganisation sorgt für die Beteiligung aller Stakeholder an den Prozessen der 

Problemidentifikation und Lösungsfindung. Sie institutionalisiert die dichte Interaktion und den In-

formationsaustausch unter den Stakeholdern und hilft so, ein gemeinsames Verständnis und eine 

von allen getragene Vision zu entwickeln. Das interne und externe Wissensmanagement ist hier von 

zentraler Bedeutung. Die Stakeholder-Interaktionen beschränken sich nicht auf informative Veran-

staltungen: In Arbeitsgremien werden Herausforderungen erörtert und Lösungsansätze angedacht. 

Dafür ist es wichtig, dass sich die unterschiedlichen Stakeholder auf Augenhöhe begegnen können, 

unabhängig von Grösse, Finanzkraft oder föderaler Ebene. 

Standardisierungsorganisation 

Die Aufgaben der Standardisierungsorganisation bewegen sich im gesamten Umfeld dessen, was 

zur Sicherstellung von Interoperabilität erforderlich ist. Aufgrund der thematischen Verteilung bietet 

sich hier eine Aufteilung in mehrere domänenbezogene Einheiten an, welche sich mit Technik und 
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Semantik, Politik- und Verwaltungsprozessen, und Fragen des Rechts befassen20. Da die einzelnen 

Aspekte von Interoperabilität schliesslich zu einem System zusammenzufügen sind, ist eine dichte 

Interaktion zwischen den Untereinheiten der Standardisierungsorganisation notwendig. Nebst fort-

laufender Entwicklung und Pflege künftiger Standards unterstützt sie die Ausführungsorganisation 

bei der Sicherstellung der Interoperabilität von neuen Lösungen. Auch hier ist wiederum das Wis-

sensmanagement von zentraler Bedeutung.  

Ausführungsorganisation 

Von besonderer Bedeutung ist die Ausführungsorganisation. Von wenigen Ansätzen auf kantonaler 

Ebene abgesehen, existiert eine solche Organisation derzeit nicht. Wie oben dargestellt, kommt ihr 

aber eine Schlüsselfunktion für die Realisierung zu. Dazu benötigt sie die finanziellen Mittel und 

Kompetenzen, welche die Unterstützung mehrjähriger Vorhaben erlauben. Die Ausführungsorgani-

sation kann Vorinvestitionen leisten und entwickelt Aufteilungsschlüssel zur Ko-Finanzierung ge-

meinsamer Infrastruktur durch mehrere Stakeholder. 

Die Lösungsnutzer tragen insbesondere bei Betrieb und Pflege einen grösstmöglichen Teil der Kos-

ten. Dazu entwickelt die Ausführungsorganisation nachhaltige Geschäfts- und Betriebsmodelle zu 

den spezifischen E-Government -Lösungen. Die selbsttragende Finanzierung von Lösungen nach 

vorab klar definierter Übergangsfrist ist anzustreben. Ein Finanzierungsmodell ist noch auszuarbei-

ten. 

Die Ausführungsorganisation übernimmt aber nicht zwingend die eigentliche Entwicklung, den akti-

ven Betrieb oder die Weiterentwicklung der Infrastrukturen. Vielmehr nimmt sie hierfür eine Vermitt-

lerrolle ein, führt Verhandlungen mit öffentlichen und privaten Anbietern und führt diese mit den Sta-

keholdern der Projektorganisation zusammen. 

Die Ausführungsorganisation bemüht sich aktiv um die Umsetzung der priorisierten Vorhaben. Wo 

Stakeholder nicht direkt auf sie zukommen, setzt sie sich für deren Sensibilisierung im Sinne der 

Vorhaben ein und akquiriert Aufträge zur Umsetzung. 

Projektorganisation 

Über die Interaktionen in der Koordinationsorganisation (oder auch unabhängig davon) finden sich 

Gruppen von Stakeholdern zusammen und bilden jeweils eine spezifische, zeitlich begrenzte Pro-

jektorganisation. Diese definiert gegenüber der Ausführungsorganisation die Lösungsanforderun-

gen, handelt mit selbiger die Finanzierung aus und beauftragt sie mit der Realisierung des Projekts. 

Im weiteren Projektverlauf ist die Projektorganisation für die periodische Kontrolle des Fortschritts 

zuständig, nicht aber für die Projektausführung. Die einzelnen Stakeholder können sich also weiter-

hin auf ihre Kernaufgaben konzentrieren. 

Die Projektorganisationen können über standardisierte Regeln und Kooperationsprozesse organi-

siert werden, die in der Koordinationsorganisation vorgängig entwickelt wurden. Dabei können er-

probte Finanzierungsmodelle zur Anwendung gelangen, die durch die Ausführungsorganisation 

entwickelt wurden. Dadurch reduzieren sich die Transaktionskosten und verringert sich die Zeit-

spanne von Gruppenbildung der Stakeholder bis zum Start des jeweiligen Projekts. Die Bildung 

zeitlich begrenzter Projektorganisationen bietet sich an, weil damit ein klarer Horizont abgesteckt 

                                                

20 Gegenwärtig werden von bestehenden Organisationen wie eCH vornehmlich Aspekte der technischen und semantischen Interoperabi-

lität abgedeckt.  
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wird, bis zu welchem das jeweilige Projekt auszuführen ist. Ziel ist die Lösungsentwicklung voranzu-

treiben und eine Stagnation des Prozesses zu verhindern. 

5.1.3 Chancen und Anforderung der Realisierung  

Offene Fragen die institutionell-organisatorische Umgestaltung betreffend 

Die noch zu klärenden Fragen können nicht abschliessend aufgezählt werden. Absehbar ist aber 

jetzt schon, dass folgende Aspekte vertieft zu betrachten sind: 

 Anschubfinanzierung: Finanziert der Bund die ersten X Jahre, bis sich das Zusammenspiel 

der Stakeholder etabliert hat und die finanziellen Aufteilungsfragen geklärt sind? Werden 

Budgets der bestehenden E-Government-Organisationen konsolidiert und in die neuen Or-

ganisationen eingebracht? 

 Politische Rahmenbedingungen: Erfordern die drei Organisationen gewisse rechtliche An-

passungen, und auf welchen Ebenen? Kann eine entscheidungskompetente Vertretung der 

Gemeinden (und allenfalls der Kantone) geschaffen werden? 

 Rechtliche Interoperabilität: Kann diese überhaupt von einer zentralen Entität angegangen 

werden? Wie lässt sich dieser Aspekt in den Politikzyklus der Verwaltungen einbringen? 

 Rechtsform: Sollen die drei Organisationen als Vereine gebildet werden? Brauchen sie einen 

spezifischen Eigentümer? Werden überhaupt neue Organisationen benötigt oder liesse sich 

die Landschaft durch Anpassungen bestehender Organisationen bilden? 

 Interne Prozesse und organisatorischer Aufbau: Wo sind Audit-Funktionen anzusiedeln? Wo 

liegt die Verantwortung über die Pflege des Lösungs-Portfolio? Wie werden die Interaktio-

nen unter den Organisationen institutionalisiert? 

Herausforderungen 

 Die Stakeholder in der Schweiz haben wenig konkrete Vorstellungen davon, wie eine institu-

tionell-organisatorisch umgestaltete E-Government-Landschaft aussehen soll. 

 Die Finanzierbarkeit von Realisierung, Betrieb und Pflege gemeinsamer Lösungen ist ein 

Thema, dem in der Fachliteratur ungenügend Beachtung geschenkt wird. Soll die vernetzte 

Verwaltung Realität werden, ist diesem Aspekt deutlich mehr Gewicht zu geben.  

 Die starke Autonomie der Gemeinden und Kantone, und die komplexe Kompetenzvertei-

lung zwischen allen drei föderalen Ebenen, stellt eine Herausforderung dar. Es müssen We-

ge gefunden werden, wie alle Verwaltungseinheiten aktiv in den Prozess der sich vernet-

zenden Verwaltungen einbezogen werden können, gleichzeitig muss das Eindringen in de-

ren Handlungsräume minimiert werden. 

 Die wachsende Zahl an Partikularlösungen macht das Umschwenken auf gemeinsame, 

zentrale Lösungen zunehmend kostspieliger und schwieriger. 

 Die grosse Anzahl an Stakeholdern, insbesondere auf Ebene der Gemeinden, generiert ho-

he Transaktionskosten und Unsicherheiten bezüglich der Realisierungschancen zentraler, 

gemeinsamer Lösungen. Eine entscheidungskompetente Vertretungsorganisation könnte 

hier helfen. 

 Die im Ausland vorhandenen, mit Entscheidungskompetenzen ausgestatteten Vertretungs-

organisationen von Kommunen und Regionen, sind so in der Schweiz nicht vorhanden. Es 

bleibt fraglich, ob sich insbesondere die Schweizer Gemeinden in einer solchen Organisati-
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on zusammenfinden können, primär weil dies mit gewissen Kompetenztransfers einherge-

hen würde. Die Reduktion der Transaktionskosten für zentrale Lösungen zwischen bundes-

staatlichen Verwaltungseinheiten und den ca. 2‘500 Gemeinden ist so eher unwahrschein-

lich. 

Chancen 

 Die Befragung der Stakeholder zeigt, dass institutionell-organisatorische Veränderungen im 

Schweizer E-Government vorstellbar sind. 

 Die neue E-Government-Rahmenvereinbarung von Bund und Kantonen weist den Weg in 

eine stärker von Kooperation geprägte Zukunft und generiert ein günstiges Zeitfenster, um 

jetzt über die künftige Ausgestaltung von E-Government Schweiz zu diskutieren. 

 Partikularlösungen werden für zunehmend komplexere Anforderungen auch entsprechend 

teurer, was das Interesse an gemeinsamen Lösungen steigen lässt. 

 Ressourcenknappheit in den einzelnen Verwaltungseinheiten drängen zum Pooling von Ka-

pital und Personal, wenn dadurch mit reduziertem Aufwand passende Lösungen erarbeitet 

werden können. 

 Unterschiedliche Beispiele aus dem Ausland zeigen, dass die Schweiz in keiner Herausfor-

derung wirklich einzigartig ist und dass es durchaus Wege zur Bewältigung gibt. 

 Kooperative Organisationen existieren im Ausland teilweise schon seit Jahrzehnten und ha-

ben sich gerade für föderale Kontexte als tauglich erwiesen. 

5.2 Fazit zur Untersuchung und Ausblick 

E-Government Schweiz steht an einem entscheidenden Punkt. Wenn sich nichts an der gegenwär-

tigen Situation verändert, wird das System nicht untergehen. Es wird sich jedoch auch nicht effi-

zient, kundenorientiert und hochqualitativ weiterentwickeln. 

Die vorliegende Untersuchung zeigt, dass die Thematik der vernetzten Verwaltung unbedingt aus 

systemischer Sicht anzugehen ist. Einzelne Kernaspekte werden derzeit von unterschiedlichen Sta-

keholdern behandelt, es fehlt jedoch eine integrale Perspektive. Die zusammenhängenden Heraus-

forderungen von Finanzierungslogik, Kompetenzverteilung, Interoperabilität, organisatorischem Ge-

füge etc. lassen sich nicht vollständig getrennt bewältigen. Im Vergleich zum Ausland wäre dabei 

eine genauere Klärung der Frage, inwiefern sich die Ausgestaltung des Staatshaushalts und die 

Kompetenzverteilung zwischen den staatlichen Ebenen (auch rechtlich) auf die Komplexität der 

Lösungsfindung auswirken aus wissenschaftlicher Perspektive interessant. 

Die Schweiz steht mit ihren Herausforderungen nicht alleine da, sie ist kein Sonderfall. Das europäi-

sche Ausland hat von Staat zu Staat unterschiedliche Entwicklungen im E-Government gemacht. 

Dennoch stellt sich die heutige Situation im Ausland insgesamt durchaus vergleichbar dar. Auch 

wenn sich die politischen Systeme, Grössenverhältnisse und andere Rahmenbedingungen teils 

deutlich unterscheiden, so existieren dennoch Lösungen, die sich auch auf die Schweiz adaptieren 

lassen könnten. Auch in einzelnen Schweizer Kantonen existieren organisatorische Lösungen, die 

Modellcharakter für die nationale Ebene haben könnten. Es scheint vielversprechend, entsprechen-

de Ansätze genauer zu untersuchen.  

Benchmarks und Fortschrittsdokumentationen sind nur ein bedingt geeignetes Mittel um Einblick in 

Entwicklung und Stand von E-Government in anderen Ländern zu gewinnen. Die Erfahrungen aus 

den Interviews machen deutlich, dass die Komplexität der systemischen Zusammenhänge von ge-
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genwärtigen Vergleichsuntersuchungen nur unzureichend oder gar nicht wiedergegeben werden. 

Um Einsichten über vergleichbare Herausforderungen und konstruktive Vorgehensweisen zu erlan-

gen, ist der persönliche Kontakt mit den jeweiligen Hauptakteuren bzw. Stakeholdern unabdingbar. 

Grosses Interesse an einem intensivierten Austausch über diese Themen wurde auch von den In-

terviewpartnern im Ausland signalisiert.  

Mit dieser Untersuchung wird ein erster Schritt auf einem mittelfristigen Entwicklungspfad hin zu 

einem E-Government Schweiz gemacht, das die vernetzte Verwaltung realisieren kann. Dieser erste 

Überblick und die Skizze einer veränderten Organisationslandschaft werfen viele offene Fragen auf, 

die es noch zu klären gilt. 
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